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Einen Tag nach dem Anschlag auf die 
Führungsriege des syrischen Sicherheits-
apparates veröffentlichte die Informati-
onsstelle Militarisierung unter dem Titel 
„Schlechte Aussichten auf ‚Wiederaufbau‘ 
in Syrien“ einen Artikel über die Zusam-
menarbeit der Bundesregierung mit dem 
Syrischen Nationalrat und das drohenden 
Chaos in Syrien – auch die im Land 
befindlichen Chemiewaffen wurden pro-
minent erwähnt. Ansonsten hat die IMI 
angesichts der medialen Präsenz und Rele-
vanz des Syrien-Konfliktes hierzu bislang 
relativ wenig veröffentlicht. Das lag nicht 
daran, dass wir uns in unserer Ablehnung 
einer Militärintervention einerseits sowie 
des Assad-Regimes andererseits unsicher 
oder uneins gewesen wären. Das hatte 
v.a. damit zu tun, dass die Akteure und 
Instrumente, mit denen wir uns beson-
ders auskennen und zu denen wir einen 
Mehrwert zur Debatte beitragen können, 
in Syrien auf verdeckte Art aktiv waren 
und man dabei inmitten einer Propa-

gandaschlacht häufig auf Spekulationen 
und dubiose Quellen angewiesen war, an 
deren Weiterverbreitung wir uns nicht 
beteiligen wollten. Mit diesem Problem 
werden wir in Zukunft immer stärker 
zu kämpfen haben und uns auf unserem 
nächsten Kongress Mitte November unter 
dem Titel „Verschlusssache Krieg“ u.a. 
mit den Konsequenzen verdeckter Krieg-
führung auch für uns auseinandersetzen. 
Fast täglich erreichen uns empörende 
Nachrichten aus Syrien, die einen her-
ausfordern, Stellung zu nehmen. Dass die 
Medien das häufig unreflektiert tun und 
dabei die herrschenden Deutungsmuster 
übernehmen, kritisieren wir regelmä-
ßig. Dass diese Situation auf die Dauer 
zu Fehlern verleitet, davon zeugt der 
genannte Artikel. Hier wurden sich die 
Narrative des angeblich unausweichlich 
bevorstehenden Sturz Assads und der 
Gefahr einer unkontrollierten Verbreitung 
der Chemiewaffen zueigen gemacht, ohne 
dass wir hierzu eine realistische Einschät-

zung überhaupt treffen könnten. Außer 
Zweifel steht aber, dass diese Narrative 
bewusst erzeugt und strategisch kommu-
niziert wurden.
Es war stets Teil der Propaganda, den 
Sieg als möglich und als unmittelbar 
bevorstehend erscheinen lassen, um die 
eigene Seite moralisch zu stärken und die 
Gegenseite zu schwächen. Der Stellenwert 
dieser Propaganda steigt in dem Maße, 
wie die betreffende Seite für ihren Sieg 
darauf angewiesen ist, dass Verzweifelte 
massenhaft zu den Waffen greifen und 
auf der Gegenseite Menschen desertieren 
oder putschen. Bereits in Libyen wurde 
der Eindruck vermittelt, der Krieg wäre 
binnen Wochen zu entscheiden, zahlrei-
che „Freudenfeiern“ und „Entscheidungs-
schlachten“ wurden der Weltöffentlichkeit 
und auch den Aufständischen vorgegau-
kelt - womit auch Forderungen nach einer 
Verhandlungslösung der Boden entzogen 
wurde. 
CM für die Redaktion

Editorial:
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„Zwei Glatzköpfe, die sich um einen Kamm streiten“ – so 
bezeichnete der große argentinische Schriftsteller Jorge Luis 
Borges einst die beiden Rivalen im Falklandkrieg 1982, Argen-
tinien und Großbritannien. 655 argentinische und 255 britische 
Soldaten ließen in dieser Auseinandersetzung im Südatlantik ihr 
Leben.1 Dieser Krieg und der gesamte Konflikt um die gerade 
einmal etwas mehr als 12.000 km² große Inselgruppe, die von 
den Briten „Falkland Islands“ und von den Argentiniern „Islas 
Malvinas“ genannt wird, erscheint absurd.  Doch anders als es 
Borges Ausspruch vermuten lässt, ging und geht es dennoch um 
weit mehr als den Besitz von ein paar Felsen: Nationale Ideologie 
und insbesondere wirtschaftliche sowie geopolitische Erwägun-
gen stehen im Zentrum der Auseinandersetzung.

2012 jährten sich die Ereignisse vom 2. April bis 20. Juni 1982 
zum dreißigsten Mal, was auf argentinischer Seite Anlass für ver-
stärkte diplomatische Bemühungen war und auf britischer Seite 
militärische Warnsignale sowie erneute Treueschwüre für die ca. 
3000 Bewohner der Inseln hervorrief. Im Folgenden sollen die 
Hintergründe des Konflikts betrachtet werden, der immer noch 
weit von einer Beendigung entfernt ist.

Geschichte der Kolonialisierung und des Konflikts

Schon in der Frage der Besiedlung gehen die Interpretationen 
Argentiniens und Großbritanniens auseinander.2 Buenos Aires 
behauptet, dass der Seefahrer Luis Vernet die Inseln, die knapp 
400 km vom Festland Argentiniens entfernt liegen, im Namen 
des Landes eingenommen und ab 1829 besiedelt hat. Es klagt 
Großbritannien der feindlichen Übernahme der Inseln an, auch 
wenn wohl die meisten der argentinischen Siedler schon 1831 
durch ein US-Kriegsschiff vertrieben wurden. London betont den 
friedlichen Besiedlungsprozess einer unbewohnten Inselgruppe ab 
1833. Nach anfänglichen Schwierigkeiten habe man in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts eine gewisse ökonomische Entwicklung 
erzielt und Siedler angezogen. Die hauptsächlichen wirtschaftli-
chen Standbeine der Falklandinseln waren die Versorgung und 
Reparatur vorbeifahrender Schiffe sowie die Landwirtschaft.3 

Legen wir die britische Version zugrunde, so kommt vielleicht 
die Frage auf, ob hier überhaupt von Kolonialismus die Rede 
sein kann. Auch wenn es sich hier nicht um die brutale Ausrot-
tung, Ausbeutung und Unterdrückung ganzer Völker handeln 
sollte, so kann der Wille zur Kontrolle über die Falklandinseln 
nicht abgekoppelt vom Gesamtprojekt des britischen Imperialis-
mus betrachtet werden. Die britische Hegemonie fußte auf der 
wirtschaftlichen und geostrategischen Kontrolle des gesamten 
Globus, wozu die Kontrolle der Inselgruppe im Südatlantik, in 
der Nähe der Antarktis und Argentiniens, ihren Teil beitrug. 

Argentinien befreite sich ab 1810 vom spanischen Kolonialis-
mus, war aber fortan wirtschaftlich in extremer Abhängigkeit 
der weltweiten Hegemonialmacht Großbritannien, die zuvor 
(1806/07) versuchte, das Land zu erobern. Vor diesem Hin-
tergrund werden in Argentinien seit jeher „der Süd-Atlantik im 
Allgemeinen und der antarktische Kontinent im Besonderen nicht 
einfach als fernes, kühles, eisbedecktes Ödland angesehen; sie werden 

eher als Verkörperung eines allzu ver-
lockenden Sprungbretts angesehen, von 
wo eines Tages feindliche militärische 
Aktivitäten zur Bedrohung der natio-
nalen Sicherheit Argentiniens ausge-
hen könnten“.4 Besonders als ab 1930 
eine nationalistischere und auf wirt-
schaftliche Unabhängigkeit bedachte 
Politik in den Vordergrund drang, 

wurden die Ansprüche auf die Falklands und andere britischen 
Inseln lauter. Im Zweiten Weltkrieg, als Argentinien zwar neutral 
blieb, jedoch mit den Achsenmächten sympathisierte, schätzten 
die Briten ihre Besitzungen im Südatlantik, um einen möglichen 
„arktischen Coup“ Argentiniens oder Deutschlands verhindern 
zu können.5

Die historische Argumentation beider Seiten zur Beanspruchung 
der Inseln fußt auf recht fragwürdigen Herleitungen. Die argenti-
nische Version geht auf die Aufteilung der Welt durch Papst Alex-
ander VI von 1493 zurück. Demnach hatte Spanien Anspruch auf 
das gesamte Territorium westlich des 46. Längengrads (also auch 
auf die Falklandinseln und Teile der Antarktis) und Portugal auf 
alles östlich davon. Argentinien sieht sich durch die errungene 
Unabhängigkeit als juristischer Nachfolger Spaniens und erhebt als 
– im Vergleich zu den anderen Kolonien – am nächsten gelegener 
Staat den Anspruch auf die Inseln (und Teile der Antarktis). Auf 
die Frage nach der Nachfolgeregelung für kolonialen Besitz ist diese 
Antwort zwar nicht vollkommen abwegig, aber die Festschreibun-
gen eines Pontifex des 15. Jahrhunderts lassen sich nicht auf das 
heutige internationale Recht anwenden.6

Großbritannien beruft sich bei seinen Ansprüchen auf die 
Besiedlung seit 1833 und königliche Besitzdeklarationen von 
1908 und 1917. Aus einer unilateralen Erklärung durch den 
König lässt sich jedoch schwerlich ein Anspruch auf Souveränität 
über dieses Territorium ableiten.7 

Der Falkland-Krieg 1982

1976 wurde die argentinische Präsidentin Isabel Perón vom 
Militär gestürzt.8 Der General Jorge Rafael Videla setzte sich 
an die Spitze des Staates und begann eine Welle des Staatster-
rors gegen jede mögliche Art von Opposition. Bis zum Ende der 
Diktatur 1983 wurden schätzungsweise 30.000 Menschen umge-
bracht. Anders als bei der Militärdiktatur unter Augusto Pinochet 
im benachbarten Chile, war die Hierarchie innerhalb des Mili-
tärs umstritten und wurde zum Anlass für innere Machtkämpfe 
(deshalb hatte das Land während der Diktatur vier verschiedene 
Staatsoberhäupter). Diese Spannungen in der Führung und die 
katastrophale Wirtschaftslage (Auslandsschulden, Rezession, 
Inflation) brachten die Diktatur stark in Bedrängnis. Das Kalkül 
der Junta unter Führung von Leopoldo Galtieri bestand darin, 
durch eine Invasion der Falklandinseln einen militärischen Erfolg 
zu verbuchen, der die Nation eint und von den großen Problemen 
ablenkt. Die Hoffnung war, dass Großbritannien keine militäri-
sche Reaktion zur Rettung der kleinen Inselgruppe zeigen würde.

Durch eine hektisch ausgeführte Invasion am 2. April 1982 
stellte Argentinien das Vereinigte Königreich und die internatio-
nale Gemeinschaft vor vollendete Tatsachen. Zunächst lief alles 
nach Plan: die Hauptstadt Port Stanley (Argentinien nennt sie 
„Puerto Argentino“) konnte erobert werden und in Buenos Aires 
feierten große Menschenmassen diesen „Erfolg“. Die Bilder tri-
umphierender argentinischer Soldaten gingen um die Welt und 
die britische Premierministerin Margaret Thatcher sah sich zum 
Handeln veranlasst. Besonders die USA waren über den Konflikt 

Geopolitik im Südatlantik
Britische „Falkland Islands“ oder argentinische 
„Islas Malvinas“?
von Mirko Petersen



Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

2  Ausdruck August 4/2012

zwischen zwei ihrer Verbündeten verärgert, doch alle internatio-
nalen Vermittlungsversuche scheiterten und es kam zum Krieg. 
Am Ende waren die argentinischen Streitkräfte der britischen 
Übermacht unterlegen und mussten am 20. Juni 1982 kapitu-
lieren. Damit war nicht nur der Krieg beendet, sondern auch 
der Anfang vom Ende der Militärdiktatur eingeleitet. Das neue 
Staatsoberhaupt Reynaldo Bignone sah sich nach Massenprote-
sten gezwungen, den Übergang zur Demokratie einzuleiten.

30 Jahre Nachkriegsdiplomatie

Zwar wurde der Falklandkrieg in Argentinien als nationale 
Schande begriffen, doch die Forderung nach den Inseln wurde 
nie aufgegeben. Der erste demokratische Präsident nach der Dik-
tatur, Raúl Alfonsín, wollte das Thema bei den ersten bilateralen 
Gesprächen nach dem Krieg gleich vorantreiben. Großbritannien 
wollte zwar die bilateralen Beziehungen wieder normalisieren, 
das Thema der Falklandinseln aber nicht diskutieren. So blieb es 
in der Amtszeit Alfonsíns bei einem Treffen. Erst unter seinem 
Nachfolger Carlos Menem vitalisierten sich die Beziehungen 
wieder und es kam durchaus zu Annäherungen, ohne jedoch die 
Zugehörigkeit der Inseln neu verhandeln zu können.  Als sich 
Argentinien aus den tiefsten Niederungen seiner verheerenden 
Wirtschaftskrise befreit hatte, widmete sich der 2003 ins Amt 
gewählte Präsident Néstor Kirchner wieder verstärkt dem Thema 
der Malvinas.9 Die Hoffnungen auf eine bilaterale Lösung wurden 
begraben und stattdessen eine internationale Lösung im Rahmen 
des UN-Ausschusses für Dekolonialisierungsfragen forciert. Zum 
einen kann sich Argentinien aufgrund des Zusammenwachsens 
des Kontinents im Kontext der regionalen Integration nun auf 
die Unterstützung vieler südamerikanischer Staaten stützen und 
zum anderen haben sich auch China und Russland solidarisch 
erklärt. Dieser allgemeine Aufwind und das dreißigjährige Jubi-
läum des Krieges veranlassten die jetzige argentinische Präsiden-
tin, Cristina Fernandez de Kirchner, die Bemühungen um die 
Inseln zu vertiefen. 

Großbritanniens sture Ablehnung jeglicher Verhandlungen auf 
UN-Ebene haben das Ansehen des Landes in dieser Frage ver-
schlechtert. Argentiniens diplomatische Offensive beantworte 
Großbritannien zudem martialisch mit der Entsendung eines 
Kriegsschiffs und eines Atom-U-Bootes (was offiziell als Routine 
bezeichnet wurde) zu den ohnehin schon hochgerüsteten Inseln: 
Inzwischen existieren dort eine enorme Militärstation mit Aero-
drom und Marine-Standort, Flugzeugen des Typs „Eurofigher 
Typhoon“ sowie Kanonebooten.10 Außerdem schickte man in 
einem symbolischen Akt Prinz William auf die Inseln, der dort 
seinen sechswöchigen Dienst als Hubschrauberpilot ableistete.11 
Dabei gesellte er sich zu den 1520 britischen Soldaten, die dort 
fest stationiert sind.12

London verweist gebetsmühlenartig auf den Willen der Insel-
bewohner, britisch zu bleiben und will dies durch ein Referen-
dum, das Anfang 2013 abgehalten werden soll, untermauern. 
Zum dreißigsten Jahrestag des Kriegsendes ließ der britische Pre-
mierminister David Cameron verlauten: „Unsere Entschlossenheit, 
die Falkländer zu unterstützen hat in den letzten 30 Jahren nicht 
nachgelassen. In den letzten 180 Jahren haben zehn Generationen 
die Falklandinseln ihr Zuhause genannt und haben große Anstren-
gungen unternommen, um eine erfolgreiche Zukunft für ihre Kinder 
zu sichern. Und trotz der aggressiven Bedrohungen, die übers Wasser 
kommen, sind sie erfolgreich. […] Und so wie wir in der Vergangen-
heit für die Falkländer eingestanden sind, so werden wir das auch in 
der Zukunft tun.“13 

Der argentinische Erinnerungsdiskurs und die Frage 
der Malvinas

In Großbritannien ist der Falklandkrieg kein Anlass für bedeu-
tende gesamtgesellschaftliche Kontroversen und die Inselbewohner 
lassen an ihrer pro-britischen Haltung ohnehin keine Zweifel.14 In 
Argentinien steht die Betrachtung des Kriegs und der Malvinas im 
Allgemeinen in einem ambivalenten Verhältnis zu dem bedeutsa-
men Diskurs um die Erinnerungen an die letzte Militärdiktatur. 

Nach dem Ende der Diktatur leitete Präsident Raúl Alfonsín 
umfassende Maßnahmen zur Aufarbeitung der Verbrechen ein, 
auch die Verantwortlichen des Falklandkrieges sollten zur Ver-
antwortung gezogen werden. Doch nachdem Teile des Militärs 
Widerstand leisteten, verhinderten mehrere Amnestiegesetze 
die weitere Strafverfolgung, die erst nach der Amtsübernahme 
Néstor Kirchners 2003 wieder aufgenommen wurde. Die heu-
tige Aufarbeitung der Diktatur ist zu einem festen Bestandteil der 
argentinischen Demokratie geworden und trug maßgeblich zur 
Formierung eines breiten anti-diktatorialen Konseness in Gesell-
schaft und Politik bei.

So klar diese Positionierung zur Diktatur im Allgemeinen ist, so 
ambivalent ist sie in der Frage der Malvinas. Auf der einen Seite 
wird der Krieg als Aggression der verhassten Diktatur verurteilt, auf 
der anderen Seite werden die Soldaten als Helden für die nationale 
Sache gefeiert und die Ansprüche auf die Inseln aufrecht erhalten. 
Die große Frage, die sich aufdrängt, ist, ob man die Geschichte 
des Krieges erzählen kann, wenn man den Staatsterrorismus, der 
ihn auslöste, ausklammert. Es wäre wünschenswert, wenn dieser 
Konflikt in die staatliche Politik von „Erinnerung, Wahrheit und 
Gerechtigkeit“ aufgenommen wird und nicht auf andere Art und 
Weise betrachtet wird.15 Dem Versuch, die nationale Geschichte 
zu einem Heldenepos mit dem Volk in einer der Hauptrollen zu 
formen, sollte eine Absage erteilt werden. Denn es waren auch 
große Massen von Argentiniern, die nach der zunächst erfolgrei-
chen Invasion vom 2. April 1982 noch in einen großen Siege-
staumel verfielen. Die Geschichte der einfachen Soldaten als reine 
Opfer ihrer Befehlshaber ist ebenso wenig haltbar.

Geopolitische Begehrlichkeiten

Neben der Verbindung zu den nationalen Ideologien stehen 
ganz klar geopolitische Erwägungen im Zentrum des Konflikts. 
Ob dies zum Zeitpunkt des Falklandkrieges bereits eine Rolle 
spielte, ist umstritten, aber später wurde klar, dass vor den Fal-
klandinseln Ölvorkommen existieren. Die ersten Bohrungen 
Mitte der neunziger Jahre waren nicht sehr erfolgreich. Zudem 
ließ der damals geringe Ölpreis die Motivation des Konzerns 
Shell abebben. Ab 2010 wurden die Bemühungen – u.a. durch 
das Unternehmen Desire Petroleum – wieder aufgenommen und 
Geologen schätzen die Vorkommen allein im Norden der Insel 
auf 3,5 Milliarden Fass, was mehr als die kompletten britischen 
Reserven in der Nordsee wäre.16 Für die zukünftige Entwicklung 
des Konflikts werden die Ergebnisse der Ölsuche wohl von großer 
Bedeutung sein und die Bemühungen beider Regierungen ent-
scheidend beeinflussen. 

Darüber hinaus spielt, wie bereits angedeutet, auch die Antarktis 
eine Rolle, zu der die britischen Besitzungen im Südatlantik eine 
Art Vorposten sind. Die allmähliche Erschöpfung der weltweiten 
natürlichen Ressourcen lässt die Aufmerksamkeit für die Ausbeu-
tung des eisigen Kontinents wachsen. Durch den Klimawandel 
wird sich die Zugänglichkeit der dortigen Ressourcen außerdem 
verbessern. Schätzungen zufolge befinden sich in der Antarktis 
große Mengen an Öl, Gas, Kohle, Kupfer, Gold, Uran, Silber, 
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birgt die Region ein enormes Potenzial für den kommerziellen 
Fischfang in sich.17 Die kapitalistischen Ansprüche zur Ausbeutung 
der genannten Ressourcen könnten die Region zu einem zentralen 
Konfliktherd der Zukunft machen. Die Folgen der Ausbeutung für 
das globale Ökosystem könnten ebenfalls beträchtlich sein.

Neben Argentinien und Großbritannien (deren Ansprüche kol-
lidieren) erheben noch Australien, Chile, Frankreich, Neuseeland 
und Norwegen territoriale Ansprüche in der Antarktis. 1959 
unterschrieben diese sieben Staaten sowie Belgien, Japan, die 
Sowjetunion, Südafrika und die USA den so genannten Antarkti-
svertrag, der die territorialen Ansprüche einfriert und die wissen-
schaftliche Erkundung regelt.18 Nach und nach traten noch 33 
weitere Staaten ohne Gebietsansprüche bei. Aus heutiger Sicht 
erscheint es fraglich, wie lange dieser Vertrag noch vor Konflikten 
schützen kann. Dieser wichtige Bestandteil des globalen Ökosy-
stems müsste dringend von territorialer Nationalstaatenlogik ent-
bunden werden. 

Es sollte abschließend nicht unerwähnt bleiben, dass auch die 
EU geostragische Überlegungen im Zusammenhang mit den Fal-
klandinseln anstellt, zumindestens der Think-Tank „European 
Geostrategy“ um die Hardliner James Rogers und Luis Simón, 
dessen Einfluss nicht über-, aber auch auf keinen Fall unter-
schätzt werden sollte.19 In einem Online-Artikel lobt Rogers die 
Militarisierung der Falklandinseln durch Großbritannien und 
hebt darüber hinaus deren Bedeutung für die EU als Gesam-
tes hervor, wobei er drei seiner Auffassung nach entscheidende 
Aspekte nennt: 
1. Die Abhängigkeit von Energieressourcen und anderen Roh-

stoffen könnte gesenkt werden, wenn die Vorkommen des Süd-
atlantiks nach Europa geschifft werden (Diversifizierung).

2. Die geostrategische Position als „Nadelöhr“ zwischen Atlantik 
und Pazifik;

3. Die zukünftige Ausbeutung der Antarktis; die Kontrolle der 
Falklandinseln durch Großbritannien würde zudem zukünf-
tigen Territorialansprüchen europäischer Staaten in der südli-
chen Hemisphäre größere Erfolgsaussichten verleihen.20

Nationales Anspruchsdenken überwinden!

Die Bewertung des argentinisch-britischen Konflikts um die 
Falklandinseln fällt schwer und kann nicht einfach zu Gunsten von 
einer Seite ausfallen. Beide Seiten bringen relevante Argumente 
vor, ohne jedoch wirklich überzeugen zu können. Der prinzipi-
ell anti-koloniale Ansatz in der argentinischen Argumentation ist 
zwar respektabel, hat aber durch die Aggression der Militärjunta 
von 1982 seine Unschuld verloren. Das Thema der Malvinas sollte 
im erinnerungspolitischen Diskurs auf ähnlich schonungslose Art 
und Weise wie andere Aspekte der Diktatur behandelt werden.21

Der Verweis aus London auf den Willen der Inselbewohner, zu 
Großbritannien gehören zu wollen, ist zwar wichtig, kann aber 
nicht als alleiniges Argument stehen gelassen werden. Zu meinen, 
Großbritannien gehe es in erster Linie um die 3000 Insulaner, ist 
naiv: Die Falkländer werden als Grund für geopolitische Erwä-
gungen vorgeschoben. Die heutige argentinische Regierung ist 
nicht mit der Militärjunta zu vergleichen und mit einem erneu-
ten Angriff auf die Inseln ist nicht zu rechnen. Die diplomati-
schen Bemühungen Argentiniens werden von Großbritannien 
lediglich als Vorwand zur Militarisierung der Falklandinseln und 
damit des Südatlantiks benutzt. 

Folgen die Konfliktparteien weiterhin nationalen Denkstruk-
turen, droht der Konflikt zu eskalieren. Ziel muss es sein, eine 
internationale Lösung zu finden, in der die nachvollziehbaren 

Anliegen beider Seiten berücksichtigt werden. Den Insulanern 
sollte ein  Bleiberecht zugestanden werden – das heißt jedoch 
nicht, dass die Falkländer oder womöglich gar Großbritannien 
(und ggf. der Rest der EU) sich durch die Fischerei und v.a. durch 
die Ausbeutung örtlicher Ressourcen bereichern dürfen, ohne 
Argentinien zu beteiligen. Der wichtigste Bestandteil der interna-
tionalen Lösung muss jedoch eine komplette Entmilitarisierung 
des gesamten Südatlantiks sein. 

Diese Forderung ist auch in Hinblick auf mögliche zukünftige 
Konflikte zentral. Denn der Streit um die Falklandinseln könnte 
nur ein Vorspiel für Auseinandersetzungen um die Ressourcen 
der Antarktis sein. Der jetzt bestehende Antarktisvertrag muss zu 
einem neuen Vertragswerk ausgebaut werden, in dem die Zone 
von der Logik nationaler Besitzansprüche abgekoppelt wird. 
Wünschenswert wäre darüber hinaus ein Schutz vor jeglicher 
Form von Ressourcenausbeutung, um verheerende Folgen für das 
globale Ökosystem abzuwenden.  
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Jede Ratspräsidentschaft führt in der EU jeweils für ein halbes 
Jahr den Vorsitz. Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissa-
bon hat der Vorsitz im Rat allerdings sehr an Bedeutung verloren. 
Durch die Festlegung auf 18-monatige Programme dreier auf-
einander folgender Ratspräsidentschaften, die Etablierung eines 
permanenten Präsidenten des Europäischen Rates und nicht 
zuletzt die Aufstellung des Europäischen Auswärtigen Dienstes 
ist es gerade für ein kleines Land wie Zypern - auch mit einem 
kommunistischen Präsidenten und einer Minderheitsregierung 
der Partei der Werktätigen (AKEL) - fast unmöglich geworden, 
noch eigene Akzente zu setzen. Wer wissen will, wie die Planung 
im nächsten halben Jahr gerade auch im außen- und sicherheits-
politischen Bereich aussieht, sollte sich eher die strategischen 
Konzeptionen von Catherine Asthon, der Hohen Vertreterin für 
Außen- und Sicherheitspolitik der EU, anschauen oder für die 
künftige Entwicklung der EU-Grundlagenverträge die Initiati-
ven des deutschen Außenministers Guido Westerwelle ins Visier 
nehmen.

Von der Militarisierung der EU zu einem 
EU-Militarismus

Spätestens seit 1999 entwickelt sich die Außen- und Sicher-
heitspolitik der EU mit „Lichtgeschwindigkeit“ (Javier Solana). 
Europäische Sicherheitsstrategie und eigene, primärrechtlich 
verankerte EU-Battle Groups sprechen neben den zahlreichen 
militärischen und polizeilichen Missionen der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) eine deutliche 
Sprache. Seit Beginn einer der größten Krisen des Kapitalismus 
und der Bankenkrise in der EU, angefangen mit dem so genann-
ten Griechenlandrettungspaket im Mai 2010, verstärkt sich die 
Tendenz, dass bestimmte Akteure bestrebt sind, die EU nicht nur 
zu einem globalen militärischen Spieler zu entwickeln. Vielmehr 
wird das Bestreben immer deutlicher, darüber hinaus auch EU-
eigene Institutionen und Konzeptionen aufzubauen, die in der 
Lage sind, eine militaristische und imperialistische Politik zu ent-
wickeln, die im Wesentlichen auf einem Interessenausgleich und 
einer Interessenbündelung der großen Drei in der EU, Deutsch-
land, Frankreich und Großbritannien, beruht. 

Ihre Vorstellungen hatte Ashton in ihrer Eröffnungsrede bereits 
am 31. Januar 2012 bei der jährlichen Konferenz der Europä-
ischen Rüstungsagentur in Brüssel präsentiert (Opening Adress 
by Catherine Asthon, Brussels, 31. January 2012: www.eeas.
europa.eu). Zum einen stellte sie fest, dass im letzten Jahr „die 
Debatte über die Verteidigung auf die Finanzkrise fokussiert 
war und wir eine Welle von Haushaltskürzungen im Verteidi-
gungsbereich in ganz Europa gesehen haben.“ Selbst die USA 
seien jetzt gezwungen, über die nächsten Jahre signifikante Kür-
zungen von insgesamt 450 Milliarden durchzusetzen. Zugleich 
sei das vergangene Jahr eines der engeren europäischen Koope-
ration gewesen. Diesen Herausforderungen sollte sich die EU-
Rüstungsagentur stellen: „indem mehr Dinge gemeinsam und 
besser gemacht werden; indem größere Effizienz und höherer 
Wert für das eingesetzt Geld durch die gemeinsame Nutzung 
und die Konzentration militärischer Kapazitäten [Pooling and 

Sharing] angestrebt wird.“ Genau hierhin liegt die neue Konzep-
tion: Durch das Teilen und Konzentrieren militärischer Kapazi-
täten sollen die behaupteten Kürzungen im Militärbereich, was 
die nationalstaatlichen Haushalte angeht, mehr als wettgemacht 
werden. Doch Ashton hat nicht nur den Ausbau der militärischen 
Fähigkeiten im Auge. Sie tritt vehement für den „comprehensive 
Approach“ („umfassenden Ansatz“) ein, d.h. für die Bündelung 
aller möglichen Einflussmöglichkeiten, „politische, diplomati-
sche, ökonomische“ als auch „unserer zivilen und militärischen 
Krisenmanagementwerkzeuge“, um auf „die komplexen Bedro-
hungen des 21. Jahrhunderts“ antworten zu können. Ashton 
will in diesem Zusammenhang die EU-Rüstungsagentur und 
die anwesenden politisch Verantwortlichen „ermutigen“ in ihrer 
Arbeit zur Entwicklung der militärischen Fähigkeiten fortzufah-
ren, damit die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ein 
wirksames Element einer „EU-Antwort“ bleibe. 

Ashton nimmt auch kein Blatt mehr vor den Mund, was Kon-
zeptionen einer EU als „soft power“ betrifft. „Wenn die EU ein 
glaubwürdiger Spieler in der EU bleiben soll, dann wird mehr 
als nur soft power benötigt“, so Ashton. Militärische Kapazitä-
ten sind das A und O dieser imperialen Konzeption und ange-
sichts – vermeintlich - drastischer Einschnitte im Militärbereich 
gilt dabei gegenwärtig Pooling and Sharing als „technokrati-
sche Wunderwaffe gegen drohende militärische Handlungsun-
fähigkeit“ (Mölling, Christian: Pooling und Sharing in EU und 
NATO, SWP-Aktuell, Mai 2012, S. 1). Die Rüstungsagentur soll 
dafür die notwendige Verzahnung von Politik, Rüstungsindustrie 
und Rüstungsforschung bewerkstelligen. Dies alles war bereits auf 
dem Informellen Gipfel der EU-Verteidigungsminister in Gent 
2010 auf die Schiene gesetzt worden. Gerade die Verbindung 
mit der NATO wird gesucht, um diesem Konzept zum Erfolg zu 
verhelfen. Für Ashton steht fest: „Die EU-Beziehung zur NATO 
ist essentiell.“ Die beiden Organisationen sollten in Zukunft ihre 
Arbeit gegenseitig verstärken. Dass damit nicht das Werfen von 
Wattebäuschen gemeint ist, stellt die Hohe Vertreterin ebenfalls 
klar: „Die Libyenkrise hat erneut die eindeutige Notwendigkeit 
dafür gezeigt.“ 

Asthon geht es deshalb auch darum, in kürzester Zeit die euro-
päische Rüstungsindustrie zu stärken.  Dafür soll die Rüstungs-
agentur noch in diesem Jahr eine neue Strategie vorlegen. Und 
als Vizepräsidentin der Kommission und Hohe Vertreterin brü-
stete sich Ashton auch noch einmal dieses Doppelhutes, um 
auf ihren baldigen Beitrag zur Entwicklung eines gemeinsamen 
EU-Rüstungsbeschaffungsmarkts hinzuweisen. Während euro-
paweit Kürzungsprogramme und brutale Austeritätspolitik die 
Agenda bestimmen, soll die Krise zu einem Ausbau der militäri-
schen Fähigkeiten genutzt werden: Europäische Rüstungsexporte 
müssen in dieser Konzeption massiv gefördert werden, um die 
Stückzahlen hoch zu halten. Eine Verbinnenmarktlichung der 
Rüstungsgeschäfte wird die Profite der Rüstungskonzerne auch 
dann garantieren, sollte es wie im Falle von Griechenland oder 
Spanien Abbestellungen geben; und schließlich sollen alle Kapa-
zitäten – unter besonderer Berücksichtigung der militärischen 
- gebündelt werden, um der EU und ihren Mitgliedstaaten Welt-
geltung zu verschaffen. Aus einer Militarisierung der EU wird so 

EU-Militarismus und Entdemokratisierung
Zur zyprischen EU-Ratspräsidentschaft
von Martin Hantke
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en ein EU-Militarismus, der dieses Prinzip systematisiert. So lassen 

sich unter den Bedingungen der Krise nach innen wie nach außen 
hin Extraprofite realisieren: nach innen über die Stärkungsmaß-
nahmen für die Rüstungsindustrie, nach außen über den Aufbau 
einer globalen militärischen Machtprojektion, die der imperialen 
Rohstoffsicherungs- und Marktzugangspolitik dient. Kapitalex-
port und Missionen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik sind dabei lediglich zwei Seiten einer Medaille.

Westerwelles Traum von der europäischen Armee

In diesem Zusammenhang ist es nur folgerichtig, wenn Außen-
minister Guido Westerwelle im Rahmen seiner Bemühungen für 
eine weitere Reform der EU nicht nur einen weiteren Kompe-
tenzübertrag an EU-Institutionen im Bereich Finanzen, sondern 
als ein Herzstück wieder einmal die Schaffung einer europäischen 
Armee anvisiert.  Diese europäische Armee wäre nur der Ober-
begriff des intensivierten Pooling and Sharing. Zudem aber, und 
deshalb ist dieser Vorstoß gemeinsam mit zehn anderen EU-
Außenministern in diesem Jahr kurz vor dem Beginn der zypris-
chen Ratspräsidentschaft so brisant, geht es Westerwelle, wie auch 
dem Rest der Koalition, 
um die Frage der Demo-
kratie. Im Bereich der 
Parlamentsarmee heißt 
die Aufgabe: Wie können 
wir Entscheidungsstruk-
turen schaffen, die eine 
Truppenentsendung poli-
tisch aber auch haushäl-
terisch im Vergleich zum 
Ist-Zustand wesentlich 
erleichtern? Das Prinzip 
ist im Grund das Gleiche, 
wie bei der angepeilten 
Schaffung eines EU-
Finanzministers. Grund-
legende Rechte sollen den 
Parlamenten und insbe-
sondere dem Deutschen 
Bundestag entzogen werden, um sie auf demokratisch nicht legi-
timierte EU-Organe und Institutionen übertragen zu können. 
Dies garantiert nicht nur eine geringere öffentliche Aufmerksam-
keit, denn es gibt ja weder eine europäische Öffentlichkeit noch 
nennenswerte gemeinsame parlamentarische Entscheidungs- und 
Kontrollstrukturen, sondern auch die wirksame Aushebelung der 
Rechte des Bundestages (und anderer nationaler Parlamente) bei 
der Entsendung von Kampfverbänden in alle Welt. So soll die 
Bundeswehr, wenn es nach den Vorstellungen Guido Westerwel-
les, aber auch etwa nach denen des SPD-Vorsitzenden Sigmar 
Gabriel geht, unter der Flagge der europäischen Armee künftig 
in alle Welt segeln können. Weiter bestehende Beschränkungen 
durch eine parlamentarische Kontrolle könnten dann getrost mis-
sachtet werden. Die aggressive Vertretung nationaler Interessen 
würde durch das EU-Sternenbanner besser bemäntelt werden.

Zypriotische Haushaltskürzung

Angesichts dieser Konstellation stellt sich die Frage, welchen 
Bewegungsspielraum eine zypriotische Außenpolitik in der Zeit 
ihrer Ratspräsidentschaft überhaupt hat, eigene Akzente zu setzen. 
Zypern hat es geschafft, die außen- und sicherheitspolitischen 
Teile im Programm der Dreier-Ratspräsidentschaft zu minimie-

ren. Keine leichte Aufgabe, führt man sich vor Augen, dass mit 
Polen und Dänemark zwei NATO-Staaten bei der Konzipierung 
mit im Boot saßen, die sich nicht nur in Afghanistan, sondern 
auch am Irak-Krieg beteiligten (Vgl. Achtzehnmonatsprogramm 
des Rates, 1. Juli 2011 – 31. Dezember 2012, 11447/11, 17. Juni 
2011). Dazu kommt die Federführung der Hohen Vertreterin in 
der Außen- und Sicherheitspolitik. 

Als friedenspolitischen Erfolg der zypriotischen Ratspräsident-
schaft darf man aber bereits die Haushaltsvorlage der Zyprioten 
für die gesamte EU werten. Für 2013 haben sie es geschafft, gerade 
im Bereich der „EU als globalem Spieler“ den Rotstift anzusetzen. 
Ihrem Vorschlag zufolge, dem sich bereits die Ständigen Vertreter 
der Mitgliedstaaten in Brüssel angeschlossen haben, wird der in 
den letzten Jahren exorbitant erhöhte Posten um fast 10% auf 
9,295 Milliarden Euro gekürzt werden. Das ist immerhin fast ein 
Fünftel dessen, was die EU für Kohäsionspolitik im Haushaltsan-
satz für 2013 ausgeben soll (Vgl. Council oft he European Union, 
2013 EU budget. Concil reconciles growth and austerity, Brussels, 
11 July 2012). Es darf erwartet werden, dass die großen Fraktio-
nen im europäischen Parlament diesen Kürzungsansatz bekämp-
fen werden. Im Ergebnis könnte es aber heißen, dass die Bäume 

im künftigen Haus-
halt für eine aggressive 
Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik 
nicht in den Himmel 
wachsen werden. Pläne 
für die weitere Übertra-
gung von Kompetenzen 
hatte der zyprische Prä-
sident, der Kommunist 
Dimitris Christofias, 
bereits zu Beginn der 
Ratspräsidentschaft ele-
gant zurückgewiesen. 
Auf einem auf der Rats-
seite veröffentlichten 
Interview erklärte er am 
1. Juli 2012: „Unseres 
Erachtens sollten wir 

von der üblichen Debatte über ‚mehr‘ oder ‚weniger‘ Europa 
abrücken. In Wirklichkeit geht es um ein besseres Europa…“ (Im 
Blickpunkt: Präsident Christofias: Wir werden uns für ein bes-
seres Europa einsetzen, 01.07.2012: www.consilium.europa.eu). 

Auch hinsichtlich der Statusfrage des Kosovo, die für die zypris-
che Republik große Bedeutung hat, auch weil über ein Drittel 
der Insel weiterhin von türkischen Truppen besetzt ist und es eine 
nur von der Türkei anerkannte Unabhängigkeitserklärung des 
„Nordens“ gibt, konnte die zyprische Ratspräsidentschaft eigene 
Akzente setzen. So führte die erste Auslandsreise während der 
Ratspräsidentschaft des zypriotischen Außenministers nach Bel-
grad (The Cyprus Presidency supports enlargment, 11.07.2012, 
www.cy2012.eu). Zypern unterstützt einen EU-Beitritt Ser-
biens, aber wendet sich gegen jegliche Form der Konditionie-
rung nach Art der deutschen Außenpolitik, die eine vorherige 
Anerkennung des Kosovo durch Serbien zur Bedingung eines 
EU-Beitritts machen will. Damit gehört Zypern zu den weni-
gen EU-Mitgliedstaaten, die auf einer völkerrechtkonformen 
Lösung des Kosovo-Konflikts bestehen, auch weil sie befürchten, 
dies könnte sonst zum Präzedenzfall für die Anerkennung von 
gewaltsamen einseitigen Grenzverschiebungen in Europa und 
weltweit werden und damit viele neue Konflikte geradezu herauf-
beschwören. Angesichts der Position der drei großen Mitglied-

Flugzeugträger sind ein Kernbereich der französisch-britischen Militärkoopera-
tion. Hier der französische Flugzeugträger Charles de Gaulle. Foto:  U.S. Navy 
Mate 3rd Class Randall Damm überWikipedia.
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staaten Deutschland, Großbritannien und Frankreich darf dies 
als mutiger Schritt gewertet werden, umso mehr als Zypern sich 
nunmehr gezwungen sieht, Geld für die Rettung seiner Banken, 
deren Kredite in der Griechenlandkrise völlig unter die Räder 
gekommen sind, aus der Europäischen Finanzstabilisierungsfazi-
lität (EFSF) zu beantragen und damit weiteren Pressionen ausge-
liefert ist. Zudem hatte auch noch die Türkei versucht im Vorfeld 
Druck zu machen und erklärt, keine offiziellen Kontakte mit der 
EU während der zypriotischen Ratspräsidentschaft eingehen zu 
wollen. Das hat aber bislang dazu geführt, dass die Teilnahme von 
NATO-Vertretern an Treffen der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik ausblieb, u.a. weil für die NATO-Kontakte 
zur EU türkische Generäle zuständig sind.

Spanische Grippe – Albanischer Ersatz

Wie groß die Herausforderungen der europäischen Austeritäts- 
und Memorandenpolitik sind, zeigt der Fall Spanien. Um an 
den Finanzmärkten und gegenüber IWF und EFSF gut Wetter 
zu machen, hat die konservative spanische Regierung ein radika-
les Kürzungsprogramm vorgelegt, das in erster Linie die Bevöl-
kerung trifft. Aber auch für die spanischen Streitkräfte bedeutet 
es schwere Einschnitte. Wie im Fall Griechenland auf Drängen 
der deutschen Bundesregierung, sind dies in erster Linie Kür-
zungen, die die Personalkosten senken, aber weniger die Beschaf-
fungskosten, da dies wiederum u.a. den Interessen der deutschen 
Rüstungsindustrie zuwiderlaufen würde. So soll die Mann-
schaftsstärke binnen 13 Jahren von 130.000 um 20.000 reduziert 
werden (Vgl. FAZ: Verteidigung in Zeiten des Sparzwangs, 20. 
Juli 2012). Auch 5.000 Zivilangestellte sollen gehen. Da Perso-
nalkosten drei Viertel des Haushalts ausmachen, sollen die Kür-
zungen hier möglichst schnell wirksam werden. Dazu passt, dass 
auch bei den spanischen Auslandseinsätzen (2011: 860 Millionen 
Euro) gestrichen werden soll. So soll der Libanon-Einsatz zurück-
gefahren werden und bis Ende 2014 auch der Afghanistankrieg 
von spanischer Seite aus beendet werden. Damit würden spani-
sche Soldaten nur noch beim Piratenbekämpfungseinsatz vor der 
Küste Somalias verbleiben. 

Um diese Ausfälle bei künftigen Missionen der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik kompensieren zu können, sind 
die Funktionäre des Europäischen Auswärtigen Dienstes bestrebt 
bereits jetzt Ersatz zu finden. So unterzeichnete der Generalse-
kretär des EAD, Pierre Vimont, am 5. Juni 2012 ein Rahmenab-
kommen mit Albanien über die Beteiligung albanischer Soldaten 
an so genannten EU-Krisenoperationen. Das neue Abkommen 
soll eine Beteiligung erleichtern und will die bisherige albanische 
Beteiligung an GSVP-Missionen im Tschad und in Bosnien-
Herzegowina ausbauen. (EU and Albania sign framework agree-
ment for the participation of Albania in EU crisis management 
operations, 5 June 2012, Brussels; www.eeas.europa.eu). Die 
Anwerbung zusätzlicher Kapazitäten darf auch als Mittel der EU-
Verantwortlichen gegen etwaige Kürzungen in der Finanzkrise 
gewertet werden. Den Vereinbarungen mit Albanien kommt 
dabei eine Vorreiterrolle zu. Geplant sind weitere Abmachungen, 
u.a. mit Georgien.

Weltweit spielen

Seit Juli 2012 ist die EU mit Missionen der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik nahezu in jedem Land 
in der Sahelzone von Kap Verde bis Somalia präsent. So nahm 
das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSC) die Ent-
sendung der EUCAP Nestor-Mission an. Dabei handelt es sich 

de facto um eine Militärberatungsmission, die der französische 
Admiral Jacques Launay führt und die 175 so genannte Experten 
nach Djibouti,  den Seychellen, Kenia und Somalia entsenden 
will, um die Piratenbekämpfung auch zu Lande besser führen zu 
können. Zugleich wurden Militärberater unter Leitung des spani-
schen Colonells Paco Espinoza zur präventiven Aufstandsbekämp-
fung  nach Niger entsandt und eine GSVP-Mission im Südsudan 
begonnen. Dazu kommen die weiter laufenden Missionen zur 
militärischen Piratenbekämpfung (seeseitig EUNAFOR-Atalanta 
sowie die Ausbildungsmission somalischer Soldaten in Uganda, 
um in den somalischen Bürgerkrieg eingreifen zu können). Afrika 
ist generell das Testfeld schlechthin für eine rasante Entwicklung 
von Missionen der Gemeinsamen Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik.

Um eine Kürzungspolitik im Militärbereich kompensieren zu 
können, wird auch verstärkt auf Instrumente der bilateralen und 
multilateralen Zusammenarbeit innerhalb der EU gesetzt. Der 
Libyenkrieg und die französisch-britische Militärkooperation 
gelten dabei inzwischen als beispielgebend. Eine Union der unter-
schiedlichen Geschwindigkeiten im Militärbereich soll trotzdem 
Zugriff auf das volle Spektrum der EU-Kapazitäten erhalten. So 
hat sich auch der neue französische Präsident Francois Hollande 
bereit erklärt, die 2010 in Lancaster vereinbarte enge Militär-
kooperation mit Großbritannien fortzuführen. EU und NATO 
sollen sich dabei gegenseitig ergänzen, auch was den Aufbau von 
Kapazitäten angeht. Dies betonte der britische Europaminister 
David Lidigton bei seinem jüngsten Besuch in Paris erneut am 
27. Juni 2012. Der Vorteil der EU liege dabei „in den vielfäl-
tig und komplementär verwendbaren Werkzeugen – diplomati-
sche, zivile, militärische, entwicklungspolitische und finanzielle -, 
die kollektiv zur Anwendung gebracht werden können, um den 
internationalen Frieden zu fördern, häufig an Orten, an denen 
die NATO und andere nicht handeln können.“ (EDD, Brussels 
11.07.2012)

Abschied von der Demokratie

In der Krise wird sich in der EU von Grundprinzipien der 
parlamentarischen Demokratie verabschiedet. Im Rahmen der 
Bankenrettungsprogramme, die sich als Hilfe für „Die Griechen“ 
oder „Die Spanier“ verkleiden, werden wesentliche parlamen-
tarische Rechte geopfert. Das Haushaltsrecht der nationalstaat-
lichen Parlamente geht mit den entsprechenden Mechanismen 
eines konstitutionalisierten Neoliberalismus und einer vertraglich 
fixierten Austeritätspolitik - mittels EU-Fiskalpakt und Europä-
ischer Stabilitätsmechanismus - regelrecht verloren. 

Diese extreme Entdemokratisierung spiegelt sich auch im Mili-
tärbereich wieder. Es geht um Aufrüstung in Zeiten der Krise, 
um weltweite imperiale Machtprojektion noch erfolgreicher auf 
die Schiene setzen zu können. Parlamentarische Einflussmög-
lichkeiten gelten dabei zunehmend als störend. Das ist einer 
der Hauptgründe für den Einsatz gerade auch der deutschen 
Bundesregierung für eine europäische Armee und eine Europäi-
sierung von Militärstrukturen. Der neue Militarismus und die 
Entdemokratisierung sind somit lediglich zwei Seiten ein und 
derselben Medaille. Mit imperialer Weltgeltung der EU soll die 
Krise gemeistert werden. Das Versprechen von Extraprofiten 
und erleichterten Kapitalexportmöglichkeiten, nicht nur für die 
Rüstungsindustrie, soll dabei für eine Unterstützung der einzel-
staatlichen Kapitale sorgen, auch wenn diese im Einzelfall, wie 
bei der verschärften EU-Sanktionspolitik, Verzichtsleistungen 
erbringen müssen.
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Die Piratenangriffe auf Schiffe haben sich verdoppelt, die Pira-
ten sind besser ausgestattet, haben schwerere Waffen und agieren 
in einem zehnmal so großen Gebiet: Das sind die Erfolge von 
fünf Jahren militärischer Bekämpfung der Piraterie am Horn von 
Afrika.1 Dennoch zeichnet sich keine Abkehr von dieser Strategie 
ab, im Gegenteil: Die EU-Mission EUNAVFOR Atalanta - eine 
der zahlreichen Marinemissionen vor Somalia - geht seit 2008 mit 
Kriegsschiffen gegen die Piraterie vor. Ihr Mandat wurde immer 
wieder verlängert, das Einsatzgebiet ausgeweitet. Mit dem neuesten 
Mandat, das der Bundestag am 10. Mai 2012 beschloss, sollen die 
Einheiten der Atalanta auch am somalischen Festland gegen Pira-
ten vorgehen. Zukünftig soll ihre Infrastruktur an Land von Hub-
schraubern und Kriegsschiffen aus beschossen und zerstört werden.

Kaum war das neue Mandat verabschiedet, meldete Atalanta 
„Erfolg“: Am 15.Mai sei eine Piratenbasis in der Nähe der Ort-
schaft Haradhere von einem Hubschrauber aus beschossen 
worden. Schiffe und andere Ausrüstung der Piraten seien zerstört 
worden, Menschen seien nicht zu Schaden gekommen. Man 
wollte damit wohl zeigen, dass die Bedenken der Kritiker des 
neuen Mandats unbegründet seien.

Die Kritiker beziehen sich vor allem auf praktische Probleme 
der Umsetzung des Mandats und eine Reihe ungeklärter Fragen. 
Eine Piratenbasis ist von einem Ort, an dem sich Fischer aufhal-
ten, nicht eindeutig zu unterscheiden. Zudem muss davon aus-
gegangen werden, dass die Piraten auf die Gefahr von Angriffen 
an Land zu reagieren wissen. Im Mandat ist das Vorgehen gegen 
die Infrastruktur der Piraten nur bis zu zwei Kilometer ins Lande-
sinnere erlaubt, die Piraten können ihrer Ausrüstung hinter diese 
Linie verlagern. Es muss zudem befürchtet werden, dass sie die 
Nähe von Ortschaften suchen und somit provozieren, dass Men-
schen bei Angriffen durch Atalanta zu Schaden kommen oder 
getötet werden. Dadurch wird die Unterstützung der lokalen 
Bevölkerung für die Piraten und den Widerstand gegen ausländi-
sche Truppen eher wachsen, vor allem wenn es zum Einsatz von 
Bodentruppen kommen sollte. Auch wenn dies im derzeitigen 
Mandat ausgeschlossen ist, so müssen Bodentruppen eingesetzt 
werden, für den Fall, dass Hubschrauber abgeschossen werden 
und deren Besatzung gerettet oder geborgen werden muss. Ange-
sichts der Aufrüstung der Piraten in den letzten Jahren, ist ein 
solches Szenario keinesfalls ausgeschlossen.

Inwieweit Atalanta die neuen Befugnisse umfangreich nutzen 
wird, ist ungewiss, zumal sich die Frage stellt, welche Einheiten 
zu einem solchen Vorgehen überhaupt in der Lage sein werden. 
Der Einsatzgruppenversorger „Berlin“, der vor einigen Monaten 
die Fregatte „Lübeck“ ablöste, ist einer der wenigen im Einsatz 
vor Somalia, der Hubschrauber an Bord hat.2

Die Erweiterung ist dennoch von großer Bedeutung, zeigt sie 
doch, dass die EU - in Zusammenarbeit mit der NATO und den 
USA - bestrebt ist, unterschiedliche Instrumente einzusetzen, die 
dazu geeignet sind, den Konflikt in Somalia und weit darüber 
hinaus zu eskalieren und die Region um das Horn von Afrika 
weiter zu militarisieren.

Derzeit sind drei (zivil-)militärische Missionen in die Region ent-
sandt, die direkt oder indirekt die Piraterie bekämpfen sollen. Die 
jüngste Mission (EUCAP NESTOR) wurde Ende 2011 beschlos-

sen. Die Mission besteht aus verschie-
denen Komponenten: Zum einen 
sollen die Küstenwachen Dschibutis, 
Kenias, Tansanias, der Seychellen und 
der faktisch autonomen somalischen 
Regionen Somalilands, Puntlands 
und Galmudug ausgebildet und aus-
gerüstet werden. Dazu „sollen u.a. 

auch europäische ‚Trainings- und Unterstützungsteams‘ zum Ein-
satz kommen, um die Sicherheitskräfte aller beteiligten Länder 
‚bei der Arbeit‘ (training-on-the-job) und ‚vor Ort‘ (training-on-
location) auszubilden und zu unterstützen“.3 Zum anderen sollen 
die Staaten der Region dazu „befähigt“ werden, Piraten, die von 
europäischen Soldaten und Polizisten festgesetzt wurden, „selber“ 
inhaftieren und verurteilen zu können. 

Angesichts der Tatsache, dass das Piratenproblem weniger 
auf die Verarmung der somalischen Bevölkerung in Folge einer 
europäischen Fischerei- und Wirtschaftspolitik, sondern auf ein 
genuin somalisches Problem des „gescheiterten somalischen Staa-
tes“ zurückgeführt wird, bildet die EU im Rahmen der Mission 
EUTM in Uganda seit 2010 jährlich 2000 Soldaten für die soma-
lische Übergangsregierung (TFG) aus. Diese sollen dann gemein-
sam mit den Soldaten der Mission der Afrikanischen Union 
(AMISOM) - die wiederum vor allem von der EU finanziert wird 
- die TFG dazu befähigen, das Territorium und die Bevölkerung 
Somalias zu kontrollieren.

Die EU setzt somit vor allem auf repressive Mittel, das Pira-
tenproblem unter Kontrolle zu bringen, was inzwischen sogar 
in der militärnahen Zeitschrift „Europäische Sicherheit und 
Technik“ kritisiert wird.4 Die Ursachen für Piraterie - die Aus-
beutung der Fischgründe auch durch europäische Fangflotten vor 
der Küste Somalias, ein Weltwirtschaftssystem mit verheerenden 
Auswirkungen vor allem auf die Gesellschaften des Südens und 
eine „Internationale Gemeinschaft“, die mehr daran interessiert ist, 
dass Territorien kontrolliert werden, als dass es Gesellschaften gibt, 
an denen Menschen ökonomisch und politisch teilhaben können 
- werden nicht angegangen. Vielmehr wird versucht, mit militäri-
scher Gewalt eine der wichtigsten Wasserstraßen offen zu halten.

Die Anwendung verschiedener Instrumente des Krisenmanage-
ments am Horn von Afrika zeigt aber auch auf erschreckende 
Art und Weise, wie flexibel die EU bei der Anerkennung von 
Regierungen ist. Während die TFG immer dann als „legitime“ 
Vertretung der somalischen Bevölkerung herhalten muss, wenn es 
um das Abtreten von Souveränitätsrechten an die „Internationale 
Gemeinschaft“ oder auch die EU geht, werden lokale Autoritäten 
dann zu Regierungen, wenn es um die Schaffung lokaler Repres-
sionsorgane geht. So wurde von den Regierungen der autonomen 
Regionen Somaliland, Puntland und Galmudug, an deren Küsten 
sich die meisten Piratenbasen befinden, nicht die Erlaubnis ein-
geholt, sie zukünftig aus der Luft zu beschießen. Dies wurde 
lediglich mit der TFG verhandelt.5 Gleichzeitig sollen eben jenen 
autonomen Regionen eigene Küstenwachen aufgebaut werden, 
was ihre Autonomie gegenüber der TFG wiederum stärken wird.

Anmerkungen
1	 Currun Singh/ Arjun Singh Bedi: ‘War on Piracy’: the Conflation of 

Somali Piracy with Terrorism in Discourse, Tactic and Law, Working 
Paper No. 543, Institute of Social Studies, The Hague, Mai 2012.

2	 Matthias Gebauer: Somalia Mission Expands – EU to target pirates 
up to two kilometers inland, Spiegel Online, 27.03.2012.

3	 BT-Drs. 17/8421, 06.02.2012.
4	 Dieter Stockfisch: Piraterie - ein ungelöstes Problem, Europäische 

Sicherheit und Technik, Februar 2012.
5	 BT-Drs.: 17/9362, 18.04.2012.

Im Interesse des Nordens
Die Atalanta-Mission führt zur Ausweitung des 
Kriegs am Horn von Afrika
von Jonna Schürkes
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Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSC) der 
EU war fleißig am 10. Juli 2012 und in den Wochen davor. 
Seine wesentliche Funktion besteht darin, die von den militäri-
schen Stäben der EU ausgearbeiteten Einsatzkonzepte politisch 
zwischen den teilnehmenden Staaten abzustimmen und dann 
zu beschließen. Im Gegensatz zu den Beschlüssen des Rates, 
die zunehmend auf Vorrat verabschiedet werden und öffentlich 
gemacht werden, sind die Einsatzkonzepte nicht einsehbar. Somit 
ist schwer zu erschließen, was genau der Inhalt der drei neuen 
Missionen in Niger, dem Südsudan und am Horn von Afrika sein 
wird, die am 10. Juli vom PSC auf den Weg gebracht wurden, als 
hätte es gegolten, noch vor der Sommerpause Nägel mit Köpfen 
zu machen.

„EUAVSEC South Sudan“

Beginnen wir mit dem Südsudan, der vor ziemlich genau einem 
Jahr mit massiver westlicher Unterstützung seine Unabhängig-
keit vom Sudan erklärt hatte und seitdem in eine Reihe interner 
und Grenzkonflikte mit dem Sudan versinkt, während u.a. auf-
grund der Einstellung der Erdölförderung die Hälfte der Bevöl-
kerung vom Hunger bedroht ist.1 Die Mission „EUAVSEC South 
Sudan“ soll in der Hauptstadt des neuen Staates, Juba, ihren Sitz 
haben und v.a. der Flugsicherheit am dortigen Flughafen dienen. 
Damit will man verhindern, dass der Flughafen ein Ziel von Ter-
roristen werden könnte und zugleich die Voraussetzungen für 
die wirtschaftliche Entwicklung des Südsudan schaffen. In der 
Pressemitteilung zum entsprechenden Ratsbeschluss vom 18. 
Juni 2012 wird die Mission außerdem damit begründet, dass 
der Südsudan ein Binnenstaat und hochgradig abhängig vom 
Luftverkehr sei.2 Tatsächlich soll mit der Aufwertung des Flug-
hafens auch eine größere Unabhängigkeit vom Restsudan und 
eine engere Anbindung an die Geburtshelfer des neuen Staates in 
Europa und Nordamerika gewährleistet werden. Die EU-Mission 
reiht sich somit ein in andere Infrastrukturprojekte, an denen 
auch die deutsche Gesellschaft für technische Zusammenarbeit 
beteiligt ist, die u.a. den Ausbau des Verkehrsnetzes nach Äthio-
pien, Kenia und Uganda – alles enge Verbündete des Westens 
und Empfänger deutscher und europäischer Militärhilfe – bein-
halten. Für eine „zivile“ GSVP-Mission ist EUAVSEC mit 64 
Einsatzkräften relativ umfangreich. Im Grunde kann damit die 
gesamte Flughafensicherheit bis in die unteren Führungsebenen 
mit Angehörigen der EU-Mission besetzt werden. Entsprechend 
groß ist auch das Interesse von Nicht-EU-Staaten, sich an der 
EU-Mission und damit an der Internationalisierung eines mög-
lichen neuen Verkehrsknotenpunktes für Ost- und Zentralafrika 
zu beteiligen. So sollen bereits u.a. die Schweiz, Norwegen und 
die Türkei, die USA und Kanada, Kenia, Uganda und Südafrika, 
China und Japan ihre Bereitschaft zur Beteiligung signalisiert 
haben.

„EUCAP Niger“

Auch bei der Mission im Niger han-
delt es sich offiziell um eine „zivile“ 
Mission, obwohl in den Ausschrei-
bungen gerade für die leitenden 
Posten explizit ein militärischer Rang 
eingefordert wird. Aufschlussreich in 
dieser Hinsicht ist auch ein Schrei-
ben des PSC an die Mitgliedsstaaten, 
wonach das für die Mission abge-
stellte Personal „seine Uniformen 

mitbringen wird. Vor Ort wird der Missionsleiter je nach den 
lokalen Umständen Kleidungsvorschriften erlassen und bestim-
men, ob von den Mitgliedern der Mission zivile Kleidung oder 
Uniformen getragen werden soll“.3

Der offizielle Name der Mission wird wahrscheinlich „EUCAP 
Niger“ lauten, obwohl bislang gelegentlich noch von „EUCAP 
Sahel“ und „EUCAP Sahel Niger“ die Rede ist. Das „CAP“ dabei 
steht für den „Kapazitätsaufbau“, vornehmlich soll es wohl um 
den Aufbau von Gendarmeriekräften gehen. Das „Sahel“ verweist 
darauf, das entsprechende Missionen ursprünglich im Rahmen 
der letztes Jahr verabschiedeten EU-Sahel-Strategie auch in Mau-
retanien und Mali geplant waren oder aber eine Mission, die 
alle drei Staaten umfasst. Diese Strategie ging aus Erkundungs-
missionen der EU in allen drei Staaten hervor. Sie beruhte auf 
der Bedrohungsanalyse, dass es auf Grund einer mangelnden 
Präsenz des Staates (und seiner Sicherheitskräfte) in der Fläche, 
einer zunehmenden Verarmung der Bevölkerung und absehba-
rer Hungerkatastrophen zu Aufständen kommen könnte, die ein 
gutes Umfeld für islamistische Terrorgruppen bilden könnten. 
Bezeichnenderweise gehen selbst Mitarbeiter der regierungsna-
hen Stiftung Wissenschaft und Politik davon aus, dass gerade 
die EU-Sahel-Strategie dazu beigetragen haben dürfte, dass sich 
diese Befürchtungen Anfang des Jahres in Mali bewahrheiteten. 
So schrieben Denis M. Tull und Wolfram Lacher in ihrer Studie 
„Die Folgen des Libyen-Konflikts für Afrika“ zu den Hintergrün-
den des Aufstandes im Norden Malis: „Im Jahr 2011 begann die 
malische Regierung überdies, ein maßgeblich von der EU unter-
stütztes Programm zu verwirklichen, das die staatliche Präsenz im 
Norden ausweiten sollte. Das brachte die Anführer der Rebellio-
nen der 1990er Jahre und von 2006 vollends gegen die malische 
Führung auf. Nach Ansicht der ehemaligen Rebellen widersprach 
die Stationierung zusätzlicher Sicherheitskräfte den Friedensab-
kommen der 1990er Jahre, denn diese sahen vor, die militärische 
Präsenz im Norden zu verringern.“4

Zwar ist von Seiten der EU weiterhin die Rede davon, dass die 
EUCAP-Mission lediglich ihren Schwerpunkt im Niger haben 
werde, tatsächlich deutet jedoch alles darauf hin, dass sie sich – 
neben einigen auszubildenden Gästen und Geheimdienstlern aus 
den Nachbarstaaten – auf dessen Hauptstadt Niamey beschrän-
ken wird. Denn die Bewegungsfreiheit selbst für die „Sicherheits-
kräfte“ der Anrainerstaaten im Sahel ist gegenwärtig eng begrenzt. 
Auch in den Niger sind nach dem Krieg in Libyen viele Waffen 
und Kämpfer eingesickert und manche sprechen bereits davon, 
dass diese auch im Norden des Niger weitgehend die Kontrolle 
übernommen hätten – zu einem sichtbaren Aufstand sei es alleine 
deshalb nicht gekommen, weil der Niger keine Gegenmaßnah-
men ergriffen hätte. Die EUCAP-Mission wird sich selbst nicht 
unmittelbar an der Aufstandsbekämpfung im Norden beteiligen, 
sondern lediglich die Kräfte hierfür ausbilden und ausrüsten. Die 
internationale Präsenz könnte allerdings verhindern, dass auch 
im Niger der Aufstand im Norden und die dadurch gebunde-

Drei neue EU-Missionen auf dem 
afrikanischen Kontinent
Schutz kritischer Infrastrukturen, Aufstands- 
und Pirateriebekämpfung
von Christoph Marischka
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nen Kräfte die Bedingungen für einen Putsch in der Hauptstadt 
schafft – oder im schlimmsten Fall dafür sorgen, dass ein solcher 
noch vor der Stationierung der Internationalen Kräfte stattfindet.

„EUCAP Nestor“

Auch die neue Mission am Horn von Afrika trägt den „Kapa-
zitätsaufbau“ in ihrem Namen „EUCAP Nestor“. Diese Mission 
wird demnächst in Somalia, Djibouti, Kenia und den Seychel-
len beginnen, Vorausteams sind bereits vor Ort. Später soll die 
Mission u.a. auf Tanzania und Mosambik ausgeweitet werden 
können – ursprünglich war auch eine Beteiligung des Jemen 
vorgesehen. Der Kapazitätsaufbau soll sich hier auf die mariti-
men Kapazitäten konzentrieren und erfolgt im Rahmen der sog. 
„Bekämpfung der Piraterie“. Europäische Marinesoldaten sollen 
in den Küstenstädten der betreffenden Länder stationiert werden 
und diese u.a. bei der Ausbildung ihrer Marinekräfte unterstützen 
– auch im Einsatz selbst.5 Dazu sollen sie ggf. eine Koordinations-
funktion bei der Ausstattungshilfe einnehmen, was bedeutet, dass 
den entsprechenden Staaten kostenlos militärische Ausrüstung 
(keine Waffen und Munition im engeren Sinne) überlassen wird.

Im Falle Kenias, Djibouti und der Seychellen dürfte es sich dabei 
v.a. auch für Gegenleistungen für deren Unterstützung aller Akti-
vitäten der EU am Horn von Afrika handeln. Djibouti stellt der 
EU und der NATO dafür großzügig militärische Infrastruktur 
und Stützpunkte bereit, Kenia und die Seychellen haben für die 
EU das dreckige Geschäft übernommen, die von ihr festgesetz-
ten Piraterieverdächtigen zu inhaftieren und auf dünner recht-
licher Grundlage abzuurteilen. Kenia und Äthiopien, die beide 
zusätzlich in das jüngste Programm für die militärische Ausstat-
tungshilfe durch Deutschland aufgenommen wurden, haben 
außerdem mittlerweile große Teile des Südens und Zentralsoma-
lias unter ihre Kontrolle gebracht und wurden von der EU dabei 
mehr oder weniger offen unterstützt. Diese rückt zunehmend 
von ihrer Unterstützung für die korrupte und aus dem Ausland 
geführte somalische Übergangsregierung ab und neigt stattdes-
sen dazu, Somalia in Einflusssphären aufzuteilen. Während der 
Süden und der mittlere Westen Somalias den Nachbarn Kenia 
und Äthiopien überlassen wird, sollen im Norden die lokalen 
Regierungen Puntlands und Somalilands gestärkt werden. Auch 
dem soll EUCAP Nestor in völkerrechtlich höchst zweifelhafter 
Manier dienen, sollen es doch gerade diese Provinzen sein, deren 
maritime Fähigkeiten ausgebaut werden sollen, obwohl diese 

formal über gar keine Küstenwache oder Marine verfügen, weil 
dies Aufgabe des Gesamtstaates ist.

Generell lassen alle drei Missionen große Gemeinsamkeiten 
erkennen, welche Aufschluss über die sich herausbildende EU-
Strategie liefern und sich in diese gut einpassen. Es handelt sich 
bei allen drei Missionen formal um zivile Missionen, von denen 
aber mindestens zwei eine starke militärische Komponente haben. 
Im Vergleich etwa zu den von der EU aufgestellten Battlegroups 
handelt es sich zudem um recht kleine Missionen, die nicht auf 
militärische Konfrontationen ausgerichtet sind, sondern v.a. den 
Schutz kritischer Infrastrukturen (Regierungsviertel, Flug- und 
Seehäfen) beinhalten und den Aufbau lokaler Kräfte zur Bekämp-
fung möglicher Aufstände in der Peripherie (bzw. der Piraterie auf 
See). Sie sind dabei eingebettet in regionale Strategien des Staats-
aufbaus und der bewussten Stärkung und Schwächung lokaler 
und regionaler Akteure. Sie erinnern damit stark an frühere Stra-
tegien des europäischen Kolonialismus. Schockierend auch, dass 
diese Missionen ohne öffentliche Debatte und parlamentarische 
Kontrolle in Brüssler Hinterzimmern konzipiert werden.

Anmerkungen

1 	 Max Borowski: „Ausgepumpt“, Financial Times Deutschland vom 
9.7.2012.

2 	 „EUAVSEC South Sudan to strengthen aviation security in South 
Sudan“, Pressemitteilung des Rats der Europäischen Union vom 
18.6.2012.

3	 Brief des Leiters für zivile Operationen des Europäischen Auswärti-
gen Dienstes, Hansjörg Haber, an die Mitglieder des Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitees vom 4.7.2012, ggw. Einsehbar u.a. 
unter: www.mvcr.cz/soubor/letter-psc-04-07-2012-pdf.aspx.

4 	 Denis M. Tull / Wolfram Lacher: Die Folgen des Libyen-Konflikts 
für Afrika. Gräben zwischen der AU und dem Westen, Destabilisie-
rung der Sahelzone, SWP-Studie, Stiftung Wissenschaft und Politik, 
März 2012. Vgl.: Christoph Marischka: Zu Risiken und Nebenwir-
kungen fragen Sie: Mali – Was Aufstand und Putsch mit der EU-
Strategie für den Sahel zu tun haben, IMI-Standpunkt 2012/018 
– in: AUSDRUCK (April 2012).

5 	 Drucksache 17/8571.

Plakat zur Feier der Unabhängigkeit des Südsudans, 
Quelle:  Al Jazeera English über Wikipedia. 

Landung einer Bundeswehr-Orion in Dschibuti, Quelle: Bundes-
wehr-TV (youtube).
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Für viel Wirbel sorgte Mitte Juli 2012 ein Bericht des Spie-
gel, demzufolge die Bundesregierung plane, den Export von 
Rüstungsgütern zu vereinfachen. Daraufhin hagelte es selbst aus 
Reihen der CDU harsche Kritik: „Waffen sind kein Gut wie jedes 
andere“, merkte etwa der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschus-
ses im Bundestag, Ruprecht Polenz, an. „Aus guten Gründen sollte 
unsere Rüstungsexport-Politik restriktiv bleiben.“1 Obwohl die 
jetzt anvisierte Gesetzesnovelle bereits im schwarzgelben Koali-
tionsvertrag aus dem Jahr 2009 angekündigt worden war, beeilte 
sich die Bundesregierung angesichts der zahlreichen kritischen 
Stimmen zu versichern, es gehe ihr dabei keineswegs darum, den 
ohnehin florierenden deutschen Waffenhandel noch weiter anzu-
kurbeln. Man setze lediglich EU-Recht um, was ausschließlich 
Auswirkungen auf innereuropäische Rüstungstransfers hätte – die 
„restriktiven“ Exportregelungen mit Bezug auf Staaten außerhalb 
der Europäischen Union blieben hiervon unberührt.2 

Diese Aussage ist zwar nicht vollkommen falsch, erzählt aller-
dings nur die halbe Wahrheit, was in der gegenwärtigen Debatte 
aber leider zumeist übersehen wird. Denn tatsächlich zielt 
die Umsetzung des EU-Verteidigungspaketes („Defence Pac-
kage“) vordergründig lediglich auf die Frage innereuropäischer 
Rüstungstransfers. In der Praxis soll damit aber erreicht werden, 
dass sich die europaweiten Regelungen für Rüstungsexporte in 
Drittländer faktisch dem kleinsten gemeinsamen Nenner annä-
hern. Davon erhoffen sich die EU-Staaten, ihre Position als 
Rüstungsexportweltmeister weiter festigen zu können – vor allem 
die deutsche Rüstungsindustrie soll hiervon extrem profitieren. 
Denn im Ergebnis droht dadurch, dass die ohnehin schon extrem 
durchlässigen, im Verhältnis aber noch halbwegs hohen deut-
schen Exporthürden faktisch noch weiter abgesenkt werden. 

 „Der dritte Platz ist eine Schande“

Die Länder der Europäischen Union können auch 2011 zum 
wiederholten Mal den zweifelhaften Erfolg für sich reklamieren, 
den Titel des Rüstungsexportweltmeisters errungen zu haben. 
Allein die deutschen Rüstungsexporte sind zwischen 2007 und 
2011 gegenüber dem Vergleichszeitraum 2002 bis 2006 nach 
Angaben des Stockholmer Friedensforschungsinstituts (SIPRI) 
um 37% angestiegen.3 Hinter den USA und Russland reiht sich 
Deutschland 2011 erneut als drittgrößter weltweiter Waffenliefe-
rant ganz oben auf der Liste der Staaten ein, deren Konzerne vom 
Geschäft mit dem Tod am meisten profitieren: „Der dritte Platz 
ist eine Schande“, titelte die Berliner Zeitung (20.03.2012). 

Viele dieser Exporte werden an Länder mit – vorsichtig formu-
liert – zweifelhafter Menschenrechtsbilanz und/oder in Krisen-
gebiete exportiert. In den letzten zehn Jahren genehmigte etwa 
Deutschland Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien in Höhe von 
675 Mio. Euro, nach Bahrain in Höhe von 22 Mio. Euro, in den 
Jemen in Höhe von 12 Mio. Euro und nach Ägypten in Höhe 
von 268 Mio. Euro. Insgesamt wurden in diesem Zeitraum deut-
sche Exporte im Umfang von 3,5 Milliarden Euro in die Länder 
im Nahen Osten und Nordafrika genehmigt.4 Mathias John, 
Rüstungsexperte von Amnesty International, äußerte sich hierzu 

folgendermaßen: „Diese Waffenlie-
ferungen sind genehmigt worden, 
obwohl schon damals ein erhebliches 
Risiko bestand, daß damit Men-
schenrechtsverletzungen begangen 
werden.“5 

Doch diese „Erfolge“ gehen Politik 
und Rüstungsindustrie augenschein-
lich noch nicht weit genug, wie die 

jüngsten Versuche zeigen, die Rüstungsexporttätigkeiten noch 
weiter anzukurbeln.

„Rüstungsexporte sind überlebenswichtig“

„Experten“ aus Wirtschaft, Politik und Militär sind sich einig: 
Aufgrund angeblich drastischer Kürzungen des Verteidigungs-
etats sinke die Inlandsnachfrage nach Militärgütern, weshalb der 
Export angekurbelt werden müsse. Nur so könne die vor sich 
hindarbende Rüstungsindustrie vor dem Ruin bewahrt werden. 
So äußerte sich etwa Heinz Marzi, bis Ende 2010 Geschäftsfüh-
rer des Bundesverbandes der Deutschen Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie (BDSV): „Mit einem zurückgehenden nationalen 
Budget werden für die deutsche wehrtechnische Industrie die 
Exporte ihrer Produkte zunehmend immer wichtiger und not-
wendiger.“6 Der aktuelle BDSV-Geschäftsführer Christian-Peter 
Prinz zu Waldeck erklärte die Ausweitung der Exporttätigkeiten 
sogar zu einer existenziellen Angelegenheit: „Es ist eine Frage des 
Überlebens: Wollen wir diese Industrie erhalten oder wollen wir 
sie nicht erhalten.“7

Tatsächlich basieren solche Aussagen – ganz abgesehen von ihrer 
moralischen Fragwürdigkeit - auf einer grottenfalschen Grundan-
nahme: In Wahrheit steigt der Rüstungshaushalt ungeachtet aller 
Lippenbekenntnisse ebenso weiter an, wie auch dessen investitiver 
Anteil.8 Dennoch kam auch der „Bericht der Strukturkommission 
der Bundeswehr“, eine der wesentlichen Vorarbeiten zum der-
zeit ablaufenden Umbau der Truppe, zu folgender Einschätzung: 
„Angesichts der konsequenten Einsatzausrichtung und der damit 
verbundenen Straffung der internen Prozesse und Strukturen wird 
die deutsche wehrtechnische Industrie nicht mehr durch den 
‚Hauptkunden Bundeswehr‘ ausgelastet sein. […] Die deutsche 
wehrtechnische Industrie wird mehr noch als bisher vom Export 
und der zivilen Verwertbarkeit der Produkte abhängig sein.“9 

Der anvisierten Ausweitung der Rüstungsausfuhren stünden 
aber, so die einhellige Meinung, die allzu restriktiven deutschen  
Exportbeschränkungen im Wege. Aus diesem Grund, so etwa 
Rüstungsmann Heinz Marzi, müssten die „im europäischen 
Vergleich [in Deutschland] immer noch restriktiven Rüstungs-
exportbestimmungen […] auf europäischer Ebene harmonisiert 
werden.“10 Ganz ähnlich forderte auch die Strukturkommission 
der Bundeswehr: „Die Angleichung der nationalen Rüstungsex-
portrichtlinien an europäische Standards.“11 Vollkommen unge-
niert gibt auch der deutsche CSU-Verteidigungsexperte Florian 
Hahn - früher u.a. in der Pressestelle von Krauss-Maffei Weg-
mann tätig - zum Besten, er halte es „für denkbar, die deutschen 
Rüstungsexportrichtlinien etwas zu lockern.“12

Neufassung der Exportregelungen

Tatsächlich wurde die nun vorgelegte und von vielen Stellen 
geforderte Novellierung des Außenwirtschaftsrechts bereits im 
schwarzgelben Koalitionsvertrags von 2009 angekündigt. Inso-
fern ist die nun allseits geäußerte Überraschung hierüber – nun 
ja: überraschend: „Das Außenwirtschaftsrecht (Außenwirtschafts-

Rüstungsexportoffensive
Das EU-Verteidigungspaket führt zu einer 
Absenkung der Exportbeschränkungen
von Jürgen Wagner
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en gesetz [AWG] und Außenwirtschaftsver-

ordnung [AWV]) wird entschlackt und 
übersichtlicher ausgestaltet. Es werden 
Vorschriften gestrichen, die deutsche 
Exporteure gegenüber ihren europä-
ischen  Konkurrenten benachteiligen. 
Bei der Anwendung des Außenwirt-
schaftsrechts  muss  der internationalen 
Wettbewerbssituation der deutschen  
Wirtschaft mehr als bisher Rechnung 
getragen werden. Es wird hier ein ‚level-
playing-field‘ geschaffen. Es bleibt bei 
der verantwortungsbewussten Geneh-
migungspolitik für die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern. Um faire Wettbewerbs-
bedingungen für die deutsche Wirtschaft 
zu gewährleisten, wird eine Harmonisie-
rung mit der Genehmigungspolitik der 
anderen EU-Staaten auf hohem Niveau 
angestrebt.“13

Von einer „Genehmigungspolitik auf 
hohem Niveau“ kann allerdings hin-
sichtlich der beiden Ende Juni 2012 vom Wirtschaftsministerium 
vorgelegten Referentenentwürfe zum Außenwirtschaftsgesetz 
und zur Außenwirtschaftsverordnung keine Rede sein. Im Refe-
rentenentwurf für ein „Gesetz zur Modernisierung des Außen-
wirtschaftsrechts“ werden die Passagen aus dem schwarzgelben 
Koalitionsvertrag von 2009 wortgleich aufgegriffen: „Umsetzung 
der Vorgabe des Koalitionsvertrags, das Außenwirtschaftsrecht zu 
vereinfachen und deutsche Sondervorschriften aufzuheben, die 
deutsche Exporteure gegenüber ihren europäischen Konkurren-
ten benachteiligen.“14

Primär geht es also hier in der Tat vordergründig um die Frage 
innereuropäischer Rüstungsexporte – die allerdings nun vernied-
lichend „Verbringungen“ genannt werden. Entscheidend ist aber, 
dass die Bundesregierung glauben machen will, dies hätte keinerlei 
Einfluss auf Exporte in Länder außerhalb der Europäischen Union: 
„Durch die im Koalitionsvertrag vereinbarte und jetzt vorgelegte 
Novelle des Außenwirtschaftsrechts werden die Regelungen über 
den Export von Rüstungsgütern ausdrücklich nicht berührt.“15 

Von derartigen Versicherungen sollte man sich aber keinen Sand 
in die Augen streuen lassen: Denn im Wesentlichen setzt die Bun-
desregierung nun die Vorgaben des sog. EU-Verteidigungspake-
tes um, dessen mehr oder weniger verstecktes Ziel genau darin 
besteht, die europaweiten Rüstungsexporthürden möglichst weit 
abzusenken.

Verbringungsrichtlinie als versteckte 
Rüstungsexportoffensive

Der große „Rüstungsexportwurf“ gelang der Europäischen 
Union mit der Verabschiedung der „Richtlinie zur Vereinfachung 
der Bedingungen für die innergemeinschaftliche Verbringung 
von Verteidigungsgütern“ (kurz: Verbringungsrichtlinie) im Mai 
2009. Sie ist Teil des EU-Verteidigungspaketes zur Stärkung der 
EU-Rüstungsindustrie und soll im August 2012 europaweit in 
Kraft treten. Das offizielle Ziel der Verbringungsrichtlinie besteht 
darin, das Genehmigungssystem für innereuropäische Exporte 
zu vereinfachen. Hiervon verspricht man sich Einsparungen von 
jährlich etwa 400 Mio. Euro, v.a. sollen damit aber existierende 
Ausfuhrbeschränkungen aufgeweicht bzw. umgangen werden.

Vereinfacht formuliert wird mit der Verbringungsrichtlinie das 
Zertifizierungssystem für innereuropäische Waffentransfers von 

Vorabkontrollen auf Nachkontrollen umgestellt, die noch nicht 
einmal bindend erfolgen müssen. Salopp gesagt werden damit 
Persilscheine ausgestellt, innerhalb der Europäischen Union 
Rüstungsgüter nahezu beliebig „verbringen“ zu können. Dies ist 
besonders deshalb problematisch, da die Regelungen, was den 
möglichen Re-Export anbelangt, vollkommen ungenügend sind. 
Strenge nationale Exportbeschränkungen könnten sich somit 
relativ einfach durch einen Vorabexport in ein „großzügigeres“ 
EU-Land aushebeln lassen: „Besonders wenn sie re-exportiert 
werden, können Intra-EU-Verbringungen zum Streitpunkt 
werden (zB Export Belgien – Frankreich – Tschad). Die Angst, 
dass solche Transfers nahezu unmöglich nachgewiesen werden 
können, ist wohlbegründet.“16 Eine ähnliche Befürchtung äußern 
auch Marc von Boemcken und Bernhard Moltmann im aktuellen 
Friedensgutachten: „Die Umsetzung der EU-Verbringungsricht-
linie [kann] den Weiterexport aus einem anderen EU-Staat mit 
weniger restriktiven Exportkontrollen ermöglichen. Für außer-
europäische Ausfuhren lehnt der Gemeinsame Standpunkt der 
EU zum Rüstungsexport [Verhaltenskodex] die Weitergabe von 
Kriegsgerät in Drittstaaten nicht grundsätzlich ab.“17 

Damit droht, dass sich die Rüstungsexportbeschränkungen 
europaweit faktisch dem kleinsten gemeinsamen Nenner annä-
hern. Zumal die Verbringungsrichtlinie bezüglich der Bewer-
tung, ob ein Weiterexport von Rüstungsgütern möglicherweise 
gegen die Bestimmungen des Ursprungslandes verstoßen würde, 
den Bock zum Gärtner macht: „Das Verfahren der Richtlinie 
rückt die Unternehmen, die ein endgefertigtes Produkt aus dem 
Gebiet der EU exportieren wollen, selbst in die Berichtspflicht 
über mögliche Vorbehalte gegenüber einem Empfängerland. Das 
aber setzt Loyalität und Wohlverhalten der am Rüstungsgeschäft 
beteiligten Unternehmen voraus.“18 Ohnehin nimmt man es in 
der Europäischen Union mit der Dokumentation der Rüstungs-
exporte nicht allzu genau. Besonders dreist wurde dabei mit dem 
aktuellen EU-Rüstungsexportbericht für das Jahr 2010 verfahren. 
Er erschien erst Ende 2011 – ausgerechnet am letzten Arbeitstag 
des Jahres und ohne dass vorab über die anstehende Veröffentli-
chung informiert worden wäre. Darüber hinaus weisen die Daten 
von acht Mitgliedsländern (darunter Deutschland und Großbri-
tannien) extreme Lücken auf und sind somit völlig irreführend. 
Deutlicher kann wohl kaum signalisiert werden, dass an Transpa-
renz in diesem Bereich wenig bis kein Interesse besteht.19
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Dies ist umso problematischer, als das existierende Rüstungsex-
portkontrollsystem auf EU-Ebene mehr als unzureichend ist und 
es wohl auf absehbare Zeit auch bleiben wird.

Zahnloser Verhaltenskodex 

In den frühen 1990ern billigte der Europäische Rat acht Kri-
terien, die zur Erteilung einer Rüstungsexportlizenz erfüllt sein 
sollten. Diese Kriterien wurden schließlich 1998 in den „Ver-
haltenskodex für Rüstungsexporte“ aufgenommen. Dazu gehört 
der Verweis, Waffen weder in Krisengebiete (Kriterium 3) noch 
in Staaten zu exportieren, in denen die Menschenrechte verletzt 
werden (Kriterium 4). Die Sache hatte nur einen Haken: Bei dem 
Kodex handelte es sich eher um Richtlinien als um Regeln, er 
war nicht bindend. Insofern verwundert es nicht, dass auch nach 
Verabschiedung des Verhaltenskodex munter weiter Waffen in 
Konfliktregionen exportiert wurden. So förderte eine im Novem-
ber 2011 veröffentlichte Untersuchung zu Tage, dass europäische 
Länder im Zeitraum zwischen 2001 und 2009 Rüstungsgüter im 
Wert von über 50 Mrd. Euro in die Krisenregion Nordafrika und 
Mittelost exportiert haben.20

Im Dezember 2008 verabschiedete der Europäische Rat zwar 
schließlich eine Gemeinsame Position zum Verhaltenskodex, mit 
der die Kriterien rechtlich bindend wurden. Allzu viel änderte 
dies an der bisherigen Exportpraxis leider aber nicht: „Der Verhal-
tenskodex hat seine Grenzen. Zuallererst deckt er lediglich einen 
begrenzten Teil von Rüstungsexportkontrollen ab: zB die acht 
Kriterien und Bestimmungen zum Austausch von Informationen 
und zur Transparenz. Andere Aspekte werden den Mitgliedsstaa-
ten zur Entscheidung überlassen, einschließlich der Strukturen 
der nationalen Behörden, die Ausfuhrlizenzen erteilen sowie die 
von ihnen implementierten Prozeduren. Zweitens beruht der 
Kodex stark auf der Implementierung und Interpretation jedes 
Mitgliedslandes: Die Entscheidung, eine Exportlizenz zu gewäh-
ren, verbleibt in nationaler Zuständigkeit.“21 

So sind viele EU-Staaten der Auffassung, Waffenexporte in 
Länder wie Saudi Arabien, Israel oder den Tschad seien pro-
blemlos mit den acht Kriterien vereinbar. Auch die deutschen 
Rüstungsexporte in Länder, die mindestens vier der Kriterien 
verletzen, nehmen sprunghaft zu: Waren es im Jahr 2009 noch 
269,2 Mio. Euro, beliefen sie sich im Folgejahr bereits auf 510,3 
Mio. Euro.22 Somit ist der Verhaltenskodex vollkommen ungeeig-
net, die sich anbahnende Rüstungsexportoffensive in die Schran-
ken zu weisen – im Gegenteil: „Alle bis auf die fragwürdigsten 
Waffenexporte (und manchmal sogar die) erhalten eine Fassade 
formaler Legitimität.“23

Spiel über die Brüsseler Bande

Gerade für die deutsche Rüstungsindustrie ist das Spiel über 
die Brüsseler Bande wie so häufig auch im Fall der Neufassung 
der deutschen Exportregelungen überaus attraktiv. Die Verbrin-
gungsrichtlinie könnte es nun ermöglichen, die vergleichsweise 
strengen deutschen Rüstungsexportbestimmungen zu umgehen, 
was über eine offizielle Aufweichung der Ausfuhrbestimmungen 
angesichts der Stimmung in der Bevölkerung wohl nur schwer 
möglich wäre. So ergab eine repräsentative Umfrage unter der 
deutschen Bevölkerung im Oktober 2011, dass überwältigende 
78% generell gegen jegliche Rüstungsexporte sind, weitere 11% 
wollen sie für Ausfuhren in Krisengebiete verbieten und gerade 
einmal 7% sprechen sich generell für solche Exporte aus.24
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Dass besonders Kinder unter bewaffneten Konflikten leiden, ist 
sicherlich zutreffend und kann nicht oft genug betont werden. 
Insofern sind die jährlichen Berichte des UN-Generalsekretärs 
über Kinder in bewaffneten Konflikten ein durchaus wichtiges 
Instrument, um das Innenleben und die oft negierten Folgen 
von Kriegen und bewaffneten Konflikten zu veranschaulichen. 
Die Rezeption dieser Berichte droht jedoch, das Bild der eige-
nen Kriege als chirurgische Präzisionseingriffe gegen barbarische 
Bürgerkriege auf der anderen Seite zu reproduzieren und damit 
gerade die jüngsten Opfer von Kriegen und Konflikten als Vor-
wand für weitere Interventionen zu instrumentalisieren.

Dabei soll keineswegs geleugnet werden, dass Kinder häufiger in 
irregulären bewaffneten Gruppen eingesetzt werden als in regu-
lären Armeen und dass in asymmetrischen Konflikten Kinder 
– wie die zivile Bevölkerung insgesamt – wesentlich stärker in 
die bewaffneten Auseinandersetzungen einbezogen werden als in 
manchen zwischenstaatlichen Kriegen. Allerdings unterwandern 
auch die NATO- und EU-Staaten gezielt das humanitäre Kriegs-
völkerrecht (indem sie etwa ihre Gegner nicht als Kombattanten 
anerkennen und sie im Falle der Gefangenschaft nicht als Kriegs-
gefangene behandeln) und setzen ihre Strategien immer stärker 
auf die Eskalation solcher asymmetrischer Konflikte und die ein-
seitige Unterstützung einer oder mehrerer Konfliktparteien. Sie 
tragen damit nicht nur grundsätzlich zu einer Ausweitung asym-
metrischer Konfliktlagen bei, sondern auch für die Rekrutierung 
und Misshandlung von Kindern mittelbar und oft auch unmit-
telbar Verantwortung.

Nachdem die UN-Sondergesandte für Kinder in bewaffneten 
Konflikten am 11. Juni 2012 den aktuellen Bericht (http://www.
un.org/children/conflict/_documents/A66782.pdf ) vorstellte, 
berichtete die deutsche und internationale Presse nahezu aus-
schließlich über die Übergriffe, Kriegsverbrechen und Menschen-
rechtsverletzungen, die darin dem syrischen Regime vorgeworfen 
werden. Oft genug schloss an diese Berichte gleich die Forderung 
nach einer härteren Gangart gegen das Assad-Regime an. Das ist 
durchaus nachvollziehbar - allerdings wäre wünschenswert gewe-
sen, dass zumindest einige Journalisten auf den Bericht in seiner 
gesamten Breite eingegangen wären. Daraus hätte sich ein ande-
res Bild über das aktuelle Konfliktgeschehen und auch die Folgen 
westlicher Interventionen ergeben.

Afghanistan – Folter an den nicht anerkannten 
Kriegsgefangenen

In alphabetischer Reihenfolge werden in dem Bericht die Folgen 
bewaffneter Konflikte für Kinder in 21 Staaten und Regionen 
dargestellt und in den meisten Fällen mit Beschreibungen nach-
gewiesener Einzelfälle veranschaulicht (hiervon weicht Syrien ab, 
wo sich überwiegend auf Augenzeugenberichte u.a. desertierter 
Soldaten bezogen wird). Damit beginnt der Bericht mit der Lage 
in Afghanistan. Dort seien 2011 in 316 Fällen Minderjährige von 
bewaffneten Gruppen rekrutiert worden, „ein Großteil davon“ 

von oppositionellen Gruppen. Es wird ein Vorfall beschrieben, in 
dem ein achtjähriges Mädchen für einen „Selbstmord“-Anschlag 
missbraucht worden sei, oft wüssten die Kinder, die hierfür instru-
mentalisiert werden, nicht einmal, dass sie eine Bombe tragen. 
Wieviele der Rekrutierungen Minderjähriger auf das Konto der 
Regierungstruppen gehen, wird nicht konkret benannt, was ange-
sichts der präzisen Gesamtzahl erstaunt. Auch konkrete Angaben 
darüber, wieviele Kinder in Hafteinrichtungen der Besatzungs-
truppen festgehalten werden, kann der Bericht angeblich nicht 
machen. Es gebe auch keine Berichte auf Missbrauchsvorfälle in 
den Hafteinrichtungen der internationalen Truppen, Minderjäh-
rige aber, die von diesen an afghanische Gefängnisse übergeben 
wurden, seien u.a. durch Schläge, Elektroschocks und sexuelle 
Gewalt bis hin zur Vergewaltigung missbraucht worden. Dass die 
Verhöre in den afghanischen Gefängnissen u.a. durch den vom 
BND finanziell und durch Ausbildung unterstützten Afghani-
schen Geheimdienst NDS durchgeführt werden und es dabei 
zu Misshandlungen kommt, über die bereits die UN-Mission 
in Afghanistan berichtete, bleibt an dieser Stelle jedoch uner-
wähnt. Insgesamt seien 2011 1.325 Fälle dokumentiert worden, 
in denen Kinder umkamen oder verletzt wurden, etwa ein Drittel 
von ihnen durch Selbstmordanschläge und Sprengfallen der Tali-
ban oder anderer oppositioneller Gruppen. 129 Kinder seien „im 
Kreuzfeuer“ zwischen der (von der NATO aufgebauten) afghani-
schen Armee und anderen bewaffneten Gruppen umgekommen, 
110 Kinder seien - dokumentiert durch Luftangriffe der afgha-
nischen Armee und der internationalen Truppen - getötet und 
68 verletzt worden, 431 Kinder wurden Opfer von Minen oder 
Blindgängern.

Somalia – keine Erwähnung der EU, SA und der 
AMISOM

Aufschlussreich ist auch der Abschnitt zu Somalia, wo für das 
Jahr 2011 948 Fälle der Rekrutierung Minderjähriger dokumen-
tiert sind. Auch hier steht die konkrete Zahl in einem Missverhält-
nis zur sehr vagen Angabe, dass „die meisten“ von ihnen durch 
die Al-Shabab-Miliz rekrutiert wurden, während zugleich die 
Rekrutierung Minderjähriger durch die mit westlicher Hilfe auf-
gebaute Armee der Somalischen Übergangsregierung TFG außer 
Frage steht. Aufschlussreich ist hier v.a. die Angabe, nach der die 
Übergangsregierung „versehentlich“ 86 Kinder rekrutierte, die 
anschließend vom Ausbildungslager Bihanga in Uganda repatri-
iert wurden. Auch hier fehlt die Erläuterung, dass die von der 
TFG rekrutierten Soldaten von den USA nach Bihanga geflo-
gen und dort im Rahmen einer EU-Ausbildungsmission von 
europäischen (darunter knapp 20 deutschen) gemeinsam mit 
ugandischen Soldaten ausgebildet werden. In den drei größten 
Krankenhäusern Mogadischus seien 7.799 Kinder an konflikt-
bedingten Verletzungen gestorben, weitere 362 getötete Kinder 
seien von der UN verifiziert worden. Der anhaltende Konflikt 
begünstige auch sexuelle Gewalt und Vergewaltigungen von Kin-

Kinder sind immer die Opfer 
der Anderen
Zum jüngsten Bericht des UN-Generalsekretärs über 
Kinder in bewaffneten Konflikten
von Bernhard Klaus
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dern, von denen 2011 252 Fälle berichtet und in der Mehrzahl 
den Kräften der Übergangsregierung und verbündeten Milizen 
angelastet worden seien. Bemerkenswerterweise tauchen die 
Truppen der AMISOM in dem Bericht überhaupt nicht auf, 
obgleich diese mit ihrer Offensive in Mogadischu im Zuge der 
Hungerkatastrophe 2011 für die Eskalation der Gefechte haupt-
verantwortlich waren und sie seitdem mit rund 20.000 Soldaten 
die bei weitem größte bewaffnete Gruppe in Mogadischu darstel-
len. Die AMISOM wird von der EU-Mission Atalanta logistisch 
unterstützt und hauptsächlich aus dem Europäischen Entwick-
lungsfonds finanziert – seit 2007 mit über 325 Mio. Euro, wovon 
alleine Deutschland 20% beisteuert.

Libyen 29 tote Kinder im Nebel der Gefechte

Natürlich – und das wird im Bericht auch mehrfach betont – 
liegen die tatsächlichen Zahlen jeweils bedeutend höher. In den 
meisten Fällen jedoch bemüht sich der Bericht lediglich, mög-
lichst gesicherte Erkenntnisse und Zahlen zu nennen. Nur so 
lassen sich die im Verhältnis gering erscheinenden Zahlen etwa 
aus der Demokratischen Republik Kongo erklären, wonach 272 
Fälle von Rekrutierungen von Kindersoldaten und 108 Fälle von 
Vergewaltigungen von Kindern dokumentiert wurden, obwohl 
beides in verschiedenen Regionen dieses großen Landes leider an 
der Tagesordnung ist. Für die dokumentierten Fälle von Verge-
waltigung werden überwiegend die Regierungskräfte verantwort-
lich gemacht, die mit kräftiger Unterstützung der internationalen 
Gemeinschaft und u.a. im Rahmen von zwei EU-Missionen 
ausgebildet und ausgerüstet werden. Eindeutige Aussagen lassen 
sich jedoch wegen der enormen Dunkelziffer hierzu sicher nicht 
treffen.

Auffällig gering und vage sind auch die Angaben zu Libyen. 
Ganz selbstverständlich – und nicht ohne Bewunderung – 
berichteten hier vor einem Jahr noch Reporter des deutschen 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks von 14-jährigen Kindern mit 
Schnellfeuergewehren, die sich dem bewaffneten Aufstand ange-
schlossen hätten. Auf entsprechende Hinweise verweist auch der 
Bericht, es sei jedoch nur in 17 Fällen die Rekrutierung von Kin-
dersoldaten bestätigt worden. Wie lückenhaft die Untersuchun-
gen im Falle des libyschen Bürgerkrieges waren, beweist auch der 
Hinweis auf eine im Mai 2011 vom Nationalen Übergangsrat 
angeblich erlassene Direktive, keine Kinder für die Fronteinsätze 
zu rekrutieren. Die Existenz dieser Direktive konnte jedoch bis 
zum Abschluss des im Juni 2012 veröffentlichten Berichtes nicht 
verifiziert werden. Auch die Zahl von 129 getöteten und 247 
Fällen von verstümmelten Kindern erscheint angesichts von selbst 
nach konservativen Schätzungen mindestens 30.000 Kriegstoten 
ein eher verzerrtes Bild wiederzugeben. Die meisten dieser toten 
Kinder geht nach dem Bericht auf Beschuss durch die Regie-
rungskräfte oder wiederum „Kreuzfeuer“ zwischen diesen und 
der bewaffneten Opposition zurück. Demgegenüber werden nur 
drei konkrete Fälle benannt, bei denen insgesamt 29 Kinder „im 
Zusammenhang mit NATO-Operationen“ getötet wurden.

Besondere Aufmerksamkeit für Syrien

Neben Libyen wurde im aktuellen Bericht des UN-General-
sekretärs auch Syrien neu aufgenommen. Anders als in Libyen 
hat die UN-Sondergesandte jedoch eine eigene Erkundungsmis-
sion nach Syrien bzw. in die Flüchtlingslager jenseits der Grenze 
entsandt. Dennoch beruht der Abschnitt zu Syrien in scharfem 
Kontrast zum restlichen Bericht ganz überwiegend nicht auf 
dokumentierten Fällen, sondern häufig auf Zeugenaussagen 

von Deserteuren (die Wortstämme „Zeugen“ oder „bezeugen“ 
im deutschen Wortsinne tauchen alleine im Abschnitt zu Syrien 
sechs Mal, ansonsten in allen anderen Länderberichten jedoch 
nur ein weiteres Mal im Abschnitt zu Libyen auf ). Anders auch 
als im restlichen Bericht wird nicht ausschließlich auf Kinder 
fokussiert, sondern meist die Zahl der Gesamtopfer von Vorfäl-
len benannt. Was die konkret angegebenen Zahlen zu getöteten 
Kindern angeht, summieren sich diese im Berichtszeitraum auf 
insgesamt acht Fälle, anders jedoch als in den anderen Länderbe-
richten werden jedoch auch Fälle außerhalb des Berichtzeitrau-
mes beschrieben, „weil die Schwere dieser Fälle ihre Aufnahme 
in den Bericht notwendig macht“ (in der Demokratischen Repu-
blik Kongo hingegen, wo die Kämpfe und Vertreibungen eben-
falls seit Beginn des Jahres massiv eskaliert sind und ethnisiert 
wurden, wird dies hingegen nicht für nötig gehalten). Dabei wird 
insbesondere auf den Angriff der Syrischen „Sicherheitskräfte“ 
auf das Dorf Ayn l’Arouz am 9. März 2012 eingegangen, bei dem 
zunächst elf Zivilisten (darunter drei Kinder) getötet und 34 Per-
sonen festgenommen wurden, von denen später vier (darunter 
zwei Kinder) erschossen und verbrannt wurden. Außerdem seien 
bei diesem Vorfall Dutzende von Kindern zwischen acht und 
13 Jahre verschleppt und als menschliche Schutzschilder miss-
braucht worden. Darüber hinaus erschöpft sich der Bericht zu 
Syrien überwiegend in summarischen Angaben, wonach „in fast 
allen dokumentierten Fällen Kinder unter den Opfern von mili-
tärischen Operationen der Regierungskräfte“ waren und Kinder 
ab 14 Jahren in der Haft u.a. mit Schlägen und Elektroschocks 
gefoltert wurden. Ebenfalls ohne konkrete Zahlen werden „glaub-
würdige Vorwürfe“ zitiert, nach denen auch die „Freie Syrische 
Armee“ und andere bewaffnete Oppositionsgruppen auf Kinder 
zurückgreifen würden.

Zumindest offen für Instrumentalisierung

Wie gesagt sind die Berichte des UN-Generalsekretärs über 
Kinder in bewaffneten Konflikten ein wichtiges Instrument, 
um die Folgen von Kriegen und Konflikten insgesamt und ins-
besondere für Kinder zu veranschaulichen. Allerdings müssen 
auch diese Berichte kritisch gelesen werden, da sie offensicht-
lich politischen Konjunkturen unterliegen und unterschiedli-
che Maßstäbe ansetzen. Kritikwürdig ist beispielsweise die ans 
Systematische grenzende Ausblendung der Verantwortung und 
Beteiligung westlicher Staaten an den Bürgerkriegen und die auf-
fällige Verwendung des Begriffes „Kreuzfeuer“, wenn es um die 
minderjährigen Opfer ihrer Verbündeten geht. Unterschiedliche 
Maßstäbe können sich dann ergeben, wenn in unterschiedlichen 
Fällen entweder nur auf dokumentierte Fälle verwiesen wird oder 
summarische Angaben womöglich gar auf der Grundlage von 
Zeugenaussagen von Angehörigen einzelner Konfliktparteien 
wiedergegeben werden. Denn die dokumentierten Fälle und die 
aus ihnen aufaddierten Opferzahlen können grundsätzlich nur 
einen Bruchteil des Leides wiedergeben, das diese Konflikte her-
vorbringen – schockierend genug sind sie allemal. Werden sie 
hingegen aufgrund von politischen Konjunkturen mit summari-
schen Angaben kontrastiert, wird dieses Leid relativiert und poli-
tisch instrumentalisierbar. Menschenrechtsarbeit sollte auf klar 
dokumentierte Einzelfälle fokussieren und sich durch ein klares 
methodisches Vorgehen der politischen Instrumentalisierbarkeit 
bewusst entziehen - sonst droht sie, durch die Aufrechnung poli-
tisch manipulierter Opferzahlen die Empathie für die Opfer zu 
vernichten. Das ist dem vorliegenden Bericht der UN-Generalse-
kretärs nicht gelungen. Es scheint auch nicht beabsichtigt gewe-
sen zu sein.
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In der Bewertung der Wahlen zum Allgemeinen National-
kongress in Libyen vom 7. Juli 2012 sind sich die westlichen 
Regierungschefs und die UN einig: die Außenbeauftragten der 
Europäischen Union Ashton, der Leiter der UN-Mission in 
Libyen (UNSMIL), zahlreichen europäischen Regierungschefs, 
die US-Außenministerin Clinton, UN-Generalsekretär Ban Ki-
moon etc. – alle nannten die Wahlen einen Meilenstein auf dem 
Weg Libyens zu einer Demokratie, beglückwünschten die libysche 
Bevölkerung zu den friedlichen und geordneten Wahlen und den 
Nationalen Übergangsrat (NTC) für die hervorragende Vorbe-
reitung und Durchführung. Die Tatsache, dass ein Hubschrauber 
mit Wahlunterlagen abgeschossen wurde, einige Wahlbüros wegen 
Angriffen durch „Störer“ geschlossen worden waren, Stimmzettel 
verbrannt wurden, Milizen versuchten, im Vorfeld die Wahl durch 
die Blockade von Verbindungsstraßen und Ölraffinerien zu verhin-
dern1 und der Nationalkongress kaum Entscheidungsgewalt hat, da 
ihm kurz vor den Wahlen seine zentrale Aufgabe – die Ernennung 
einer verfassungsgebenden Versammlung – entzogen wurde2, tat 
der Begeisterung kaum Abbruch. Die Ereignisse führten vielmehr 
dazu, dass sowohl die EU, die USA als auch UNSMIL ankündig-
ten, die künftige libysche Regierung dabei zu unterstützen, „Sicher-
heit“ und „Stabilität“ herzustellen. 

Bordermanagement und Sicherheitssektorreform 

So erklärten die EU-Außenminister auf einem Treffen am 23. Juli 
2012: „Die EU erkennt die ernsten Herausforderungen, denen sich 
Libyen im Bereich der Sicherheit gegenübersteht, an. Die EU wie-
derholt ihre Bereitschaft, weitere Unterstützung, wenn nötig auch 
im Rahmen der GSVP, in den Bereichen der Sicherheit und des 
Grenzmanagements zur Verfügung zu stellen. Die EU wird dies in 
enger Zusammenarbeit mit den jüngst in Libyen gewählten Auto-
ritäten, der UN-Mission in Libyen (UNSMIL) und dem Rest der 
Internationalen Gemeinschaft tun. Die Errichtung von sicheren 
und stabilen Grenzen ist der Schlüssel zur Sicherung einer wohl 
koordinierten Migration. Die EU betont die Bedeutung der Ent-
waffnung, Demobilisierung und Reintegration im Anschluss an 
den Konflikt und wiederholt im Einklang mit der UN-Resolution 
2017 (2011) seine Befürchtungen bezüglich der Verbreitung von 
Waffen und ähnlichem Material. Sie betont die Notwendigkeit 
einer Reaktion, die auf einer engen Zusammenarbeit mit interna-
tionalen Partnern und Ländern in der Region beruht, und weist 
auf die Bedeutung der EU Sahel-Strategie hin.“3

Sehr ähnlich liest sich ein Briefing des Leiters der UN-Mission 
in Libyen (UNSMIL), Ian Martin, vom 18. Juli 2012. Das vor-
rangigste Problem, das in Libyen nun zu lösen sei, sei die Sicher-
heit. Dies könne nur durch professionelle Sicherheitskräfte erreicht 
werden, die vor allem die „Grenzen nach Süden gegen den Handel 
von Waffen, Drogen und Menschen, illegale Migration und die 
Verbreitung der Transnationalen Kriminalität in der Sahel-Zone zu 
sichern hätten“4. Martin machte in seinem Briefing allerdings auch 
klar, dass in den letzten Monaten sowohl von UNSMIL als auch 
vonseiten der EU schon einiges in diesem Bereich passiert sei. 

Lange bevor der Kampf zwischen dem Gaddafi-Regime und den 

Aufständischen entschieden war und 
während die Rebellen mit Luftangrif-
fen durch die NATO und Ausrüstung 
und Ausbildung unterschiedlicher 
Staaten im Krieg gegen Regierungs-
truppen unterstützt wurden, hatten 
zahlreiche Akteure sich darüber 
Gedanken gemacht, wie „Stabilität“ 
und „Sicherheit“ in Libyen nach dem 

Regimewechsel herzustellen sei. Im September 2011 argumen-
tierten James Rogers und Luis Simón von der „Group on Grand 
Strategy“ beispielsweise, die EU sei aufgrund ihrer politischen 
und militärischen Ressourcen, ihrer Erfahrungen beim Aufbau 
von Sicherheitskräften und ihrer historischen Verbindung zu 
Libyen prädestiniert, eine leitende Rolle bei der Transition und 
vor allem der Stabilisierung des Landes zu spielen.5 Ähnlich 
argumentiert Patryk Pawlak in einer Gemeinschaftsproduktion 
des Center for Transatlantic Relations, der Stiftung Wissenschaft 
und Politik, der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik 
u.a. vom Ende letzten Jahres: „Die Vielzahl von Missionen, die 
die EU in der Vergangenheit realisierte und aufgrund der Breite 
der ihr zur Verfügung stehenden Instrumente (z.B. diplomati-
sche, wirtschaftliche, politische) machen eine Unterstützung [im 
Bereich der Sicherheitssektorreform] in Libyen sehr wahrschein-
lich“.6 

Prioritär erscheint der EU derzeit vor allem die Sicherung der 
Grenzen. Anfang März 2012 wurde eine 10-köpfige Erkundungs-
mission für das Grenzmanagement entsandt, die von Italien 
geleitet wurde und vor allem in Tripolis stationiert gewesen sein 
soll.7 Insgesamt ist wenig bekannt darüber, was die „Experten“ 
in Libyen trieben, wahrscheinlich haben sie unter anderem die 
nun geplante Grenzmission vorbereitet, von der allerdings bisher 
weder bekannt ist, welches Mandat geplant ist, noch wo sie sta-
tioniert sein soll.8 Auch wenn sowohl auf dem EU-Außenmini-
stertreffen vom 23. Juli 2012 als auch bei der Eröffnung des Büros 
der EU-Delegation in Tripolis deutlich gemacht wurde, dass die 
EU sich an der Herstellung von „Sicherheit“ und „Stabilität“ 
beteiligen will, so sind bisher keine weitergehenden Planungen 
zur Unterstützung einer „Sicherheitssektorreform“, die sich in der 
Regel auf die Ausbildung und Ausrüstung von Soldaten und Poli-
zisten beschränkt, bekannt. Allerdings entsandten sowohl Italien9 
als auch Frankreich10 jeweils Militärberater und –ausbilder, die 
bereits seit Monaten Soldaten für die libyschen Sicherheitskräfte 
ausbilden.  Auch die USA sendeten bereits nicht-letale Ausrü-
stung und Ausbilder, die vor allem Soldaten für die Bewachung 
der Grenzen ausbilden sollen.11

Die Formulierung einer Sicherheitsstrategie und die Strukturie-
rung des neuen Verteidigungs- und Innenministeriums hat die 
UN-Mission unternommen, mit dem erklärten Ziel, die Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass sowohl die Armee, als auch die 
Polizei von zivilen Institutionen überwacht werden. Man sieht: 
Viele Akteure basteln schon an unterschiedlichen Enden, um 
die Sicherheitskräfte in Libyen in ihrem Sinne zu formen. Dabei 
ist noch vollkommen offen, wer die künftigen Sicherheitskräfte 
bilden wird: bisher kämpfen zwei Armeen, zwei Polizeien und 
unzählige Milizen um die Macht – sehr zum Leidwesen der liby-
schen Bevölkerung. 

Die Macht der Milizen

Seit dem Beginn des bewaffneten Aufstandes in Libyen haben 
sich zahlreiche bewaffnete Gruppen gebildet, deren gemeinsa-
mes Ziel – die Abschaffung des Regimes Gaddafis – erreicht ist 

Die Verstetigung des Bürgerkrieges 
in Libyen: 
Zwei Armeen, zwei Polizeien, unzählige Milizen
von Jonna Schürkes
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und die sich seither gegenseitig bekämpfen und tatsächliche oder 
vermeintliche Anhänger Gaddafis verfolgen, töten, misshandeln 
oder inhaftieren, wie ein kürzlich erschienener Bericht von amne-
sty international belegt.12 

Das Verhältnis zwischen dem Nationalen Übergangsrat (NTC) 
und den Milizen ist ambivalent. Einerseits hat sich der Macht-
kampf zwischen beiden Akteuren seit der Vertreibung der Truppen 
des ehemaligen Regimes aus Tripolis ständig verschärft, anderer-
seits greift das NTC immer wieder auf die Milizen zurück. In der 
ersten Phase nach der schrittweisen Vertreibung der Truppen des 
Regimes Gaddafis waren ihre Aufgaben vor allem, die Rückkehr 
dieser Truppen zu verhindern. Seither haben die Milizen allerdings 
für einzelne Regionen zahlreiche Aufgabe übernommen: So akzep-
tiert der NTC bisher, dass die Grenzen Libyens faktisch unter ein-
zelnen Milizen aufgeteilt sind und von ihnen überwacht werden. 
Die Bewachung von Gefängnissen, in denen viele, die während 
des Krieges gefangen genommen wurden, bis heute inhaftiert sind, 
wurde teilweise aktiv vom NTC an die Milizen übergeben, ebenso 
wie die Kontrolle und Sicherung der Ölfelder und -industrien. 
Selbst bei der Durchführung der Wahlen spielten die Milizen eine 
wichtige Rolle: In Bengasi beispielsweise wurden die Stimmzettel 
in der Zentrale der stärksten Miliz der Stadt ausgezählt.13 

Andererseits ist es das erklärte Ziel des NTC und auch der UN14, 
einen Großteil der Milizen zu entwaffnen, zu demobilisieren und 
zu reintegrieren und nur einen geringen Anteil in die Armee und 
die Polizei aufzunehmen. Geplant ist eine Armee, die ca. 100.000 
Soldaten umfassen soll (die Armee unter Gaddafi hatte ca. 76.000 
aktive Soldaten und 40.000 Reservisten15). Für die Polizei scheint 
es noch keine konkreteren Planungen zu geben, zuständig in der 
UNSMIL für den Aufbau der Polizei ist allerdings der deutsche 
ehemalige Bundespolizist Walter Wolf.16 

Außer der anvisierten Größe der Armee scheint es allerdings 
kaum Einigkeit darüber zu geben, wie die Armee aussehen sollte. 
So plädieren die einen dafür, die Armee Gaddafis zu reformie-
ren und Teile der Armeeführung zu übernehmen. Allerdings 
weigern sich die Milizen, sich in die alten Armeestrukturen inte-
grieren zu lassen, zumal dem Verteidigungsminister Usama al-
Dschuwaili zufolge „nur“ 25% der Soldaten aus den Reihen der 
Milizen rekrutiert werden sollen, die restlichen sollen entwaffnet 
und demobilisiert werden. Angesichts dessen, dass es Schätzun-
gen zufolge 215.000 revolutionäre Kämpfer gibt, eine erheblich 
Zahl.17 Teile der Milizen aus Misrata und Zintan wollen auf der 
Grundlage des „National Shield“, eines Zusammenschlusses ver-
schiedener „Revolutionärer Brigaden“18, die neue Armee grün-
den, was allerdings von Milizen vor allem im Osten des Landes 
wiederum abgelehnt wird. Neben dem „National Shield“, das sich 
inzwischen formell unter der Kontrolle des Verteidigungsministe-
riums des Übergangsrates befindet, gibt es einen weiteren Zusam-
menschluss von bewaffneten Gruppen, die „Supreme Security 
Committees“ (SSC) – unter der Kontrolle des Innenministeri-
ums. Die SSC umfassen 90.000 bis 100.000 Kämpfer. Diese sind 
in Brigaden organisiert, die jeweils meist aus Angehörigen einer 
Miliz bestehen. Sie verstehen sich als eine Art Gendarmerie und 
werden als möglicher Vorläufer einer Polizei gesehen19, wobei 
andererseits auch die Polizei aus Zeiten des Gaddafi-Regimes 
weiterhin besteht. 

Insgesamt dürfte es schwierig werden, die bewaffneten Kämpfer, 
die weder in die Armee noch in die Polizei übernommen werden, 
zu entwaffnen. Zum einen wurden sie u.a. von eben jenen Akteu-
ren für den Kampf gegen das Gaddafi-Regime bewaffnet, die sie 
nun von der Abgabe der Waffe überzeugen wollen. Zum anderen 
scheint die Integration in die alten Sicherheitskräfte unrealistisch, 
müssten sich die Kämpfer ausgerechnet denjenigen unterordnen, 

die sie wenige Monate zuvor erfolgreich bekämpft hatten. Sie 
gewaltsam zu entwaffnen, dürfte allerdings auch nicht funktio-
nieren, sind sie doch mittlerweile gut organisiert und im Besitz 
riesiger Waffenbestände. 

Eine hochgerüstete Gesellschaft 

Libyen ist nicht erst seit dem Aufstand der Rebellen gegen das 
Gaddafi-Regime ein enorm hochgerüstetes Land. Wie viele und 
welche Waffen derzeit in Libyen kursieren und von dort aus in die 
Nachbarländer gelangen, ist kaum abzuschätzen. Die bekannten 
legalen und illegalen Waffenlieferungen sowohl an das Gaddafi-
Regime als auch an die Rebellen ermöglichen allerdings eine 
Ahnung vom Ausmaß der Verfügbarkeit von Waffen. 

Vom Ende der Sanktionen, mit denen das Gaddafi- Regime 
zwischen 1992 und 2004 belegt war, bis zum Beginn der Revolte 
im Februar 2011 und der erneuten Verhängung eines Embargos 
haben nicht nur Mitgliedsstaaten der Europäischen Union groß-
zügig Waffen geliefert. Laut dem Rüstungsexportbericht der EU 
wurden 2009 Waffenexporte in Höhe von 342,7 Mio. €, 2010 
in Höhe von 293,9 Mio. € genehmigt. Dabei handelte es sich 
in erster Linie um Überwachungstechnologien, gepanzerte Fahr-
zeuge und vor allem Kleinwaffen – alles Waffen, die während des 
Aufstands gegen die Rebellen eingesetzt wurden. Neben diesen 
eindeutig als Waffenexporten deklarierten Lieferungen hat es 
wohl zahlreiche weitere Lieferungen gegeben. So wurden bei-
spielsweise 7.500 Revolver und 659 Gewehre 2009 aus Italien 
nach Libyen geliefert, die allerdings nicht in den Jahresberichten 
über den Waffenexport der EU auftauchten.20 Ebenso wenig die 
nach dem Sturz Gaddafis gefundenen neuen G36-Gewehre, her-
gestellt von Heckler und Koch in Baden-Württemberg, für die 
keine Exportgenehmigung vorlag und von denen noch unklar ist, 
wie diese überhaupt nach Libyen gelangen konnten.21

Nach dem Beginn des Aufstandes im Februar 2011 wurde 
erneut ein Waffenembargo verhängt, allerdings wurden bereits 
Mitte März mit der Resolution 1973 Waffenlieferungen nach 
Libyen – wenn sie dem Schutz der Zivilbevölkerung dienen – 
erneut explizit genehmigt, Bedingung war allerdings die Abseg-
nung durch den UN-Generalsekretär. Im Folgenden wurden 
erneut vor allem Kleinwaffen geliefert, nur diesmal an die andere 
Seite – an die Rebellen, um sie bei dem Sturz des Gaddafi-
Regimes zu unterstützen. Ein Bericht der UN vom Februar 2012 
zeigt das Ausmaß der Lieferungen, wobei neben nicht-letalen 
Ausstattungsgegenständen (Westen, Helme, Uniformen etc.) vor 
allem Kleinwaffen aus Frankreich, den Vereinigten Arabischen 
Emiraten, Katar, Albanien und dem Sudan an die Aufständischen 
geliefert wurden. Nur wenige der Lieferungen wurden durch den 
UN-Generalsekretär autorisiert, weshalb es erneut nicht einmal 
Schätzungen darüber gibt, wie viele in dieser Zeit nach Libyen 
gelangten.22 

Fazit

Die Entwaffnung, Demobilisierung und Reintegration der 
zuvor vom Westen bewaffneten Milizen spielt in der Rhetorik der 
EU, aber auch der UN eine große Rolle und wird im Zusammen-
hang mit der Herstellung der Sicherheit für die libysche Bevöl-
kerung immer wieder genannt. Konkrete Pläne, wie eine solche 
Entwaffnung stattfinden könnte, gibt es aber offensichtlich nicht. 
Die Milizen sind nicht gewillt, die einmal durch Waffengewalt 
erlangte Macht wieder abzugeben, vor allem nicht, zugunsten 
derjenigen Kräfte, die sie zuvor bekämpften. So wird der nun 
gewählte Kongress – selbst wenn er die Milizen nicht weiter zur 
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zen sollte – kaum eine Chance haben, eine Entwaffnung und 
Demobilisierung durchzuführen. 

Die Erfahrungen – in Afghanistan, in Somalia, in der Sahel-
Zone etc. – zeigen, dass für die Europäische Union, aber auch 
für andere Akteure der „Internationalen Gemeinschaft“ Herstel-
lung von Stabilität und Sicherheit bedeutet, eine Regierung zu 
etablieren, von der man erwartet, sie würde wesentliche Wün-
sche des Westens umsetzen und dieser Sicherheitskräfte an die 
Hand zu geben. Dabei werden Versuche von NGOs aber auch 
mancher UN-Organisationen, mühsam einige Waffen einzusam-
meln, durch die Ausrüstung dieser neuen Sicherheitskräfte kon-
terkariert. Jetzt, wo die ersten Wahlen stattfanden, die zur Folge 
haben, dass die Internationale Gemeinschaft zukünftig behaup-
ten kann, die Regierung in Tripolis agiere im Interesse der liby-
schen Bevölkerung, steht dieser Form des Krisenmanagements 
nicht mehr im Wege. 

Welche Zukunft sich Pierre Razoux vom NATO Defense Col-
lege für Libyen ausmalt, lässt jedoch nichts Gutes hoffen: „Das 
wahrscheinlichste Szenario, mit dem eine Aufspaltung des Landes 
oder ein Rückfall in den Bürgerkrieg vermieden werden kann, 
ist die ‚Pakistanisierung‘: eine faktische Allianz zwischen Islami-
sten und Nationalisten, mit Stämmen, denen eine beachtliche 
Autonomie zugestanden wird. Dies würde ein System schaffen, 
in dem das Militär, zusammen mit den Geheimdiensten und den 
Sicherheitskräften die dominierende Macht auf institutioneller 
Ebene bilden würde. Diese würden dann von einer islamischen 
Bewegung kontrolliert werden. Die politische Dominanz [der 
islamischen Bewegung] basiert darauf, dass sie die Kraft ist, der 
am ehesten zugetraut wird, eine Alternative sowohl zum alten 
Ghaddafi-Regime als auch zur ‚postkolonialen Domination‘, die 
von vielen Libyern gefürchtet wird, sein zu können.“23
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Dagegen helfen: Kultur • Aktion • Information • Protest
                1.-3. September, Villingen-Schwenningen/Oberndorf

Infos und Anmeldung:  Telefon 0711-51885601 
            E-Mail ba-wue@dfg-vk.de

Samstag, 1. September:
14 Uhr 30 - 16 Uhr: gemeinsamer Stadtrundgang, 
VS-Villingen, Treffpunkt Bahnhof VS-Villingen
17 Uhr: Kundgebung zum Antikriegstag am 
Geschwister-Scholl-Platz, VS-Schwenningen. 
Hauptredner: Jürgen Grässlin (DFG-VK Bundessprecher) 
20 Uhr:20 Uhr: Vortrag „Aktion Aufschrei 
- Stoppt den Waffenhandel aus 
Baden-Württemberg!“ mit Jürgen Grässlin, Jugend-
herberge Villingen, St.-Georgener-Str. 36, VS-Villingen 

Krieg beginnt hier - im Ländle

Sonntag, 2. September:
9-13 Uhr: Infos und Austausch mit Udo Sürer 
(Initiative Waffen vom Bodensee), Gerhard Mauch 
(Comic zu Heckler & Koch), Vorstellung Rüstungsatlas
Baden-Württemberg (Andreas Seifert, IMI), 
JH Villingen, St.-Georgener-Str. 36, VS-Villingen
17 Uhr:17 Uhr: Vorkonzert Lebenslaute, Markuskirche 
Villingen, Heidelbergerstr. 2 im Goldenbühl
Montag, 3. September: 
10 Uhr: Lebenslaute-Konzert-Aktion 
„Waffenhandwerk schafft nur Unheil“ (G. F. Haendel) 
- ein musikalischer Besuch bei Heckler & Koch 
in Oberndorf.
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Am Abend des 7. Juli 2012 brachten die EU-Außenbeauftragte 
Catherine Ashton und der EU-Kommissar für die Erweiterungs- 
und Nachbarschaftspolitik, Štefan Füle, eine gemeinsame Pres-
semitteilung heraus, in der sie „dem libyschen Volk und seinem 
friedlichen Kampf für Rechte und demokratische Ambitionen“ 
gratulierten. Kurz zuvor hatte bereits die Tagesschau im ARD 
über die „erste freie Parlamentswahl nach Jahrzehnten“ berich-
tet. Gezeigt wurde darin auch der „Leiter der EU-Wahlbeob-
achtermission“ Alexander Graf Lambsdorff, der den Urnengang 
lobte: „Die Organisation der Wahlen hier, wo wir das beobachten 
konnten, war einwandfrei, erstaunlich gut…“ Die Wahlen seien 
„in der Hauptstadt Tripolis und auch im ganzen Land“ gefeiert 
worden, so der Sprecher aus dem Off. Nur am Rand wird berich-
tet, dass es „im Osten des Landes … Überfälle auf Wahllokale“ 
gegeben habe.

Im Deutschlandfunk wurde noch am selben Tag ein anderes 
Bild vermittelt: Dort hieß es, „die erste freie Parlamentswahl 
nach über 40 Jahren wurde von Gewaltakten begleitet“. Mehrere 
Milizen hätten zum Boykott der Wahl aufgerufen und frühere 
Rebellen Ölraffinerien abgeschaltet, um die Wahl zu verhindern. 
Wahllokale seien auf Grund von Gewalt- und Sabotageakten 
geschlossen worden, „[m]ilitante Wahlgegner hätten außerdem 
Hunderte Stimmzettel aus einem Wahllokal entwendet und 
öffentlich verbrannt, berichteten Augenzeugen“. Später war dann 
noch von einem Toten und dem Abschuss eines Hubschraubers 
der Wahlkommission die Rede.

Eine ausführlichere Darstellung von durch die EU beobachte-
ten Wahlen liefern oft die Berichte auf der Homepage der jewei-
ligen EU-Wahlbeobachtermission. Allein: Es gibt keine solche 
Homepage, denn es gab gar keine EU-Wahlbeobachtermission. 
Alexander Graf Lambsdorff ist lediglich Leiter eines aus 21 Per-
sonen bestehenden „Election Assessment Teams“ (EU EAT). 
Im Gegensatz zu den EU-Wahlbeobachtungsmissionen sind die 
EATs nur sehr kurzfristig und ohne konkrete Aufgabe im Land, 
eine flächendeckende Präsenz ist nicht einmal im Ansatz ange-
strebt. Es handelt sich bei den EATs eher um PR-Teams, welche 
die Wahlen nicht wirklich beobachten, sondern eine bestimmte 
Wahrnehmung von ihnen transportieren sollen. Vor Libyen gab 
es erst zwei andere EU EATs: 2010 in Irak und Afghanistan.

Doch auch die EAT erstellte einen Bericht, der immerhin Auf-
schluss darüber gibt, wer gewählt werden konnte und wer nicht. 
Zur Wahl standen letztlich 2501 unabhängige Kandidat_innen 
und 1206 Bewerber_innen, die über Listen gewählt werden 
konnten. Während für die Listen eine gesetzliche Quote garan-
tierte, dass 44% der Bewerber_innen Frauen waren, waren nur 
85, etwa 3%, der unabhängigen Kandidat_innen Frauen. Eine 
eigens hierfür einberufene Kommission schloss alle „Mitglieder 
des alten Regimes“ von den Wahlen in einem Prozess aus, der 
vom EAT als „objektiv und vernünftig“ charakterisiert wird.

Zur Wahl registrierten sich demnach exakt 2,8 Mio. Wähler_
innen, während von insgesamt 3,5 Mio. Wahlberechtigten aus-
gegangen wurde. Warum diese Zahl auch angesichts der relativ 
jungen Bevölkerung Libyens so niedrig ist, obwohl die CIA im 

Januar 2011 noch von einer liby-
schen Gesamtbevölkerung von 6,46 
Mio. Menschen (in Libyen) ausging, 
darauf liefert der Bericht nur Andeu-
tungen. So haben die in sechs bzw. 
fünf Distrikten eingerichteten Regi-
strierungszentren und Wahllokale für 
Binnenflüchtlinge diese sicher nicht 
vollständig erreicht, und ebenfalls 
nicht wählen konnten die „großen 

libyschen Gemeinschaften“, die in den Nachbarstaaten Tunesien 
und Ägypten (Niger und Mali wären ebenfalls zu nennen) – teil-
weise als Flüchtlinge – leben. Vergessen werden dürfen auch nicht 
die Tausenden von Menschen, die immer noch in den Gefängnis-
sen und Lagern der verschiedenen Milizen festgehalten werden.

Am Montag nach der Wahl verbreitete die libysche Wahlkom-
mission dann eine Zahl, die ebenfalls in seltsamem Kontrast zur 
angeblichen Feierlaune stand: Die Wahlbeteiligung habe nur 
knapp über sechzig Prozent derer betragen, die sich registrieren 
ließen. Gewählt haben sollen also nur knapp 1.7 Mio. Menschen, 
von 3.5, die potentiell wahlberechtigt waren bei einer geschätz-
ten Gesamtbevölkerung von 6.4 Mio. Menschen vor Beginn des 
Krieges.

Warum aber ging angeblich nur etwas über die Hälfte derer 
wählen, die sich zuvor extra hatten registrieren lassen? Dafür 
stehen verschiedene Erklärungen zur Verfügung, die jedoch alle-
samt das Bild einer angeblich „demokratischen“ oder „freien“ 
Wahl schwer beschädigen. So könnte es z.B. bereits bei der 
Registrierung Unregelmäßigkeiten gegeben haben, die UN etwa 
wiesen in anderem Kontext darauf hin, dass die Bevölkerung 
Libyens nicht annähernd durch Behörden etc. erfasst wäre und 
sich die Staatsbürgerschaft des oder der einzelnen kaum feststel-
len ließe. Möglicherweise registrierten sich dieselben Menschen 
unter verschiedenen Namen und konnten letztlich nur einmal 
abstimmen, weil ihnen dabei der Finger eingefärbt wurde. Andere 
konnten vielleicht aus gerade diesem Grunde nicht abstimmen, 
weil verschiedene Milizen ja zum Boykott aufgerufen hatten und 
diese während der Wahl – von der Tagesschau euphemistisch als 
„Sicherheitskräfte“ bezeichnet – omnipräsent waren. 

Doch es könnte noch einen ganz anderen Grund für die niedrige 
Wahlbeteiligung geben. Am Tag der Wahl war nämlich unklar, 
was überhaupt gewählt wurde. Um insbesondere den Milizen im 
Osten entgegenzukommen, welche eher nach Unabhängigkeit 
streben, sich angesichts ihrer Bewaffnung und Rolle im Bürger-
krieg unterrepräsentiert sehen und den Wahlprozess ohnehin eher 
skeptisch verfolgten, veränderte der Nationale Übergangsrat zwei 
Tage vor der Wahl den Prozess zur Verfassungsgebung grundle-
gend. Nicht mehr der zu wählende Nationalkongress sollte eine 
Kommission einsetzen, welche die Verfassung ausarbeitet, statt-
dessen soll diese nun zu einem späteren Zeitpunkt wiederum 
direkt gewählt werden. Theoretisch bleibt dem Nationalkon-
gress nun noch die Aufgabe, einen Premierminister zu wählen, 
der eine Regierung einsetzen und den Übergangsrat ablösen soll. 
Diese Regierung aber verfügt dann weder über eine verfassungs-
rechtliche Grundlage noch – angesichts der niedrigen Wahlbe-
teiligung und der zahlreichen Unregelmäßigkeiten – über eine 
demokratische Legitimation. De facto wird die Macht wohl beim 
Übergangsrat und insbesondere bei den bewaffneten Gruppen 
verbleiben. Diesen Zustand, der Libyen wahrscheinlich noch 
lange beherrschen wird, zumindest nach Außen in das Gewand 
pseudo-demokratischer Legitimität zu kleiden, war offensichtlich 
Aufgabe des EU EAT, die Tagesschau und andere Medien haben 
das – mal wieder – bereitwillig geschluckt.

„In großen Zahlen demokratisch 
wählen gegangen“
EU erklärt die Wahlen in Libyen zum Erfolg – 
was gewählt wurde, bleibt jedoch unklar
von Bernhard Klaus
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Pünktlich zum Beginn der Sommerpause will Verteidigungsmi-
nister Thomas de Maizière beim Thema Sicherheitspolitik „elek-
trisieren“1 - und mit welchen Themen ist diese Provokation besser 
zu bewerkstelligen als mit „Killerspielen“ und dem Einsatz der 
Bundeswehr in der ganzen Welt!

Zum Thema „Killerspiele“ merkt er dabei Anfang Juli in einem 
Interview mit MDR-Info an: „Viele junge Menschen spielen 
an Computerspielen, machen Killerspiele oder ähnliches. Aber 
einmal eine scharfe Waffe in der Hand zu haben, die Wirkung 
zu erleben, das prägt! Und das führt auch zu einem verantwor-
tungsvolleren Umgang mit Gewalt, als nur virtuell durch Com-
puterspiele.“2

Dass der Minister kein Fan von „Killerspielen“ ist, dürfte 
bekannt sein, dass er jedoch bei der Suche nach Bundeswehrnach-
wuchs das Schießen mit „scharfen Waffen“ als „verantwortungs-
volleres“ Lernen von Gewalt preist, ist abenteuerlich. Zum einen 
knüpft dies an verhängnisvolle militaristische Traditionen an, 
wenn der Umgang mit Waffen als verantwortungsvolle „Schule 
der Gewalt“3 verstanden wird. Zum anderen blendet es auch die 
enge Zuarbeit des Militärs bei der Produktion von „Killerspielen“ 
mitsamt ihrem militär- und gewaltbejahenden Charakter völlig 
aus.4

Zum Thema „unbegrenzte Auslandseinsätze“ heißt es in dem 
gleichen MDR-Interview von de Maizière, dass es prinzipiell 
keine Region in der Welt gebe, bei der man sagen könne, dass 
Deutschland dort nichts zu suchen habe.5 Ein Blick in die Ver-
teidigungspolitischen Richtlinien offenbart, dass es sich dabei um 
wenig Neues handelt6 und die „geübte Staatspraxis“ der Bundes-
republik verstärkt diese Annahme zusätzlich. In den Kommen-
taren der Zeitungen wird der Glaubenssatz de Maizières dann 
treffend zusammengefasst: „Keine Tabus für Auslandseinsätze!“7

Gegenüber dieser Tabulosigkeit neu hingegen ist der sich bereits 
nach der Libyenresolution 1973 immer stärker abzeichnende 
politische Militarisierungswettlauf zwischen der Regierung und 
Teilen der Opposition, namentlich den Grünen und der SPD. So 
nutzte auch diesmal Omid Nouripour von den Grünen de Mai-
zières Aussage über die Enttabuisierung weltweiter Militäreinsätze, 
um „eine Diskussion über die völkerrechtliche Schutzverantwor-
tung“ zu propagieren.8 Zwischen Pest und Cholera entscheidend, 
dynamisiert sich so zunehmend die Debatte zwischen der „inter-
nationalen Verantwortung“ mit „Einzelfallentscheidung“ à la de 
Maizière, der sich beim NDR gegen einen „Automatismus“ zum 
Waffengang aussprach und stattdessen auch die „wohlverstande-
nen Interessen“ Deutschlands in die Erwägungen einschließen 
will oder der „Verantwortung zum Schutz“ à la Nouripour mit 
seinen Grünen und der SPD.9

Auch mit Blick in Richtung Bundestagswahlkampf wird so 
die Auseinandersetzung zunehmend polarisiert zwischen zwei 
gleichsam militärbejahenden Konzepten und der prinzipiellen 
Forderung des Einsatzes der Bundeswehr in der ganzen Welt. 
Dass dabei sowohl die Lager de Maizières‘ als auch Nouripours‘ 
ganz selbstverständlich ihre Einsätze an verschiedene butterwei-
che Bedingungen binden,10 ist so alt wie die Debatte um den 
„Gerechten Krieg“ oder die Rechtfertigung eines jeden Militär-
einsatzes selbst. Die Wählerschaft darf sich dann nächstes Jahr 

entscheiden, welchem ekstatischen 
Säbelrasseln sie in den kommenden 
vier Jahren lauschen darf: dem natio-
nalen Pathos der deutschen „Füh-
rungsmacht in Europa“ oder den 
instrumentalisierten Kriegsgräueln,11 
die es mit dem von der internationa-
len Gemeinschaft getragenen Schwert 

militärisch zu beenden gilt.
Bleibt angesichts dieser trüben Aussichten noch abschließend 

eine kleine Veranstaltungsinformation zu verbreiten: die Som-
merreise des Verteidigungsministers de Maizière zwischen dem 
4. Juli und 9. August 2012.12 Auf dem Tourneeplan des Ministers 
stehen dabei (von Nord nach Süd) die Standorte Mürwik, Kiel, 
Wilhelmshaven, Lüneburg, Bremen, Munster, Augustdorf, Fritz-
lar, Frankenberg, Koblenz, Darmstadt, Trier, Lebach, Heidelberg, 
Zweibrücken, Germersheim, Bad Bergzabern, Überlingen, Fried-
richshafen und Oberjettenberg.13 Die einzelnen Termine werden 
laut Verteidigungsministerium „durch die Presse- und Informa-
tionszentren der Teilstreitkräfte bekannt gegeben.“14 Vielleicht 
dürfte dies für die eine oder andere lokale Friedensgruppe Anlass 
sein, dem Verteidigungsminister eine „elektrisierende“ Debatte 
zu liefern, um ihm und der Militarisierungsdynamik einen küh-
lenden Sommerwind entgegen zu blasen.

Anmerkungen
1	 MDR Info (1.7.2012), Interview mit Thomas de Maizière: De Mai-

zière sieht keine Tabus für Auslandseinsätze, http://www.mdr.de/
2	 Ebd.
3	 In Anlehnung an den gleichnamigen Titel des Sammelbandes von 

Wolfram Wette (2005) über den deutschen Militarismus zwischen 
1871-1945.

4 	 Schulze von Glaßer, Michael (2012): Battlefield 3: Das virtuelle 
Schlachtfeld, Informationsstelle Militarisierung, S. 16, http://www.
imi-online.de/; sowie ders. (2012): Tom Clancy’s Ghost Recon – 
Future Soldier: Das virtuelle Schlachtfeld, S. 17, http://www.imi-
online.de/.

5	 MDR Info (1.7.2012), Interview mit Thomas de Maizière.
6	 Verteidigungspolitische Richtlinien (VPR) (2011): Nationale Inter-

essen wahren – Internationale Verantwortung übernehmen – Sicher-
heit gemeinsam gestalten. Bundesministerium der Verteidigung, 
Berlin, u.a. S. 2.

7	 Frankfurter Rundschau (1.7.2012): Keine Tabus bei Auslandseinsät-
zen, http://www.fr-online.de/.

8	 Brössler, Daniel (1.7.2012): “Placebos anstelle einer Debatte”, Süd-
deutsche, http://www.sueddeutsche.de/.

9 Deutscher Bundestag, Drucksache 17/9584, Antrag der GRÜNEN: 
Schutzverantwortung weiterentwickeln und wirksam umsetzen, 
9.5.2012, http://dipbt.bundestag.de/; sowie Deutscher Bundestag, 
Drucksache 17/8808: Antrag der Fraktion der SPD: Die interna-
tionale Schutzverantwortung weiterentwickeln, 29.2.2012, http://
dipbt.bundestag.de/.

10	 De Maizière nennt in dem MDR-Info Interview etwa: „Richtet ein 
militärischer Einsatz mehr Schaden als Nutzen an? Was sind die 
indirekten Folgen? Wie hoch sind die Kosten an Geld und Blut? 
Wer macht mit aus der Region? Haben wir die richtige Ausrüstung? 
Sind wir durch andere Einsätze zu belastet, haben wir Kapazitäten 
frei?“, in: MDR Info (1.7.2012), Interview mit Thomas de Maizière.

11	 Cuncliffe, Philip (2011): A dangerous duty. Power, Paternalism and 
the global ‚duty of care‘. In: ders. (Hrsg.): Critical Perspectives on 
the Responsibility to Protect. Oxon/New York: Routledge, S. 61.

12	 Pressemitteilung BMVg (28.6.2012): Sommerreise 2012 führt 
Verteidigungsminister de Maizière zu zahlreichen Standorten und 
Dienststellen der Bundeswehr, Nummer 23/2012.

13	 BMVg (2012): Stationen der Sommerreise 2012 des Bundesmini-
sters der Verteidigung Thomas de Maizière.

14 	Eigene Anfrage beim BMVg.

Killerspiele, Sommerreisen und 
keine Tabus für Auslandseinsätze
von Thomas Mickan
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Die Bundeswehr stellte am 20. Juni 2012 ihr neuestes Projekt 
im Zuge der Bundeswehr-Reform vor. Sie plant, in der Colbitz-
Letzlinger Heide nördlich von Magdeburg in Sachsen-Anhalt 
auf dem Gelände des Truppenübungsplatzes Altmark ein neues 
Gefechtsübungszentrum für Auslandseinsätze zu bauen. Der 
Truppenübungsplatz wird bislang grundsätzlich vom Gefechts-
übungszentrum Heer genutzt. Der Beitrag informiert in aller 
Kürze über die wichtigsten Aspekte des Vorhabens. Wer nicht 
weiß, was genau ein Gefechtsübungszentrum, abgekürzt GÜZ, 
ist und welchem Zweck es dient, wird auf der Homepage des 
Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaffung fündig. Dort 
steht: „Das Gefechtsübungszentrum (…) ist die zentrale Aus-
bildungseinrichtung des Heeres (…). Dort wird die einsatznahe 
Ausbildung der Kampftruppen mit den Originalwaffensystemen 
(…) durchgeführt. Mit dem Gefechtsübungszentrum Heer auf 
dem Truppenübungsplatz Altmark ist eine (…) Einrichtung 
geschaffen worden, die es ermöglicht, in bisher nicht gekannter 
Weise realitäts- und einsatznah auszubilden. Dies wird nur durch 
den intensiven Einsatz der Simulation von Waffen, Waffensy-
stemen und Kampfmitteln in Verbindung mit einer komplexen 
Erfassungs- und Auswerteinstrumentierung erreicht (…).“1 Der 
angekündigte Bau des neuen Gefechtsübungszentrums wird 
die bislang sich in Betrieb befindliche Einrichtung, die eben in 
ihrer Eigendarstellung wiedergegeben wurde, in Größe und Trai-
ningsmöglichkeiten noch in den Schatten stellen. Die künstlich 
zu errichtende Stadt werde „Schnöggersburg“ heißen und aus 
insgesamt 520 Gebäuden bestehen.2 Während im Rahmen der 
Bundeswehr-Reform 32 Standorte geschlossen und 90 weitere 
drastisch reduziert werden, soll die Errichtung von „Schnöggers-
burg“ insgesamt rund 100 Millionen Euro kosten. Davon seien 
62 Millionen Euro bereits bewilligt. Später sollen weitere 30 
bis 35 Millionen Euro folgen, die aber noch genehmigt werden 
müssten, wie die „Wehrbereichsverwaltung Ost“ Spiegel-Online 
mitteilte. Die Baumaßnahmen sollen im Herbst 2012 beginnen. 
Ab 2015 ist vorgesehen, dass Gefechtsverbände mit bis zu 1.500 
Soldaten dort üben können (dies entspricht der Größenordnung 
einer EU-Battlegroup) und bis 2017 soll der Bau komplett fertig-
gestellt sein. Neben den deutschen Soldaten werden dort auch die 
Streitkräfte der Niederlande für ihre Auslandseinsätze trainieren. 
Ein militärisches Übungsgebiet diesen Ausmaßes gebe es nach 
Darstellung der Bundeswehr in Europa kein zweites Mal. Groß-
britannien und Frankreich unterhalten deutlich kleinere Vari-
anten. Es werde mit etwa sechs Quadratkilometern Areal circa 
dreimal so groß sein wie der Kleinstaat Monaco.

Um eine möglichst realitätsnahe 
Simulierung der Einsatzszena-
rien bieten zu können, sollen zum 
Übungsgelände neben ausgedehn-
ten Waldgebieten auch Straßen, eine 
Kanalisation, ein 22 Meter breiter 
Fluss, eine Altstadt, eine Hochbau-
siedlung, ein Industriegebiet, ein 
U-Bahn-Tunnel und ein Elendsviertel 
gehören.3

Damit offenbart die Gestaltung des 
Trainingsgeländes auch, auf welche 

Arten von Einsätzen die Bundeswehr sich vorzubereiten scheint: 
Es dürfte sich zukünftig primär um Kampfszenarien in urbanen 
Gebieten handeln, wobei sowohl Stadtgebiete mit armer Bevöl-
kerung als auch ökonomisch entwickelte Regionen im Fokus der 
Militärplaner eine Rolle spielen. Ausweislich der die Bundes-
wehr-Reform begleitenden Strategiepapiere des Bundesverteidi-
gungsministeriums ist mit der Neustrukturierung der Streitkräfte 
beabsichtigt, ihre Interventionsfähigkeit deutlich zu erhöhen. 
Der Ausbau des Gefechtsübungszentrums ist hierfür eine zen-
trale Voraussetzung. Die ortsansässige Bürgerinitiative OFFENe 
HEIDe, die seit Jahren gegen die militärische Nutzung der Col-
bitz-Letzlinger Heide kämpft, bringt in ihrer Selbstvorstellung 
die Funktion des Gefechtsübungszentrums und seine Bedeutung 
für die Interventionsfähigkeit der Bundeswehr zum Ausdruck: 
„Seit 2001 funktioniert das so genannte Gefechtsübungszentrum 
Heer (GÜZ), ein Pilotprojekt im Herzen der Colbitz-Letzlinger 
Heide. Jährlich werden bis zu 15.000 Soldatinnen und Soldaten 
auf dem Gelände für Krieg und Kampfeinsätze geschult. Mit 
Laserstrahlen, Satellitennavigation und Computertechnik erfolgt 
die Gefechtssimulation. Europaweit ist dieses Gefechtsübungs-
zentrum die modernste Anlage für Bodentruppen. Deshalb spielt 
sie eine entscheidende Rolle bei der Umstrukturierung der Bun-
deswehr zu einer weltweit einsetzbaren Angriffsarmee.“4 Dies gilt 
umso mehr für die angekündigte Errichtung eines neuen, weit 
größeren Gefechtsübungszentrums. Die folgende Forderung 
der Bürgerinitiative ist deshalb absolut unterstützenswert: „Wir 
wollen: Nach mehr als sieben Jahrzehnten militärischen Miss-
brauchs, dass die Colbitz-Letzlinger Heide ein Lernort für die 
Versöhnung mit der Natur und Frieden zwischen den Völkern 
wird.“5 Es kann nur gehofft werden, dass dieser Wunsch alsbald 
in Erfüllung geht! Gegen das Gefechtsübungszentrum ist auch 
ein internationales Diskussions- und Aktions-Camp vom 12. bis 
17. September 2012 in der Altmark bei Hillersleben/Magdeburg 
geplant.6

Anmerkungen
1	 Das Gefechtsübungszentrum des Heeres, www.bwb.org (23.06.2012).
2	 Vgl. Bundeswehr baut Übungsstadt in Letzlinger Heide, in: Mittel-

deutsche Zeitung, 21.06.2012.
3	 Zu den verschiedenen Angaben über das Gefechtsübungszentrum 

vgl. Bundeswehr bekommt Übungsstadt. Schöner schießen in 
„Schnöggersburg“, in: Spiegel Online, 20.06.2012; Bundeswehr 
baut gigantische Übungsstadt. Europaweit einmaliges Gelände für 
Auslandseinsätze, in: Deutschlandradio, 20.06.2012.

4	 Vgl. Vorstellung, www.offeneheide.de/ (23.06.2012).
5	 Vgl. ebd.
6	 Vgl. warstartsherecamp.org (26.06.2012).

“Schnöggersburg” im 
Gefechtsübungszentrum
Zum Bau einer europaweit einzigartigen 
Einrichtung zur Ausbildung für Krieg und 
Kampfeinsätze
von Michael Haid
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Die Debatte um die „Militarisierung von Forschung und Lehre“ 
ist in Deutschland recht neu und vollzieht sich vor dem Hin-
tergrund des Umbaus der Bundeswehr von einer angeblichen 
„Verteidigungsarmee“ zu einer „Armee im Einsatz“. War die Ver-
teidigungsarmee bewusst relativ gleichmäßig in der Fläche ver-
teilt, werden gegenwärtig zahlreiche Standorte geschlossen und 
zusammengelegt und bestimmte militärische Fähigkeiten an ein-
zelnen Standorten konzentriert. Maßstab hierbei ist nicht mehr 
die Präsenz in der Fläche, sondern die schnelle Verlegbarkeit ins 
Ausland. Insgesamt soll die Zahl der Soldaten und der zivilen 
Angestellten der Bundeswehr reduziert werden, dadurch jedoch 
mehr Soldaten für die Auslandseinsätze verfügbar gemacht 
werden. Das funktioniert nur, indem Bereiche, die nicht zu den 
„militärischen Kernaufgaben“ gehören, an private Unternehmen 
und zivile Institutionen ausgelagert werden. In den vergangenen 
zwei Jahrzehnten war dies bereits als zivil-militärische Zusam-
menarbeit mit der Privatwirtschaft zu beobachten. 

Schwerpunktaufgabe einer „Armee im Einsatz“ ist jedoch gar 
nicht der „Kampfeinsatz“, sondern das permanente „Krisenma-
nagement“. Selbst wenn es einmal gar keinen „richtigen“ Krieg 
geben sollte, in dem sich Deutschland engagiert, werden trotzdem 
Bundeswehrsoldaten in zahlreichen Ländern im Einsatz sein, um 
dort Piraten zu bekämpfen, Polizeiaufgaben wahrzunehmen, Sol-
daten auszubilden oder „beratend“ und „schützend“ den Aufbau 
neuer Staatswesen zu „unterstützen“. All diese Einsätze finden 
multilateral statt, d.h. gemeinsam mit wechselnden Verbünde-
ten unter Führung der UN, der NATO oder der EU, wobei die 
Bundeswehr oft nur wenige Soldaten mit spezifischen Fähigkei-
ten beisteuert. Meist ist kein militärisch organisierter Gegner vor 
Ort, sondern die Einsätze zielen eher auf die Gesamt- bzw. Zivil-
bevölkerung. Die militärischen Komponenten der verschiedenen 
Staaten müssen deshalb durch zivile Komponenten – Berater, 
Beobachter, Juristen, Polizisten, humanitäre Hilfe, Entwicklungs-
zusammenarbeit, Baugewerbe etc. – möglichst flexibel ergänzbar 
sein. Die „asymmetrischen Konfliktkonstellationen“ zeigen sich 
auch darin, dass die Bundeswehr im Einsatz immer stärker auf 
„Einsatzmittel“ zurückgreift, die ebenso von der Polizei im Innern 
eingesetzt werden, keinen genuin militärischen Charakter haben 
und im Rahmen „ziviler Sicherheitsforschung“ weiterentwickelt 
werden. Beispiele hierfür sind „weniger letale Wirkmittel“, wie 
Wasserwerfer oder Knüppel, aber auch etwa Aufklärungsdroh-
nen. Überhaupt spielt Aufklärung eine immer wichtigere Rolle, 
um innerhalb der Gesamtbevölkerung „Gegner“, „Piraten“, „Ter-
roristen“ und „Spoiler“ auszumachen. Auch das sind Aufgaben, 
in die gerne zivile Organisationen, Unternehmen oder Wissen-
schaftler_innen eingebunden werden.

Zuletzt geht mit der „Armee im Einsatz“ eine Verschiebung 
ihrer Legitimationsstrategie einher. Während die Auslandsein-
sätze der Bundeswehr in der Öffentlichkeit noch meist vorwie-
gend humanitär begründet werden, werden diese innerhalb der 
Eliten und auch in den offiziellen Strategiepapieren immer deut-
licher auf „nationale Interessen“ zurückgeführt. Um bei immer 
offener zu Tage tretenden Widersprüchen zwischen vermeintlich 
humanitärem Auftrag und „nationalen Interessen“ (man denke 
etwa an die Piratenbekämpfung vor Ostafrika) die öffentliche 

Unterstützung für die Auslandsein-
sätze aufrecht zu erhalten, gelte es ins-
besondere so genannte (zukünftige) 
„Multiplikatoren“ oder „Entscheider“ 
in den (an nationalen Interessen ori-
entierten) sicherheitspolitischen Dis-
kurs „einzubinden“ oder für diesen 
zu sensibilisieren. Entsprechende 

Formulierungen finden sich u.a. in der „Neuen Konzeption der 
Reserve“ und den Berichten der Jugendoffiziere. Letztere monier-
ten noch in ihrem Jahresbericht 2007, dass „die Meinungslage 
zur Institution ‚Bundeswehr‘ sowie zu deren Aufgaben und Auf-
trägen“ an deutschen Universitäten nicht zufriedenstellen und 
die Hochschullandschaft „für die Jugendoffiziere weiterhin ein 
sensibler und schwer zu erschließender Bereich und damit eine 
Herausforderung für die Zukunft“ sei. Im Jahresbericht 2010 
wurde die Lage dann schon besser beschrieben: „Eine stetig wach-
sende Anzahl von Universitäten und Fachhochschulen erkennt 
die Vorteile der spezifischen Fachangebote der Jugendoffiziere“, 
diese würden als „Dozenten auf Augenhöhe“ akzeptiert. Neben 
Lehramtsstudierenden zielt diese Strategie u.a. auf Studierende 
der Ethnologie, der Regionalwissenschaften, der Arabistik und 
Afrikanistik, zukünftige Mitarbeiter_innen der Verwaltung und 
von humanitären Organisationen, um bei diesen „Verständnis für 
die Sicht der Bundeswehr“ zu erzeugen. Die zukünftigen Eliten 
sollen nicht nur bereits gewohnt sein, dass die Bundeswehr überall 
in der Welt deutsche Interessen mit der Waffe durchsetzt, sondern 
dies auch befürworten und unterstützen. So zitierte die Süddeut-
sche Zeitung kürzlich den Verteidigungsminister, der monierte, 
er könne “keinen großen intellektuellen Beitrag der deutschen 
Universitäten zur Frage von Krieg und Frieden” erkennen: “De 
Maiziere wünscht sich nun Antworten auf aktuelle Fragen. Zum 
Beispiel: Dürfen Armeen Drohnen im Kampf einsetzen? Dürfen 
sie private Sicherheitsfirmen einspannen? Wie sollten Staaten auf 
einen Cyberangriff reagieren?” Michael Brzoska vom Hamburger 
Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik wird ergän-
zend zitiert: “Bei einem Iran-Krieg beispielsweise hätte Deutsch-
land zu wenig Leute, die sich mit der Führung Irans auskennen”, 
wobei bemerkenswert ist, dass solche Kenntnisse in Friedenszei-
ten oder während der Suche nach einer diplomatischen Lösung 
des Atomkonfliktes für entbehrlicher gehalten werden.

Neben diesen eher die Sozialwissenschaften betreffenden 
Ansprüchen findet an deutschen Hochschulen auch Sicher-
heitsforschung statt, hinter der sich oft Rüstungsprojekte und/
oder Rüstungsfirmen verbergen. Häufig geht es dabei um die 
Forschung an Dual-Use Gütern, wie etwa Aufklärungsdrohnen, 
Sensorik, Künstliche Intelligenz und verschlüsselte Kommuni-
kation. Solche Aktivitäten werden gezielt durch das Europäische 
und ein nationales Programm zur Sicherheitsforschung gefördert, 
wobei diese Programme darauf ausgelegt sind, eine europaweite 
und interdisziplinäre Zusammenarbeit zu induzieren und die Her-
ausbildung von an Universitäten angegliederten Technologieparks 
und Clustern aus Universitäten, öffentlicher Forschung, Privat-
wirtschaft und Behörden, darunter auch die Bundeswehr und die 
Polizei, zu fördern. Die so strukturierte Spitzen- oder Grundlagen-
forschung zielt nicht ausschließlich oder ausdrücklich auf militäri-
sche Anwendungen oder Fragestellungen ab, findet aber fast immer 
in einem Rahmen statt, in dem Rüstungsunternehmen beteiligt 
sind und profitieren können. Dies gilt in besonderem Maße auch 
für die Biologie, wenn es um Fragen der Künstlichen Intelligenz 
oder der Mensch-Maschine-Schnittstellen geht. Dort setzt häufig 
auch die Wehrmedizinische Forschung an, womit das BMVg 
unmittelbar an der Steuerung der Spitzenforschung beteiligt wird.

Universitäten, Bundeswehr und 
„Vernetzte Sicherheit“
von Christoph Marischka
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„Erlebe die Zukunft des Krieges“ - unter anderem mit diesem 
Spruch wirbt der französische Videospiel-Hersteller UbiSoft 
für seinen Ende Mai 2012 erschienenen neuen Taktik-Shooter 
„Ghost Recon - Future Soldier“.1 Und um es gleich vorweg zu 
sagen: nein, erleben kann man Krieg mit dem Videospiel - glück-
licherweise - nicht, dafür gibt das Spiel aber einen guten Ein-
druck von heutigen und zukünftigen Militärmissionen und den 
Waffentechnologien der Zukunft: „Um der wachsenden Zahl von 
Bedrohungen in der Welt von morgen Herr zu werden, hat das US 
Special Operations Command eine neue Spezialeinheit ins Leben 
gerufen: die Group for Specialized Tactics. Hervorgegangen ist 
diese Elitetruppe aus der legendären D Company, 1st Battalion, 
5th Special Forces Group. Sie ist die erste Task-Force für alle 
Aktionen, die maximale Schlagkraft erfordern und keine Spuren 
hinterlassen dürfen. Diese unaufhaltsamen, nicht verfolgbaren 
Soldaten werden die Ghosts genannt“, heißt es im Handbuch des 
Spiels. Nachdem die US-Regierung im realen Leben angekündigt 
hat, den Einsatz militärischer Spezialeinheiten massiv auszuwei-
ten2 und aufgrund des Szenarios aus Waffenhandel, Terrorismus 
und einem Putsch in Russland, lohnt sich deshalb eine Ausein-
andersetzung mit dem Inhalt des weltweit hunderttausendfach 
verkauften Militär-Shooter-Videospiels. 

Die Story

„Eine Geschichte über Vergeltung und die Chronik eines gehei-
men Krieges“ - so beschreibt UbiSoft die Geschichte in dem von 
seinen Studios in Paris, Bukarest, Kiew und „Red Storm Enter-
tainment“ aus dem US-Bundesstaat North Carolina entwickel-
ten Videospiel.3 Der Spieler ist darin Teil eines vierköpfigen, mit 
High-Tech-Kriegsgerät der nahen Zukunft wie optischen Tarnan-
zügen und lauffähigen Drohnen ausgestatteten „Ghost“-Teams.

Nachdem eine „Ghost“-Einheit bei einem Einsatz in Nicara-
gua durch eine ferngezündete Bombe getötet wurde, sinnt das 
Team des Spielers nach Rache. Die Suche nach den Drahtzie-
hern des Anschlags, der eigentlich die USA zum Ziel hatte, 
führt die „Ghosts“ nach Bolivien, um einen Waffenhändler zu 
fassen. Informationen des Waffenhändlers führen wiederum zu 
einem Warlord, der ein Flüchtlingslager in Sambia unter seiner 
Kontrolle hat. Ist der Warlord eliminiert, führen weitere Infor-
mationen die US-Soldaten über Nigeria bis nach Pakistan. Nach 
einer Verfolgungsjagd quer durch die pakistanische Millionenme-
tropole Peshawar kann der Spieler den Waffenverkäufer stellen, 
von dem die Bombe in Nicaragua stammte. Es handelt sich um 
eine Russin, die in einer ultranationalistischen Gruppe namens 
„Raven‘s Rock“ organisiert ist. Die Gruppe versucht kurz darauf 
in Russland die Macht an sich zu reißen und führt einen erfolg-
reichen Putsch durch - nun geht es nicht mehr nur um die Rache 
der „Ghosts“, sondern um den Weltfrieden. Dies zeigt auch ein 
versuchter Angriff der Ultranationalisten mit einer Atomrakete 
auf London. Die Rakete kann von dem im Spiel existierenden 
Anti-Raketen-Schild der NATO aber weitestgehend zerstört 
werden, so dass nur die Trägerrakete über London einschlägt. 

Um die weltpolitische Lage wieder in den Griff zu bekommen, 
unterstützt das „Ghost“-Team mit verdeckten Operationen die 
loyalen russischen Truppen gegen die Anhänger von „Raven‘s 
Rock“. Dabei muss der Spieler auch den vorherigen - laut Spiel 
legitimen - russischen Präsidenten aus einem Hochsicherheitsge-
fängnis im Süd-Osten-Russlands befreien. Schließlich muss das 
vielköpfige „Ghost“-Team des Spielers in Moskau eine Demon-
stration der Loyalisten und den Auftritt des befreiten Präsidenten 
schützen - natürlich alles geheim. Zunächst müssen feindliche 
Scharfschützen und andere Soldaten getötet, später der Militär-
führer von „Raven‘s Rock“ eliminiert werden. Letztlich kann das 
„Ghost Recon“-Team die Lage stabilisieren, die Putschisten auf-
halten und so den Weltfrieden retten. Und in einer letzten Mis-
sion bekommen die US-Soldaten sogar ihre Rache und dürfen die 
führenden Köpfe von „Raven‘s Rock“ in ihrem Versteck töten, 
bevor sich die Gruppe auflöst und untertaucht.

Der Hintergrund

Die „Ghost Recon“-Reihe von Tom Clancy hält das alte Feind-
bild Russlands bzw. der Sowjetunion gepaart mit der aktuellen 
- angeblichen - Bedrohung durch Terroristen hoch. Nicht näher 
beschriebene Ultranationalisten übernehmen die Macht in Rus-
sland, um es zu alter Stärke zu führen. Mit dem Putsch erlan-
gen sie die Kontrolle über das ohne Frage auch in der Realität 
bedrohlich ausgerüstete russische Militär und terrorisieren damit 
die westliche Welt.

Die feindliche Gruppe im Spiel - „Raven‘s Rock“ - wird nicht 
näher beleuchtet: aus welcher politischen Ecke sie kommt, bleibt 
offen. Nur die Feindseligkeit der Gruppe den USA und dem 
Westen gegenüber wird dem Spieler gleich mit der ersten Spiel-
mission präsentiert - sogar auf einer sehr persönlichen Ebene, da 
„Raven‘s Rock“ Kameraden des Spielers tötet. Die im Spiel dar-
gestellte Unschärfe der Antagonisten ist wichtig zur Entwicklung 
eines Feindbilds: während die „Ghost“-Truppe als gefühlvoll, 
heldenhaft und gute Absichten verfolgend dargestellt wird, sind 
die Feinde grundböse und bleiben immerzu mysteriös - selbst 
ihr Motiv bleibt unklar. Diese plumpe Gut-Böse-Dichotomie 
wird in den einzelnen Missionen in die Tat umgesetzt. Während 
die Feinde als kaltblütige Killer dargestellt werden, werden die 
„Ghosts“ als gerechte Krieger in Szene gesetzt. 

Neben vielen politischen Aussagen, die im Spiel gemacht 
werden, ist wohl die Wichtigste der im Spiel dargestellte welt-
weite Einsatz des US-Militärs. In „Future Soldier“ operieren 
„Ghost“-Teams in Nicaragua, Bolivien, Sambia, Nigeria, Pakistan 
und Russland, ohne dass das Eindringen der US-Truppen in die 
anderen Staaten - mit Ausnahme der Mission in Pakistan - nur 
im Geringsten thematisiert wird. Im Pakistan-Level „Tiger Dust“ 
agieren die Ghosts immerhin mit Wissen und Einverständnis des 
pakistanischen Militärs, auch wenn es im Verlauf des Levels zu 
Differenzen kommt. Zur Verteidigung der politischen Interessen 
der USA darf jegliche Souveränität anderer Staaten missachtet 
werden - so die Botschaft. Der Spieler von „Ghost Recon - Future 

Ghost Recon – Future Soldier
Das virtuelle Schlachtfeld: Die Story – Der 
Hintergrund – Die Produktion 

von Michael Schulze von Glaßer
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Soldier“ bekommt den Eindruck, dass weltweite Militäreinsätze 
in fremden Staaten normal seien. Die Missachtung staatlicher 
Souveränität wird banalisiert. Zwar spiegelt „Ghost Recon“ 
damit in weiten Teilen die Realität wieder - die USA führen 
schon heute im Jemen, in Pakistan und in vielen anderen Län-
dern Militäreinsätze gegen vermeintliche Terroristen durch, ohne 
die Regierungen der Länder um Erlaubnis zu fragen -, doch ist 
dies ein Missstand in der heutigen Welt und sollte den - oft noch 
jungen - Spielern nicht noch positiv nahegelegt werden. Viele 
der heutigen, meistens mithilfe von Drohnen durchgeführten, 
verdeckten US-Militäroperationen stehen nicht im Einklang mit 
den Bestimmungen des Völkerrechts. Es ist schlichtweg verboten 
- und das mit gutem Grund, mit irgendwelchen Spezialeinheiten 
wild in fremden Ländern herumzuoperieren.

Die Produktion

“This video game is not sponsored or endorsed by the U.S. Mili-
tary”, heißt es im Abspann von “Ghost Recon - Future Soldier”. 
Und tatsächlich scheint zumindest das US-Militär nicht direkt 
am Spiel beteiligt gewesen zu sein: „Informationen, inwieweit 
militärische Berater für die aktuelle Entwicklung tätig sind, liegen 
uns nicht vor“, so Karsten Lehmann, Pressesprecher von UbiSoft-
Deutschland.4 Allerdings: „Ghost Recon - Advanced Warfighter“, 
der Vorgänger von „Future Soldier“, sei vom UbiSoft-Studio „Red 
Storm Entertainment“ nahe dem Militärstützpunkt Fort Bragg, 
einer der größten Armee-Komplexe der Welt, im US-Bundesstaat 
North Carolina entwickelt worden. Die geografische Nähe wurde 
laut UbiSoft genutzt, um Prototypen von Waffensystemen ins 
Spiel einzubauen. In einem Video über die Spiel-Produktion wird 
diese Nähe deutlich: Als Dank für die Unterstützung von US-
Militäreinheiten im Krieg gegen den Terror haben die Entwickler 
von „Red Storm“ eine US-Fahne von einem Militärflugplatz in 
Afghanistan geschenkt bekommen, die nun im Büro der Spiele-
Entwickler zu sehen ist.5 Das Video zeigt auch Sound-Designer 
von „Red Storm“ bei Aufnahmen für die von den im Spiel darge-
stellten Waffen: Von Pistolen über Schnellfeuerwaffen bis hin zu 
großkalibrigen Scharfschützengewehren wurden die Sounds alle 
originalgetreu auf einem Schießplatz aufgenommen. Teilweise 
schießen die Spiele-Entwickler in dem Video sogar selbst. Dane-
ben wurden Experten beauftragt, den „Ghost Recon“-Entwick-
lern die Schusswaffen vorzustellen. In dem Video wird besonders 
deutlich, wie begeistert die „Future Soldier“-Schöpfer selbst von 
Waffen sind - ein Sound-Designer trägt eine Base-Cap mit dem 
Logo des deutschen Waffenfabrikanten „Heckler & Koch“, ein 
anderer erläutert im Interview die Militär-Tradition in seiner 

Familie. Zurückhaltung vor den Waffen gibt es nicht.
Auch wenn also eine direkte Zusammenarbeit mit dem Mili-

tär oder einem Rüstungsunternehmen bei der Produktion von 
„Ghost Recon - Future Soldier“ - soweit bekannt - nicht stattfand, 
haben die Entwickler nach eigenem Bekunden aber mit ehemali-
gen US-Navy-Seals zusammengearbeitet und stehen dem Militär 
und der Rüstungsindustrie vollkommen unkritisch gegenüber.6

Fazit

„Ghost Recon - Future Soldier“ ist ein von militärnahen westli-
chen Programmierern eines französischen Spiele-Entwicklers für 
einen westlichen Markt produzierter, actionreicher Taktik-Shoo-
ter. Das Videospiel vermittelt das Bild eines instabilen Russlands, 
das eine potentielle Gefahr für die westliche Welt darstellt. Nach 
dem Umsturz müssen sich - so wird vermittelt - westliche Militär-
kräfte in das Land einmischen, um das politische System wieder 
herzustellen. Damit greift das Spiel die aktuelle Debatte um ein 
militärisches Eingreifen etwa der NATO in Länder, in denen 
Bürgerkrieg oder zumindest umbruchartige Aufstände toben, auf 
und beantwortet sie eindeutig. Die Souveränität von Staaten wird 
in „Ghost Recon“ durchgehend ignoriert und stattdessen werden 
grenzenlose, weltweite Militäroperationen propagiert. Die poli-
tische Aussage des Videospiels folgt den heutigen, westlichen 
Militärdoktrinen, überall und jederzeit für die eigenen Interessen 
militärisch zu intervenieren. Internationales Recht bleibt dabei 
außer Acht.

Der vorliegende Artikel ist eine extrem gekürzte Fassung der IMI-
Studie 2012/10. Die Studie kann gratis unter www.imi-online.de 
heruntergeladen werden.

Anmerkungen

1	 N.N.: Tom Clancy’s Ghost Recon: Future Soldier, in: www.ubi.com/DE.
2	  Turse, Nick: The New Obama Doctrine, The Nation, 14.06.2012.
3	 N. N.: Wichtige Features, in: ghostrecon.de.ubi.com.
4	 Schulze von Glaßer, Michael: „Erlebe die Zukunft des Krieges“, in: 

www.militainment.info, 1. Juni 2011.
5	 N. N.: NC Now | Red Storm Entertainment | UNCTV, in: www.

youtube.com, 30. März 2011.
6	 N. N.: Ghost Recon : Future Soldier – Inside Recon #2 [UK], in: 

www.youtube.com, 1. März 2012. 

Mission Nicaragua: Boswa Biosphärenreservat, Foto: UbiSoft Mission „Subtle Arrow“, Foto: UbiSoft
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Das „Netzwerk für eine NATO-freie Zukunft“ (Network for a 
NATO-Free Future) mobilisierte diesen Mai Aktivisten aus 24 
US-Bundesstaaten und dutzenden Staaten weltweit nach Chicago, 
um anlässlich des NATO-Gipfels gegen den Afghanistan-Krieg, 
die NATO und Militärausgaben zu demonstrieren. Zu unserer 
großen Überraschung schafften es unsere Gegen-Gipfel-Konfe-
renz, unsere Berichterstattung und unsere gewaltlosen Demon-
strationen, die Kritik und alternativen Konzepte ins Zentrum der 
mainstream US-Debatten über Außen-, Militär und Wirtschafts-
politik zu bringen. Unsere Erwartung war nicht, die Allianz zu 
Fall zu bringen, doch wir hatten Erfolg darin, die Kapazitäten der 
Bewegung dauerhaft zu stärken und die Sichtweise von Millionen 
US-Amerikanern auf die NATO zu beeinflussen.

Der NATO-Gipfel war geplant als diplomatische Routinever-
anstaltung, um die Position Präsident Obamas vor den Wahlen 
im November zu stärken. Aber nach Lennon‘s-Gesetz - „Leben 
ist das, was passiert, während du eifrig dabei bist andere Pläne zu 
schmieden“ - kam es anders.1 Angesichts der Korruption und der 
Fehlschläge in Afghanistan, der ökonomischen Kernschmelze in 
Europa und der Wirtschaftskrise in den USA, gewann der Gipfel 
für die westlichen Mächte an Bedeutung. Es ging darum, die mili-
tärische Präsenz in Zentralasien bis 2024 festzulegen, das Verspre-
chen des neuen Strategischen Konzeptes der Allianz zu erneuern, 
„out-of-area“-Kriege wie in Libyen auszufechten und die Diffe-
renzen über das Niveau der Militärausgaben festzuschreiben. 

Major Genaral Mark Buffet, der stellvertretende Stabschef der 
US-Airforce und einer der führenden Köpfe in den USA beim 
Umbau der NATO, behauptete, dieser Gipfel würde zeigen, ob 
die NATO die Ressourcen und das Selbstvertrauen hätte, das 
neue strategische Konzept zu implementieren und die ökonomi-
sche Krise zu überstehen. Für das Pentagon bot der Gipfel zudem 
die Gelegenheit, die Partnerschaften in Nordafrika und im Mitt-
leren Osten angesichts des Arabischen Frühlings zu festigen und 
die Kooperation mit Europa im Bereich des Weltraum- und 
Cyberkriegs zu vertiefen.2

Mit den USA, die sich einer eigenen wirtschaftlichen Krise 
gegenüber sehen, dem Aufstieg Chinas und anderer BRICS-
Staaten und der westlichen ökonomischen Krise, ist die imperi-
ale Macht der USA im relativen Niedergang.3 Um diesen Verlust 
zu kompensieren, hat die NATO auf dem Gipfel in Lissabon 
2010 formal ihr „Neues Strategisches Konzept“ und eine ver-
stärke Verantwortung im Lastenausgleich („burden sharing“) für 
die europäischen Verbündeten eingesetzt. Im Austausch für die 
Übernahme größerer finanzieller Lasten und stärkerer Beteili-
gung an den Kämpfen haben privilegierte europäische Eliten ein 
größeres Mitspracherecht bei der Politik der Allianz und einen 
größeren Anteil an den Ressourcen, die sie kontrolliert.

Aber die NATO sieht sich einem ernsten strukturellen Fehler 
gegenüber: den Verlust ihrer angenommenen Legitimität. Die 
beworbene raison d‘être löste sich mit dem Ende des Kalten Krie-
ges und dem Untergang der Sowjetunion auf. Und, mit der Ver-
tiefung der ökonomischen Interdependenz zwischen Europa und 
Russland über die letzten zwei Dekaden, mussten auch die west-
lichen Sicherheitseliten eingestehen, dass Russland keine Inva-

sionsbedrohung mehr darstellt und 
„dass die Gefahr eines vorsätzlichen 
nuklearen Schlagabtauschs zwischen 
den Vereinigten Staaten und Rus-
sland schon lange verschwunden ist.“4  
Während die Kampagne „Russland 
eindämmen“ mit der NATO-Erwei-
terung und dem Aufbau einer Rake-
tenabwehr fortgesetzt wird, wurde 

die Allianz mit der neuen Priorität auf „out-of-area“-Einsätzen 
auf einer globalen Basis fundamental transformiert. Im Ergebnis 
ist somit die Behauptung, die Allianz existiere, um Europa zu 
verteidigen, nur noch selten zu hören. Und, durch die Unter-
grabung der UN-Charta durch den NATO-Krieg gegen Serbien, 
die illegale Invasion in Afghanistan und die Verletzung des UN-
Mandats in Libyen hat die NATO ihre Aura der Legitimität aus 
der Mitte des 20. Jahrhunderts komplett verloren.5

Die Evolution der NATO

In unserem Aufruf, des „Netzwerks für eine NATO-freie 
Zukunft“, wurde klar gemacht, dass die NATO niemals eine 
exklusiv defensive Allianz war. Nach dem 2. Weltkrieg war die 
UdSSR eine vernichtete Nation mit über 20 Millionen Toten, die 
keinerlei unmittelbare Bedrohung für das westliche Europa dar-
stellte. Angesichts der Opfer der Roten Armee die sie erbrachte, 
während sie die Armeen Hitlers von Moskau über Ost- und Zen-
traleuropa jagte, war die Akzeptanz der Nachkriegsteilung Euro-
pas durch die USA unvermeidlich, wenn nicht sogar gerecht.6 
Nach den katastrophalen deutschen Invasionen in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts wurde Osteuropa als Puffer für 
Moskau geopfert.

Führende Figuren des liberalen Establishments der USA liefern 
uns zusätzliche Perspektiven zum Verständnis der wahren Gründe 
für die Einrichtung der NATO.

In den späten 1990er Jahren veröffentlichte Zbiginiew Brzezin-
ski, Präsident Carters nationaler Sicherheitsberater, eine Fibel für 
seine Studenten und beschreibt darin die Operationsprinzipien 
des -  wie er es nennt - „imperialen Projekts“ der USA.7 Geostra-
tegisch, so erklärt er, ist die Dominanz über das Eurasische Kern-
land die Bedingung für die globale Herrschaft. Als entfernte 
„Inselmacht“, wie Großbritannien in seinen imperialen Zeiten, 
braucht die USA Brückenköpfe an den westlichen, südlichen und 
östlichen Peripherien Eurasiens, um seine globale Dominanz zu 
erhalten. 

Die NATO, so erklärt Brzezinski, bot die Möglichkeit sicherzu-
stellen, dass „die Vereinigten Staaten ein entscheidender Teilneh-
mer sogar in den innereuropäischen Angelegenheiten“ blieben. 
Europäische Staaten, so proklamierte er, seien „Vasallen-Staaten“. 
Die Belohnung, die deren Eliten für die Bereitstellung von hun-
derten Militärbasen und -einrichtungen, diplomatische Unter-
stützung, Ko-Produktion von Waffensystemen, das Teilen von 
Geheimdienstinformationen und so weiter erhielten, war eine 
winzige Scheibe von den imperialen Privilegien. Nicht zufällig 
waren die NATO- und US-Truppenstationierungen so konstru-
iert, dass sie die deutsche Militärmacht deckelten.

Wie die Kriege gegen Afghanistan und Libyen illustrieren, 
reduziert die NATO-Beteiligung die finanziellen Kosten und die 
Zahl der zu beklagenden Toten der USA. Sie bietet einen poli-
tischen und diplomatischen Deckmantel für imperiale Kriege. 
Und sie bietet den Verbündeten einen privilegierten Zugang zu 
Entwicklung- und Aufbauverträgen, Öl und - über einen langen 
Zeitraum gesehen - militärische Sicherheit zu vergleichsweise 

Das Treffen der globalen Allianz 
der NATO in Chicago
von Joseph Gerson
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Über das schreibend, was man seither die „Abwendung“ von 
Irak und Afghanistan und die „Hinwendung“ nach Asien und 
dem Pazifik nennt, offenbart uns Joseph Nye, Präsident Clintons 
stellvertretender Verteidigungsminister für internationale Sicher-
heit: „Märkte und ökonomische Macht beruhen auf politischen 
Rahmenbedingen und die Macht des amerikanischen Militärs 
bietet diese Rahmenbedingungen.“8 Oder, wie es der Kolumnist 
der New York Times Thomas Friedman es noch simpler aus-
drückt: „Die unsichtbare Hand des Marktes wird niemals funk-
tionieren ohne die unsichtbare Faust - McDonalds kann nicht 
gedeihen, ohne McDonnel Douglas, dem Produzenten der F-15. 
Und die unsichtbare Faust, die die Welt für die Technologien des 
Silicon Valleys sichert, heißt Armee, Luftwaffe und Marine der 
Vereinigten Staaten.“9

Vor dem Gipfel von Chicago in diesem Mai waren nur wenige 
in den USA - eingeschlossen die meisten Aktivisten der Friedens-
bewegung - aufmerksam gegenüber der NATO und noch weni-
ger gegenüber ihrer Transformation seit dem Ende des Kalten 
Krieges. Eines der wichtigsten Ziele des „Netzwerkes für eine 
NATO-Freie Zukunft“ war es somit, den Bürgern der USA klar 
zu machen, dass dies nicht mehr die NATO ihrer Väter ist.

Beginnend mit der Clinton Administration entschieden sich 
die USA, sich nicht aus der NATO zurückzuziehen, sondern 
vielmehr sie als eine globale Allianz neu zu erschaffen. Unter 
Verletzung des Versprechens von Präsident Bush (Senior), die 
NATO nicht um einen einzigen Zentimeter näher an Russland 
zu expandieren, damit der Kreml Deutschlands Wiedervereini-
gung zu westlichen Konditionen akzeptierte, begann Clinton die 
NATO an Russlands Grenzen hin zu erweitern. Die Erweiterung 
war auch gegen die europäischen Verbündeten gerichtet, indem 
sie den Weg für eine Teile-und-Herrsche-Diplomatie freigab, die 
Ausspielung des „neuen Europas“ (im Osten) gegen das „alte 
Europa“ (im Westen) eingeschlossen.

Der NATO-Krieg gegen Serbien 1999 enthüllte die neue 
NATO. Verkauft als eine „humanitäre“ Intervention, reduzierte 
er Russlands Einfluss auf Osteuropa und brachte – wie angenom-
men – ein korruptes Regime im Kosovo an die Macht. Wesent-
lich wichtiger war allerdings, dass es die USA und die NATO 
schafften, „mit wenig Diskussion und noch weniger Fanfaren ... 
die alten UN-Charta-Regeln, wonach internationale Interventio-
nen in lokale Konflikte strikt begrenzt waren ... zugunsten eines 
neuen vagen Systems, welches wesentlich toleranter gegenüber 
militärischen Interventionen ist und nur wenig bindende Regeln 
hat, abzulösen“, wie die Foreign Affairs berichtete. 10

Seither hat die NATO eine Doktrin für die Durchführung von 
„out-of-area“-Einsätze entwickelt, z.B. für Militärinterventionen 
in Afrika, dem Mittleren-Osten und jenseits des ursprünglichen 
Einsatzspektrums. Institutionalisiert wurde dieses Einverständnis 
mit dem Krieg in Afghanistan. Heute, mit 22 „Partnerschaften“ 
in Osteuropa und im globalen Süden, mit geplanten in Asien und 
im Pazifik, sehen die strategischen Leitlinien des Pentagon die 
NATO mit der Aufgabe betraut, die Kontrolle über mineralische 
Ressourcen und den Handel sicherzustellen und gleichzeitig die 
Einkreisung von China, wie auch Russland, zu verstärken.11

 Ja, China! Ein anderer neuerer und bemerkenswerter Artikel 
in Foreign Affairs und im neuen Buch von Brzezinski „Strategic 
Thinking“ liefert die rationalen Begründungen und zukünftigen 
Pläne. Beide argumentieren, dass Chinas Aufstieg nicht zwangs-
läufig bedeutet, dass das Reich der Mitte wieder zur dominie-
renden Nation der Welt wird.12 Vielmehr gehen sie davon aus, 
dass - wenn die NATO noch mehr mit der Europäischen Union 
verschmolzen werden kann - ein erweiterter Westen (Greater 

West) durch das ganze 21. Jahrhundert dominant bleiben kann. 
Ein Element ihrer Vision ist die Möglichkeit der Integration Rus-
slands in den erweiterten Westen, was Obamas Bemühungen um 
einen „reset“ in den Beziehungen mit Moskau zu erklären hilft.

Somit, 67 Jahre nach dem 2. Weltkrieg, existiert immer noch 
eine weiterentwickelte Form der militärischen Okkupation über 
nahezu ganz Europa. Russland ist eingegrenzt. Deutschlands 
Militarismus ist gedeckelt. Und Washington hat eine Rückzugs-
basis, um seine neuerdings bedrohte Dominanz über Eurasiens 
Südflanke zu verstärken: den ölreichen Mittleren Osten und 
Afghanistan.

Großes Polizeiaufgebot, Foto: Tobias Pflüger
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Dem Gelde nach

Im Vorfeld des Gipfels spielte der NATO-Generalsekretär 
Rasmussen Geldeintreiber. Er betonte, „der Hintergrund unse-
res NATO-Gipfels ... ist die globale Wirtschaftskrise“, und dass 
„Abwärtstrends in den europäischen Verteidigungshaushalten“ 
nicht zu leugnende Besorgnis auslösen. Er warnte, dass „bei dem 
derzeitigen Tempo der Kürzungen, es schwer vorstellbar ist, dass 
Europa genug militärische Kapazitäten erhalten kann, um ähnli-
che Einsätze [wie den Libyen-Krieg] in Zukunft durchführen zu 
können.“13 

Die kürzlich getroffene Entscheidung des dänischen Parla-
ments, von dem geplanten Kauf der Atom-waffenfähigen F-15 
Joint-Strike-Fighter für über 5 Milliarden Euro zurückzutreten, 
würde unvermeidlich „in eine Situation führen, in der Waffen 
in unorganisierter Art und Weise eingespart werden und damit 
die Geschlossenheit und Effektivität der Allianz unterminiert 
wird.“14

Die US-Friedensbewegung und einige Mitglieder des Kongres-
ses glauben, dass solche Einsparungen durchaus als Modell für 
die USA dienen könnten. Zwischen 1991 und 2011 ist der Anteil 
der europäischen Militärausgaben am NATO-Budget von 34% 
auf 21% abgesunken.15 Gleichzeitig haben sich die US-Militär-
ausgaben seit 9-11 verdoppelt und sind einer der Hauptursachen 
für das Haushaltsdefizit der USA und den Verlust grundlegender 
sozialer Leistungen und der ökonomischen Vitalität.

Trotz des massiven Haushaltsdefizits ist das Selbstverständnis 
der USA von der „totalen Dominanz über alle Spektren“ hinweg 
nicht verschwunden. Die Obama-Administration betreibt eine 
erhebliche militärische Aufrüstung in ihrer „Hinwendung“ nach 
Asien und zum Pazifik und in dem Bemühen Chinas Aufstieg zu 
managen.16 Und – wie wir in Chicago erklärten – die jährliche 
nAusgaben des Pentagons für den Afghanistan-Krieg, das histo-
risch unvergleichliche Netzwerk militärischer Basen im Ausland 
und die Waffenforschung und -entwicklung übersteigen jeweils 
die Militärausgaben eines jeden anderen Staates.

Wie das Haushaltskontrollgesetz des letzten Jahres einräumen 
musste, übersteigen die US-Militärausgaben die Leistungsfähig-
keit der Ökonomie. Im Ergebnis war das Pentagon gezwungen, 
Pläne zu veröffentlichen die angenommene Steigerung der Aus-
gaben um 487 Milliarden über die nächsten zehn Jahre USD zu 
kürzen. Mit der Priorität auf dem militärischen Ausbau in Asien 
bedeutet dies, dass 6.000 bis 7.000 mehr US-Soldaten Europa 
verlassen werden.

Die Airforce-Basis Ramstein in Deutschland wurde zum Rake-
tenabwehrhauptquartier der Allianz erklärt, um die Möglichkei-
ten einzudämmen, dass europäische Eliten die Reduktionen als 
Signal für noch größere Abzüge auffassen, die eine Spaltung der 
Allianz zu Folge hätten. Um die Verpflichtung der USA gegen-
über der NATO Nachdruck zu verleihen, fuhren sowohl Leon 
Panetta und Hillary Clinton im Februar nach München auf die 
Sicherheitskonferenz. Ihr Ziel war, „absolut klar zu machen, dass 
Washington seine europäischen Verbündeten nicht fallen lassen 
würde, obwohl es  Ausgabenkürzungen vornehmen muss und 
die Prioritäten in die asiatisch-pazifische Region verschiebt.“ Sie 
bestanden darauf, dass „Europa ein Partner erster Güte für Ame-
rika ist“ und Europa der „Sicherheitspartner der Wahl bei militä-
rischen Operationen und in der Diplomatie rund um die Welt“ 
bleibt. Und sie versprachen, dass „unser militärischer Fußabdruck 
in Europa größer bleibt als in irgendeiner anderen Region der 
Welt.“17

Sie kommunizierten auch eine indirekte Bedrohung. Panetta 
bestand darauf, dass Europa „aufhören muss, seine Militär-
budgets zu kürzen“ und „ihre Ökonomie in Ordnung bringen 
muss, damit die NATO-Allianz stark bleibt.“ Er trat damit in 
den Fußstapfen seines Vorgängers, Robert Gates, der warnte, dass 
das niedrige Niveau der europäischen Militärausgaben und der 
geringe politische Wille eine „trübe, wenn nicht sogar trübselige 
Zukunft“ und eine „Irrelevanz“ für die Allianz bedeute.18

Die us-amerikanische Friedensbewegung hat es geschafft, über die Proteste gegen den NATO-Gipfel die Debatte um Krieg und Frieden 
wieder ins Bewußtsein der us-amerikanischen Öffentlichkeit zu bringen. Foto: Tobias Pflüger.
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Auch wenn wir erfolgreich darin waren, den US-Amerikanern 
zu erklären, dass die NATO-Kriege und die Militärausgaben das 
Gegenteil von realer Sicherheit (die Bereitstellung grundlegender 
sozialer Dienste, Gesundheitsversorgung, Ausbildung, Arbeits-
plätze, etc.) bedeuten, so fehlten uns die politische Macht und 
die Verbündeten, den Kurs der NATO umzukehren.

Trotz des Widerstandes der Mehrheit der US-Bürger gegen 
den fortgesetzten Afghanistankrieg, trotz Kritik in den Medien 
und Protesten auf der Straße, bekam Präsident Obama auf dem 
Gipfel ziemlich viel von dem, was er wollte. Entscheidend war, 
dass auf dem Gipfel die Zusagen des Gipfels von Bonn im Sep-
tember bestätigt wurden, die Regierung in Kabul „eine Dekade 
über 2014 hinaus“ militärisch und finanziell zu unterstützen. Der 
Gipfel versicherte sich erneut der Zusagen zum neuen strategi-
schen Konzept und zelebrierte den NATO-Sieg über Libyen.  

Um der finanziellen Bedrohung der Allianz in der Verwirkli-
chung der Vision eines erweiterten Westen Ausdruck zu geben, 
verwies die Deklaration darauf, dass „die EU ein einzigartiger 
und wesentlicher Partner der NATO ist. In der derzeitigen Situa-
tion von Sparmaßnahmen ist es besonders wichtig, die strategi-
sche Partnerschaft zu stärken.“ Und - keine Überraschung - die 
Versprechungen bezüglich Partnerschaften, alten und neuen, 
wurden erneuert.19

Eine der Rückschläge für die Allianz war, dass die „reset“-
Kampagne mit Russland bis nach der US-Präsidentschaftswahl 
in den Ruhezustand geschickt wurde. Der parallele NATO-Rus-
sland-Gipfel in Chicago, welcher ein Forum für die Diskussion 
der Raketenabwehr bieten sollte, wurde von Putin gecancelt. 
Dadurch, dass die USA darauf bestanden, auf dem NATO-Gipfel 
die „interim operational capability“ des Raketenabwehrsystems 
und die Erneuerung des Beitrittsversprechens der NATO gegen-
über Georgien zu verkünden, entschieden sich die russischen 
Führer verständlicherweise dagegen, gedemütigt zu werden.

Tom Hayden, Hauptautor des Dokumentes der neuen Linken 
in den USA, dem Port Huron Statement, der für seine Führer-
schaft im Widerstand gegen den Vietnamkrieg bekannt gewor-
den ist, sieht den Kampf für größere Gerechtigkeit und Frieden 
in den Begrifflichkeiten eines dialektisches Sisyphos. Fortschritte 
werden gemacht und das konservative Establishment drückt 
zurück. Indem wir 38 Partnerorganisationen und Aktivisten 
aus dem ganzen Land und aus der ganzen Welt zusammenge-
bracht haben, haben wir mit dem „Netzwerk für eine NATO-
Freie Zukunft“ die Grundlage für einen langfristigen Widerstand 
gegen die NATO und einen Träger für Kampagnen, von der Kür-
zung des Pentagon-Budgets und der Rückführung aller Soldaten 
aus Afghanistan bis hin zu der Notwendigkeit einer Verhinde-
rung von Kriegen gegen Iran und Syrien und des Abzugs aller 
US-Atomwaffen aus Europa, geschaffen. 

Mit unseren Partnern, inklusive der US-Veteranen aus Afghani-
stan und Irak, die in dramatischer Weise ihre Kriegsauszeichnun-
gen zurückgaben, und durch den gewaltlosen Protest, gewannen 
wir den moralischen Sieg. Darauf aufbauend vereinten wir 22% 
der Medienberichterstattung vom Gipfel auf uns. Treffen mit 
Journalisten, Artikelübernahmen und unzählige Interviews 
machten es möglich, dass unsere Message, dass reale Sicherheit 
zu offerieren (Arbeitsplätze zu schaffen, elementare soziale Dienst 
anzubieten, Zwangsvollstreckungen an Hauseigentum zu verhin-
dern und den Zugang zu Bildung sicher zu stellen) bedeutet, die 
Militärhaushalte zu kürzen, Kriege zu beenden und die Truppen 
nach Hause zu holen, bei den Menschen ankam.

Obama und Rasmussen haben darin gesiegt, den Geneh-
migungsstempel der Allianz für eine weitere Dekade Krieg in 
Afghanistan und ihr Neues Strategisches Konzept bestätigt zu 
bekommen. Wir bildeten eine Bewegung in den USA und welt-
weit, um die Soldaten nach Hause zu holen und die NATO abzu-
schaffen, statt sie neu zu erfinden.

Wie die Italiener sagen, La Lutta Continua.

Dr. Jospeh Gerson ist Direktor des Programs for the American Fri-
ends Service Committee in New England, Direktor des New Eng-
land AFSC‘s Peace and Economic Security Program und Kofounder 
des Netzwerks einer NATO-freien Zukunft.
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Die Positionen der Informationsstelle Militarisierung gegen-
über dem Militär, einer Bundesregierung, welche die Militarisie-
rung der Gesellschaft immer weiter vorantreibt und immer mehr 
Soldaten in Kriegseinsätze schickt etc., sind klar und in zahlrei-
chen Artikel und Studien auf der IMI-Homepage begründet und 
belegt.

Allerdings gibt es auch Debatten innerhalb der Friedensbewe-
gung und mit befreundeten Organisationen und Gruppen, in 
denen die Positionierung der IMI schwerer fällt. Daher hatte sich 
das Aktiven-Treffen überlegt, solche Debatten der letzten Jahre, 
in denen die IMI Position bezog, zum Thema der Mitgliederver-
sammlung zu machen und zur Diskussion zu stellen. Es wurden 
vier Kontroversen und die Haltung der IMI bzw. ihr Agieren 
darin vorgestellt. 

Begonnen wurde mit Kontroversen, die sich auf lokaler Ebene 
im Rahmen des Runden Tisches der Friedensbewegung Tübingen 
ergaben, die uns aber auch überregional immer wieder begegnen. 
Zusammengefasst wurden diese unter der These, „dass Frieden 
zwar mehr ist als die Abwesenheit von Krieg, diese aber voraus-
setzt“ und der Feststellung, dass der zweite Teil dieser Aussage 
innerhalb der Friedensbewegung keineswegs unumstritten ist. 
So ist am „Runden Tisch“ in Tübingen u.a. das Institut für Frie-
denspädagogik beteiligt, ohne dass dessen Aktivitäten in Afgha-
nistan kritisch reflektiert würde, wo es „Versöhnungsarbeit“ im 
Auftrag der GIZ leistet, während die GIZ zugleich aufs Engste in 
den Militäreinsatz der Bundeswehr einbezogen ist, dessen erklär-
tes Ziel es ist, die „Herze und Köpfe“ zu gewinnen. Zugleich gebe 
es Bemühungen, den Fokus des Runden Tisches weg von der 
Kritik an deutscher Kriegsbeteiligung hin zu sog. Kommunaler 
Friedensarbeit zu lenken. Dabei beraten Mitarbeiter_innen des 
Forums Ziviler Friedensdienst Stadtverwaltungen (wie in einem 
Pilotprojekt in Tübingen) dabei, wie soziale Konflikte auf loka-
ler Ebene durch eine verbesserte Zusammenarbeit von Polizei, 
Jugendarbeit und Vertreter_innen der „Communities“ - auch 
unter Einschluss rein repressiver Maßnahmen wie Aufenthalts-
verbote - befriedet werden können. Anhand von Äußerungen der 
Stadtverwaltung und Publikationen des Forums Ziviler Friedens-
dienst wurde belegt, dass bei der Problemdefinition das Thema 
„Migration“ ohne sachliche Rechtfertigung in den Mittelpunkt 
gestellt wird und die mit der Stadt ausgehandelten Strategien u.a. 
auch die Förderung der „Rückkehrbereitschaft“ und „gezielte 
Aufwertung“ von Quartieren umfassen, um den „Anteil von 
Familien mit Migrationshintergrund“ vordefinierten Zielgrößen 
anzunähern (d.h.: zu reduzieren bzw. zu verdrängen).

Zuletzt wurde noch die im Runden Tisch teilweise befürwortete 
Anlehnung an das Modell der Friedensstadt Osnabrück thema-
tisiert. Anhand eines Imagefilmes der Stadt Osnabrück wurde 
dargestellt, dass hierbei die Gefahr besteht, zugunsten einer posi-
tiven Außendarstellung alle möglichen und darunter auch pro-
blematische Initiativen unter einen zunehmend leeren Begriff der 
„Friedensarbeit“ oder „Friedensförderung“ zu subsummieren und 
die Beteiligung an und Verantwortung für Kriege systematisch zu 
negieren. Besonders deutlich wurde dies gegen Ende des Filmes, 
als der Wert einer Friedensstadt als Standortfaktor herausgestellt 
werden sollte und hierfür Klaus Hellmann von der Firma Hell-
mann Worldwide Logistics zu Wort kam. Die globale Ausrich-

tung der Stadt wurde als Standortfaktor für ein global tätiges 
Unternehmen gelobt. Verschwiegen wurde dabei, dass Hellmann 
Worldwide Logistics u.a. für die NATO in Afghanistan aktiv 
ist und gemeinsam mit dem Ausstatter Lion Apparel Deutsch-
land GmbH die LH Bundeswehr Bekleidungsgesellschaft mbH 
gegründet hat, mit der das Uniformwesen der Bundeswehr priva-
tisiert wurde. Hellmann hat sich außerdem gemeinsam mit dem 
Rüstungsriesen EADS um die Privatisierung der Basislogistik der 
Bundeswehr beworben. Deshalb ist es auch konsequent, dass 
Hellmann im Blauen Bund e.V. engagiert ist, einer Lobbyorga-
nisation der für die Bundeswehr tätigen Logistikunternehmen. 
Mit einem tatsächlichen Friedensengagement ist das schwerlich 
zu vereinigen. Während der Runde Tisch für solche Formen der 
„Friedensarbeit“ zumindest anfällig ist und dabei von der Stadt-
verwaltung auch Unterstützung signalisiert bekam, vertritt er ins-
gesamt keine klare Antikriegsposition und hat in diesem Bereich 
bislang kaum Mehrwert erbracht, womöglich eher im Gegen-
teil. Die IMI ist durch eine Person sporadisch am Runden Tisch 
beteiligt, was auch sehr geschätzt wird, und versucht dabei, die 
Antikriegsposition zu verteidigen. Die beteiligte Person hält das 
jedoch für relativ aussichtslos und kräftezehrend und möchte das 
Engagement in diesem Rahmen lieber wieder einschränken, die 
Positionen der IMI würden auch ohne eine unmittelbare Beteili-
gung lokal durch Veranstaltungen und Stellungnahmen wahrge-
nommen und auch respektiert.

Viel Zeit nahm die Kontroverse mit der Kampagne „Adopt a 
Revolution“ (AoR) ein, die Ende 2011 gegründet wurde und die 
sich – eigenen Angaben zufolge – zum Ziel setzte, Geld zur „Stär-
kung friedlicher politischer AktivistInnen [zu sammeln, um] eine 
militärische Eskalation unwahrscheinlicher“ zu machen. Unter-
stützerorganisationen der Kampagne sind u.a. medico interna-
tional, die Bewegungsstiftung, das Netzwerk Friedenskooperative 
und das Komitee für Grundrechte und Demokratie – d.h. auch 
Gruppen, mit denen die IMI teils eng befreundet ist.

Die Kampagne muss im Zusammenhang mit einer zu beobach-
tenden Polarisierung innerhalb der Friedens- und Antikriegsbe-
wegung in Deutschland gesehen werden. Nach dem Ausbruch 
der Proteste in Syrien und dem gewaltsamen Vorgehen des Assad-
Regimes gegen diese Proteste waren zwei Positionen dominant: 
die eine äußerte eine bedingungslose Unterstützung der Opposi-
tion zum Assad-Regime, die andere vertrat die Position, die Pro-
teste seien ausnahmslos vom „Ausland“ gesteuert mit dem Ziel, 
das missliebige Regime Assads zu stürzen. Innerhalb des Aktiven-
Treffens der IMI wurde früh der Konflikt in Syrien diskutiert. 
Die Position dieses Treffens war klar: Die Proteste sind vollkom-
men legitim und das gewaltsame Vorgehen des Regimes gegen 
diese Proteste vollkommen inakzeptabel. Allerdings musste auch 
festgestellt werden, dass sich der Protest stark militarisierte und 
die Bewaffnung der Aufstandsbewegung bald betrieben wurde. 
Dies – so wurde befürchtet – würde zu einer Eskalation des Kon-
fliktes beitragen, unter der der unbewaffnete Widerstand und die 
Bevölkerung in Syrien zu leiden hätten. 

Diese zunehmende Militarisierung der Proteste wurde allerdings 
von Seiten der Kampagne „Adopt a Revolution“ unserer Meinung 
nach nicht adressiert, vielmehr wurde ein sehr einseitiges Bild des 
Konfliktes in Syrien gezeichnet, die Rolle der Freien Syrischen 

Kontroversen in der Friedensbewegung
Bericht von der IMI-Mitgliederversammlung
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en Armee (FSA) nicht thematisiert und Menschenrechtsverletzun-

gen seitens bewaffneter Oppositioneller systematisch ausgeblen-
det. Teile des Beirates der Kampagne forderten sogar wiederholt 
öffentlich eine militärische Intervention und die Bewaffnung 
der FSA. Auch wenn sie dies nicht direkt im Namen von AoR 
taten, wurden derlei Positionen u.a. auf der Pressekonferenz zum 
Kampagnenstart vorgebracht. Jedenfalls erfolgte von AoR-Seite 
keine Distanzierung zu diesen Forderungen und insgesamt blieb 
die Positionierung bezüglich der Frage einer ausländischen Mili-
tärintervention sowie zur Bewaffnung der FSA eher schwammig.

Nach einer informellen Anfrage, wie die Forderungen nach 
Intervention und Bewaffnung innerhalb der Unterstützerorgani-
sationen diskutiert würden, gelangte die IMI aus der Antwort zu 
der Einschätzung, dass weder mit einem Ausstieg der Gruppen 
noch einer Klarstellung in diesen brisanten Fragen zu rechnen 
sein würde. Aus diesem Grund wurde im IMI-Vorstand eine Stel-
lungnahme formuliert, in der deutlich gemacht wurde, dass die 
Unterstützung der unbewaffneten Proteste absolut zu begrüßen 
und das Vorgehen von Assads Regime absolut inakzeptabel sei. 
Ebenso inakzeptabel sei es aber, nur einen Teil der Realität abzu-
bilden und die Militarisierung der Proteste sowie die massiven 
Instrumentalisierungsversuche seitens des Westens einfach aus-
zuklammern. Denn ob gewollt oder ungewollt würde damit an 
dem Stimmungsteppich für eine weitere Eskalation – sei es über 
eine Militärintervention und/oder die verstärkte Bewaffnung der 
Aufstandsbewegung – mitgewoben.

Der Text wurde den Unterstützerorganisationen am 23.März 
zugesandt. Wir wurden gebeten, den Text nicht zu veröffentli-
chen. Während des Aushandlungsprozesses und des Wartens 
auf eine Stellungnahme der Gruppen wurde ein Text auf der 
Homepage der Kampagne veröffentlicht, in dem man sich klar 
von militärischen Interventionen distanzierte und einige Punkte 
unserer Kritik aufgriff. Wesentliche Punkte, wie die Bewaffnung 
der Opposition, die Rolle der FSA und die Frage des zivilen versus 
militärischen Widerstandes wurde nicht adressiert. Anfang April 
wurde uns eine Antwort auf unsere Stellungnahme zugeschickt, 
die wir zusammen mit dieser veröffentlichten (www.imi-online.
de/2012/04/05/burgerkriegspatenschaft/).

Die Reaktionen auf unseren Text waren vor allem positiv, auch 
wenn es vereinzelt Kritik gab. Für viele war die Kritik der IMI an 
der Kampagne wichtig, um sich selbst positionieren zu können.

Doch die Debatte um und mit AoR war nicht die einzige Aus-
einandersetzung, die die IMI in den letzten Monaten auszutragen 
hatte. Von der „Arbeiterfotographie“ wurden ein IMI-Text und 
ein IMI-Vortrag – beide zur militärischen Intervention in Libyen 
– scharf angegangen. Beide wurden dafür kritisiert, dass die mili-
tärische Intervention der NATO zwar kritisiert worden sei, die 
geäußerte deutliche Kritik am Gaddafi-Regime wurde allerdings 
so gewertet, dass dadurch faktisch Zustimmung zur Interven-
tion geäußert worden wäre, was mit weiteren reichlich absurden 
Anschuldigungen und Mutmaßungen über die IMI angereichert 
wurde. Aufgrund des Stils der Argumentation, vor allem aber auf-
grund der Art der Anschuldigungen, beschloss die IMI darauf 
nicht zu reagieren. Auch hier wurde die Position der IMI von der 
anderen Seite her klar: Der Feind meines Feindes ist nicht auto-
matisch mein Freund! Auch wenn selbstverständlich jede Form 
von Militärintervention stets kategorisch abzulehnen ist – eine 
Kritik an repressiven Regimen ist ebenso notwendig wie richtig. 
Die Solidarität muss den gewaltfreien und progressiven Teilen der 
Bevölkerung gelten und nicht denjenigen, die sie unterdrücken.

Reagiert wurde allerdings auf eine Pressemitteilung des Kassler 
Friedensratschlages, in der zunächst vollkommen richtig die 
Intervention der NATO in Libyen scharf kritisiert wurde, in 

der allerdings auch gefordert wurde, dass „neutrale Blauhelme 
der Afrikanischen Union ins Land gelassen werden, die über 
eine Waffenruhe wachen sollen“. Nachdem die IMI sich versi-
chert hatte, dass dies wirklich so gemeint war, veröffentlichte sie 
einen Standpunkt, in dem begründet wurde, warum die IMI eine 
solche Truppe ablehne (www.imi-online.de/2011/08/30/keine-
truppen-nach-l/). Zum einen sei es angesichts der Situation in 
Libyen und der Intervention der NATO unwahrscheinlich, dass 
die AU-Truppe eine neutrale Position einnehmen könnte, zumal 
sie – wie andere AU-Missionen zeigen – auf die Unterstützung 
der NATO bzw. ihrer Mitgliedstaaten angewiesen wäre. Deswei-
teren würde mit der Forderung nach einer AU-Mission sugge-
riert, eine solche Truppe könne Zivilisten schützen – auch dies 
eine Annahmen, die in der Geschichte der zahlreichen Missio-
nen wiederlegt wurde und die die fatale Entwicklung der zuneh-
menden Militarisierung der AU weiter voranbringen könnte. 
Der Ratschlag veröffentlichte eine Antwort auf die Kritik (www.
ag-friedensforschung.de/regionen/Libyen/baf-imi.html). Da 
sowohl der Friedensratschlag, als auch die IMI der Meinung 
waren, dass es sich dabei um eine wichtige Debatte handele, 
wurde auf dem Ratschlag 2011 das Thema diskutiert. Auch wenn 
man sich nicht auf eine gemeinsame Position einigen konnte, so 
hat diese Debatte die Freundschaft und die Zusammenarbeit mit 
dem Ratschlag nicht beeinträchtigt. 

Nachdem diese Kontroversen und die Haltung der IMI darin 
vorgestellt worden waren, wurde diese von den IMI-Mitgliedern 
diskutiert. Das Vorgehen der IMI wurde durchweg als richtig 
beurteilt. Zum einen wurde betont, dass es wichtig sei, dass die 
IMI sich innerhalb solcher Debatten positioniert und gerade 
dieses auch die IMI-Arbeit ausmache. Vor allem aber der Versuch, 
die Kritik an befreundeten Gruppen solidarisch zu formulieren 
und ihnen die Bedenken – vor einer Veröffentlichung – zu ver-
mitteln, wurde positiv bewertet, auch wenn dies bedeutet, dass 
diese Auseinandersetzung viel Zeit, viele Absprachen und viel 
Arbeit bedeutet. 

Wahlen auf der IMI-MV

In den Vorstand wurden gewählt: 

Jürgen Wagner (geschäftsführend); Dr. Andreas Seifert 
(Kassierer) und als erweiterte Vorstände: Michael Haid; 
Claudia Haydt; Christoph Marischka; Tobias Pflüger, Jonna 
Schürkes

In den Beirat wurden gewählt: 

Gerhard Bausch; Dr. Peter Clausing; Bärbel Danner; Dirk 
Eckert; Frederico Elwing; Michael Schulze von Glaßer; Dr. 
Till Gocht; Kevin Gurka; Martin Hantke; Lühr Henken; 
René Jokisch; Dr. Lydia Krüger; Malte Lühmann; Thomas 
Mickan; Thomas Mitsch; Arno Neuber; Markus Pflüger; 
Johannes Plotzki; Bernhard Strasdeit; Daniel Weitbrecht.

Wir gratulieren allen in den Vorstand und Beirat Gewähl-
ten!
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Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffenhandel

Deutschland ist der größte Waffenexporteur der EU und 
liegt hinter den USA und Russland weltweit an dritter Stelle 
der Waffenlieferanten. Die deutschen Exporte von Kriegs-
waffen und Rüstungsgütern haben sich in den letzten Jah-
ren verdoppelt. Zu den Empfängern deutscher Waffen, 
Rüstungsgüter und Lizenzen zählen auch Diktaturen und 
autoritäre Regime. 

Die Folgen der Rüstungsexporte sind in den Empfänger-
ländern verheerend: Bestehende Konflikte werden verstärkt 
und eskalieren häufig gewaltsam; unzählige Menschen wer-
den getötet, verwundet, vertrieben oder erleiden schwere 
Traumata. So sind ungezählte Kriegsopfer Folge der guten 
Exportgeschäfte deutscher Waffenproduzenten. 

Jede Minute stirbt ein Mensch an den Folgen einer Ge-
wehrkugel, einer Handgranate oder einer Landmine. Fach-
leute schätzen, dass alleine durch Gewehre und Pistolen der 
Waffenschmiede Heckler & Koch nach dem Zweiten Welt-
krieg weit mehr als eine Million Menschen ihr Leben verlo-
ren haben. Weitere ungezählte Kriegsopfer sind durch die 
vielen anderen waffenexportierenden deutschen Unterneh-
men zu beklagen. 

Demonstration vor dem Reichstag in Berlin, Foto: IPPNW

Selbst wenn die Waffen und Rüstungsgüter  nicht einge-
setzt werden, sind finanzielle Mittel gebunden, die damit für 
Bildung und Armutsbekämpfung nicht mehr zur Verfügung 
stehen. 

Wir wollen dem Export von Terror und Gewalt made in 
Germany ein Ende setzen. 

Ziele der neuen Kampagne gegen Rüstungsexporte sind:
• aus der Zivilgesellschaft heraus Druck gegen die deutsche 
Praxis des Rüstungsexportes aufbauen und Alternativen zur 
Rüstungsproduktion aufzeigen
• eine grundsätzliche Veröffentlichungspflicht aller geplan-
ten und tatsächlich durchgeführten Exporte von Kriegswaf-
fen und sonstigen Rüstungsgütern durchsetzen, um öffent-
liche Diskussionen und parlamentarische Entscheidungen 
überhaupt zu ermöglichen
• die Aufnahme eines grundsätzlichen Verbotes von Rüs-
tungsexporten durch eine Klarstellung des Grundgesetzar-
tikels 26(2).
Die Kampagne „Aktion Aufschrei. Stoppt den  Waffenhan-
del“ wurde im Mai 2011 gestartet und wird mittlerweile von 
mehr als 100 Gruppen getragen. Schirmherrin ist Prof. Mar-
got Kässmann.
Informationen: www.aufschrei-waffenhandel.de
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DIEHL

Die Firma Diehl kann geradezu als Inbegriff eines Rüstungs-
konzerns gelten. Wie viele andere dieser Konzerne hat sie 
ihre Ursprünge in der zivilen verarbeitenden Industrie und 
hat sich erst in Vorfeld und Verlauf der beiden Weltkriege 
zunehmend auf Rüstungsgüter spezialisiert. Wie die meis-
ten anderen Rüstungskonzerne besteht sie heute aus einem 
umfangreichen Netzwerk an Subunternehmen und Joint-
Ventures, die sowohl im explizit militärischen als auch im 
zivilen Bereich aktiv sind sowie in den immer größeren 
Marktsegmenten wie Luftfahrt, Logistik, Sensorik und Si-
cherheitsanwendungen, welche eine Überschneidung beider 
Bereiche darstellen.

Der „Mutterkonzern“ ist die 1902 in Nürnberg als 
Kunstschmiede gegründete Diehl Stiftung und Co. KG. Da-
runter ist der Konzern heute in die Geschäftsbereiche „Me-
tall“, „Controls“, „Defence“, „Aerosystems“ und „Metering“ 
aufgeteilt. 1916 nahm das Unternehmen im Kontext des 1. 
Weltkriegs die Produktion von Munitionsteilen auf, 1939 
wurde es als „kriegswichtiger Betrieb“ eingestuft und stellte 
seine Produktion auf die Fertigung von Zündern und Patro-
nen um, bei der auch Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter 
eingesetzt wurden. Nach der Demontage der unmittelbaren 
Rüstungsproduktion im Zuge der Niederlage im 2. Welt-
krieg konzentrierte sich das Unternehmen kurzfristig auf die 
feinmechanische Fertigung, um (Zeitschalt-)Uhren und Re-
chenmaschinen herzustellen. Noch im Jahr 1955 wurde im 
Kontext der einsetzenden Wiederbewaffnung Deutschlands 
(auch) offiziell die „wehrtechnische Produktion“ wieder auf-
genommen. Im Anschluss erfolgte eine umfangreiche Ex-
pansion v.a. durch die Übernahme weiterer Gießereien und 
Technologiebetriebe bis Mitte der 1990er Jahre überwiegend 

in Deutschland, später auch weit darüber hinaus. Während 
insbesondere mit der Firma Junghans AG die Weiterent-
wicklung von Präzisions-Zeitmessern und Rechnersystemen 
vorangetrieben wurde, vergrößerte sich die Rüstungsspar-
te insbesondere durch die Übernahme der Mauser-Werke 
(Oberndorf ) 1979 und später durch Joint-Ventures mit Rüs-
tungskonzernen wie Rheinmetall (1997), Lockheed Martin 
(1999), SAAB (2000), Raytheon (2004) und Thales (2008). 
Hilfreich hierbei war die ab 1989 mit dem Erwerb der Bo-
denseewerk Gerätetechnik GmbH (BGT) sich intensivie-
rende Entwicklung von Luft-Luft-Raketen, Artilleriesyste-
men und Such-Gefechtsköpfen, für die Diehl umfangreiche 
Aufträge der Bundeswehr und aus anderen NATO-Staaten 
erhielt. Beispielhaft sei hier das Raketensystem IRIS-T ge-
nannt, das federführend von Diehl BGT Defence entwickelt, 
jedoch von mehreren NATO-Staaten finanziert wurde. Die-
se Waffe, die etwa 400.000 Euro pro Stück kostet, wurde 
dabei als 

Industriestandorte:

Von Aalen bis Winnenden
Das Verzeichnis der Wehrtechnischen Industrie in 

Baden Württemberg, welches hier folgt, basiert auf den 
öffentlich greifbaren Informationen über diese Firmen. 
Ausgangspunkte unserer Recherche waren Anzeigen in 
einschlägigen Militärzeitschriften und dem Handbuch 
der Bundeswehr, dem Mitgliederverzeichnis des Bun-
desverbandes der Wehrtechnischen Industrie, Verzeich-
nisse weiterer Verbände mit Militärbezug und Ausstel-
lerverzeichnisse großer Waffenmessen. Die genannten 
Details sind den Internetauftritten der Firmen oder 
Berichten der Presse entnommen. Vorhandene kriti-
sche Darstellungen wurden genutzt. Von den ca. 120 
Einträgen entfallen viele auf Firmen, deren Namen nur 
regional bekannt sein dürfte. Bei der Recherche wurde 
klar, dass nicht jede wirklich offen über ihr Engage-
ment im Bereich Militär informiert, sondern vielmehr 
bestimmte Formen der Verschleierung und Verharmlo-
sung existieren, die kurz angesprochen werden sollen. 
„Wir können alles“ - stellt eine Strategie dar, die mili-
tärische Nutzung des Produkt hinter einer technischen 
Innovation zu verstecken. Produkte werden dabei als 
technisch hochklassig, materialmäßig perfekt oder op-
timal verarbeitet dargestellt. Die Firmen, die sich so 
charakterisieren, stellen sich als Technologieträger dar, 
die nichts mit der späteren Verwendung zu tun haben 
wollen - es sind nicht selten „Zulieferer“ zu anderen. 

Militärische Produkte werden als Werkstücke präsen-
tiert. „Wir können es besser“ - ist eine ähnlicher Ansatz, 
der aber entscheidend darüber hinaus geht: angeboten 
werden nicht einzelne Werkstücke, sondern komplexe 
Systeme. Man rühmt sich nicht nur, ein Technologie-
träger zu sein, sondern auch „Entwicklungen“ durch-
führen zu können, die das (End-)Produkt verbessern. 
Hier wird nicht mehr unbedingt verschleiert, sondern 
offensiv damit geworben, ein zuverlässiger Partner für 
die Truppen zu sein - internationale Kontakte und Ex-
porte zeigen dann die angebliche Neutralität an. Sys-
temzulieferer dieser Art fühlen sich nicht für die Folgen 
des Einsatzes ihrer Produkte zuständig, sondern nur 
für dessen Funktionsfähigkeit. Eine perfide Variante 
ist es, ein mehrheitlich militärisches Engagement „mit 
zivilen Bildern zu verdecken“ - dabei wird das militä-
risch genutzte Produkt im Kontext von z.B. Feuerwehr 
oder Rettungseinsätzen gezeigt, womit bewusst der 
Eindruck erzeugt wird, es handele sich um ein Pro-
dukt für den Katastrophenschutz. Erst beim Blättern 
durch die eigentlichen Produktbeschreibungen wird 
dann deutlich, dass militärische Anforderungen und 
Spezifikationen bei der Entwicklung Pate gestanden 
haben. Beliebt ist auch das „zweite Geschäftsfeld“, dass 
immer dann angeführt wird, wenn es einen großen zi-
vilen Geschäftsbereich gibt, den man von der schädli-
chen Optik der Produktion für den Krieg sauber halten 
will. Dabei wird das Geschäft mit Rüstungsgütern oder 
der Zulieferung zur militärischen Industrie keinesfalls 

verschwiegen, man gliedert es vielmehr in eine ande-
re Firma aus, oder verbannt es in einen Extrabereich 
auf der Homepage, auf den man nur stößt, wenn man 
danach sucht. Beispiele hierfür sind z.B. Losberger 
oder Kärcher, die ihre Zulieferung zu den Armeen der 
Welt in Unterfirmen wie Losberger RDS oder Kärcher 
Futuretech ausgegliedert haben. Es gibt einzelne Fir-
men, die diese Sonderbereiche auf ihren Homepages 
mit einem Passwortschutz versehen haben und nur 
zugänglich sind, wenn man sein Geschäftsinteresse per 
mail äußert. Es gibt selbstverständlich auch die „offene 
Darstellung“ des Firmenzwecks und der militärischen 
Produkte - sie ist vor allem bei den Firmen anzutreffen, 
die ausschließlich im Wehrbereich arbeiten. 

Das Verzeichnis hier ist bei weitem nicht vollständig 
aber es erfüllt aus unserer Sicht seinen Zweck, den ge-
neigten Leser einen Einstieg in die Materie zu liefern 
und Fragen aufzuwerfen, die man sich im regionalen 
Kontext stellen sollte. Falls dem ein oder anderen Leser 
weitere Firmen bekannt sind, die aufgenommen wer-
den sollten (z.B. in einer Neuauflage dieses Rüstungsat-
las), so bitten wir um eine kurze Mitteilung: ruestungs-
atlas@imi-online.de.

Aalen
Carl Zeiss Vision GmbH
Turnstr. 27, 73430 Aalen

Siehe den Eintrag zu Zeiss bei Oberkochen
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RÜSTUNG

Standardausrüstung für andere transnationale Rüstungspro-
jekte wie den Eurofighter oder den Eurocopter Tiger kon-
zipiert, womit eine langfristige Nachfrage generiert wurde. 
Durch seine Beteiligung an dem Public-Private-Partner-
ship-Projekt Heeresinstandsetzungslogistik GmbH (HIL), 
an dem das BMVg 49,5% der Anteile hält und das auch 
die Wartung im Einsatz umfasst, hat der Konzern weitere 
langfristige Abhängigkeiten und einen Wettbewerbsvorteil 
geschaffen.

Diehl zeichnet sich also – wie alle wirklich erfolgrei-
chen Rüstungsunternehmen – durch eine große Nähe zu 
politischen Entscheidungsträgern und eine zielsichere Ver-
ortung in der jeweiligen geopolitischen Konstellation aus. 
Zeitschriften der deutschen und zunehmend auch europäi-
schen Rüstungslobby unterstützt der Konzern seit jeher mit 
großzügigen Anzeigen. Diehl war früh an der Ausbildung 
europaweiter Lobby-Strukturen und der Ausarbeitung des 
Europäischen Sicherheitsforschungsprogramms beteiligt, 
von dessen Förderungsgeldern der Konzern nun profitiert. 
Diehl war auch ein wichtiger Akteur bei der Entwicklung 
von Zukunftstechnologien und deren Einführung auf dem 

Rüstungsmarkt, beteiligte sich früh an der 
Herstellung von Droh-

nen und „weniger tödlichen Waffen“. Sein Sensocopter kreist 
heute im Auftrag der Polizei über den „Problemvierteln“ 
Liverpools, auch am EU-finanzierten Großprojekt IMSK 
(„Integrated Mobile Security Kit“), das Technologien zur 
großräumigen Videoüberwachung, zur Sicherung von Kont-
rollpunkten und zur Detektion von Gefahrstoffen zur „Wie-
derherstellung der Sicherheit in Krisenfällen“ integrieren 
soll, ist Diehl umfangreich beteiligt. Während Diehl sich also 
wie andere Rüstungskonzerne auch innerhalb der EU zuneh-
mend auf „Sicherheitsanwendungen“ ausrichtet, die sowohl 
militärisch, als auch zivil in „asymmetrischen Konfliktlagen“ 
zum Einsatz kommen sollen, baut es seine Geschäftskontak-
te für konventionelle Rüstungsgüter systematisch über den 
NATO-Rahmen hinaus auf. Aus einer massiven Präsenz auf 
Rüstungsmessen auf der Arabischen Halbinsel und im süd-
ostasiatischen Raum gingen nun bereits erste Kooperations-
projekte mit dortigen Rüstungsunternehmen und Regierun-
gen hervor, nach Vertretungen in Bangkok, Ankara und Abu 
Dhabi eröffnete Diehl Defence Ende März in Anwesenheit 
von Regierungsvertretern aus Deutschland, Österreichs und 
der Schweiz auch eine Repräsentanz in unmittelbarer Nach-
barschaft des indischen Verteidigungsministeriums in Neu 
Delhi.  www.diehl.com/de/diehl-defence.html

DIEHL IRIS-T

MIL-KABEL-SYSTEMS GmbH
Am Nesselbach 25, 73434 Aalen

Der Anbieter von Kabelsystemen aus Aalen ist seit 
15 Jahren im Geschäft mit Militär und Industrie. Mit 
der Spezialisierung auf die Fertigung kleiner Serien 
oder Prototypen und einem hohem technischem Ni-
veau bei der Fertigung von Kabelbäume und Stecker-
verbindungen ist er geradezu ideal als Zulieferer für die 
Rüstungsindustrie geeignet.

RUD Ketten Rieger & Dietz GmbH u. Co KG
Friedensinsel, 73432 Aalen

RUD fertigt Ketten für Reifen von PKW, LKW und 
Nutzfahrzeugen. Die Bundeswehr und NATO-Partner 
werden mit Gleitschutzketten sowie Anschlagketten 
zur Ladungssicherung und als Hebegeschirr beliefert.

Aulendorf
Boger Electronics GmbH
Grundesch 15, 88326 Aulendorf

Boger ist dem Hobby-Funker als Onlineshop für die 
ganze Bandbreite des Funker-Bedarf bekannt. Das Bo-
ger Systemhaus ist darüber hinaus eine Entwicklungs-
firma für Funkaufklärung und Funküberwachungs-
systeme, die Behörden und Militär beliefert. Boger 
vertreibt Antennen, COMINT-Systeme, Signalanaly-
segeräte, GSM-Monitoring und Jamming-, Tracking- 
und Überwachungssysteme. Auch akustische Kanonen 

für den Einsatz gegen Piraten sind im Katalog. Oder, 
wie sie es auf ihrer Website ausdrücken: „Schutz für den 
Menschen. Schlagkraft für den Staat. boger electronics 
bietet GSM-Aufklärung in einer neuen Dimension. 
Überwacht werden können Telefongespräche innerhalb 
des GSM-Netzes 900/1800 und 850/1900MHz, ein-
schließlich des erweiterten GSM-Frequenzbereichs.“ 
Boger engagiert sich in der Dualen Hochschule Baden-
Württemberg.

Backnang
Tesat-Spacecom GmbH & Co.KG
Gerberstr. 49, 71522 Backnang

Tesat-Spacecom entwickelt satellitengestützte Kom-
munikationsplattformen, die immer öfter auch An-
wendung beim Militär finden. Oder, wie sie in ihrer 
Selbstdarstellung schreiben: „Ausgehend von ihrer Füh-
rungsposition im kommerziellen Satellitenmarkt und 
den dort notwendigen höchsten Qualitätsstandards 
werden die Produkte des Backnanger Unternehmens 
auch immer stärker in verschiedenen raumgestützten 
Systemen für den Sicherheits- und Verteidigungssek-
tor in Deutschland, Europa und den USA eingesetzt.“ 
Das Unternehmen entwickelt derzeit ein Verfahren zur 
Übermittlung großer Datenmengen via Laserstrahl. Es 
ist ein Beispiel für ein Unternehmen der im Kern zi-
vilen Raumfahrt, das an das Militär „verkauft“ und in 
kleinerem Bereich entwickelt. Tesat ist Teil des EADS-

Teilkonzerns Astrium und damit eingebunden in einen 
militärisch ausgerichteten Konzern. Siehe auch den 
Eintrag zu EADS/Daimler bei Stuttgart.

SELEX Communications GmbH
Spinnerei 48, 71522 Backnang

Selex gehört zum italienischen Finmeccanica-Kon-
zern, einem der größten Rüstungskonzerne weltweit 
und ist auf die Entwicklung anspruchsvoller Kommu-
nikationslösungen für den Betrieb in der Wirtschaft 
und dem Militär spezialisiert. Neben Navigationsele-
menten für die Luft- und Raumfahrt offeriert man in-
tegrierte militärische Kommunikation für strategische, 
taktische, seegestützte und satellitengestützte Applika-
tionen. Auch „sichere“ Kommunikationsinfrastruktur 
wird von Selex entwickelt.

Bad Rappenau 
Losberger GmbH/ Losberger Rapid Deployment 
Systems
Gottlieb-Daimler-Ring 14, 74906 Bad Rappenau 

Losberger ist ein im Messe- und Hallenbau bekann-
tes Unternehmen, das mit seiner Sparte RDS speziell 
den Markt militärischer Zelte und Hallen bedient. 
Konzepte für schnell aufstellbare Flugzeughangars sind 
genauso vorhanden, wie Zelte für Feldlager – die Firma 
geht zurück auf die ehemaligen Militärzeltproduzenten 
Bachman, TMB und Losberger AIS.
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BUNDESWEHRRÜSTUNGSATLAS
BADEN-WÜRTTEMBERG

u.a.: Bundeswehrreform in Baden-Württemberg; Bun-
deswehrstandorte in Baden-Württemberg; Konversion: 
Was kommt nach der Bundeswehr; 
Kommando Spezialkräfte in Calw; Deutsch-Französische 
Brigade; Werbeoffensive der Bundeswehr

Bundeswehr und Militär

u.a.: Schwäbische Präzision für den Krieg; Rüstungs-
export; Rüstungsstandorte; Firmenportraits: Diehl,  
Heckler&Koch, Kärcher Futuretch, MTU Friedrichsha-
fen, EADS; Gewerkschaften und Rüstung; Der Rüstungs-
raum Bodensee; Drohen

Rüstungsstandort Baden-Württemberg

u.a.: Wo beginnt der Krieg?; Erklärung des Tübinger 
Zivilklauselkongresses; Blackbox: Drittmittel – Exter-
ne Forschungsfinanzierung; Wehrforschung in Baden-
Württemberg; Forschen für die zivile Sicherheit; Zivil-
klausel – Chancen und Probleme

Forschung für Krieg und Sicherheit

u.a.: Die Friedensbewegung in Baden-Württemberg; 
Schulfrei für die Bundeswehr; Atomwaffenfrei Jetzt; Ak-
tion Aufschrei – Stoppt den Waffenhandel; Adresse für 
antimilitaristische und Friedensarbeit; Institutionen der 
Friedens- und Konfliktforschung

Friedensbewegung und Protest

Rüstungsatlas 
Baden-Württemberg 2012

Die Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. hat einen Rüstungsatlas für 
Baden-Württemberg zusammengestellt. Auf 72 Seiten wird kompakt über die 
Rüstungsindustrie und das Militär in diesem Bundesland informiert. Mit verschie-
denen informativen Aufstellungen zu z.B. Bundeswehrstandorten, Rüstungsstand-
orten und Forschungsinstitutionen der Rüstungsforschung wird die ganze Breite 
des Feldes von Militär und Rüstung behandelt. Begleitende Texte geben Auskunft 
und Argumente an die Hand, um eine Kritik vor Ort voran zu bringen. Der Atlas 
enthält Karten und Schaubilder und eignet sich sowohl als Infomaterial für Infoti-
sche, als auch als Grundlage für eigenes lokales Informationsmaterial.  
Kosten: 3,50 € zzgl. Porto (ab 10 Ex.: 3,00 zzgl. Porto). 
Verfügbar ab ca. dem 20. August. 
Zu bestellen über www.imi-online.de oder www.dfg-vk.de. 
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